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(Beginn: 13:01 Uhr)

Präsidentin Ilse Aigner: Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich eröffne die 
59. Sitzung des Bayerischen Landtags, und ich bitte Sie, sich zu einer Gedenkmi-
nute, zu einer Schweigeminute von den Plätzen zu erheben. 

(Die Anwesenden erheben sich)

Am 7. Oktober 2023 haben islamistische Terroristen das größte Pogrom gegen 
Jüdinnen und Juden seit der Shoa verübt. Auf das Brutalste ermordeten, quälten, 
folterten, verstümmelten und vergewaltigten sie über 1.200 israelische Babys, Kin-
der, Frauen und Männer. Mehr als 250 Menschen wurden verschleppt. Noch immer 
sind 48 Geiseln in den Fängen der Hamas. 20 davon könnten noch am Leben 
sein. Sie und ihre Familien erleben ein Martyrium, das man sich überhaupt nicht 
vorstellen kann. Der 7. Oktober hat die jüdische Welt der Gegenwart zerrissen – in 
ein Davor und in ein Danach.

Weit über Israel hinaus hat dieser Tag bei jüdischen Menschen, auch hier bei 
uns, das Trauma des Holocaust erneuert: mörderischer Hass, Verfolgung, Verletz-
lichkeit, Einsamkeit. Mir ist auch heute, am Tag danach, sehr wichtig, dass wir von 
dieser Stelle aus das ganz klare Zeichen senden: Wir stehen heute und jeden Tag 
an der Seite der jüdischen Menschen, hier wie in Israel. Wir fühlen mit ihnen. Wir 
sind im Schmerz verbunden. Wir teilen ihre Trauer. –

Vielen Dank, dass Sie sich von den Plätzen erhoben haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch das Leid im Gazastreifen, das uns berührt, 
will ich hier ansprechen. Seit über einer Woche liegt nun ein Plan von Präsident 
Trump auf dem Tisch. Die Verhandlungen in Scharm el Scheich laufen. Netanjahu 
hat bereits eingewilligt. Jetzt ist die Hamas am Zug. Sie muss endlich die israeli-
schen Geiseln freilassen und beweisen, was bisher nicht zu sehen war, nämlich 
dass sie wirklich Frieden will, dass sie den jüdischen Staat Israel akzeptiert und 
dass sie auch die Waffen niederlegt. Die Hamas und ihre Unterstützer müssen be-
weisen, dass sie das Leid der Menschen im Gazastreifen wirklich beenden wollen 
und ihnen damit endlich ein echtes Leben ermöglichen.

Wir blicken bangend in den Nahen Osten und hoffen auf Frieden, meine sehr 
geehrten Kolleginnen und Kollegen. Wir hoffen auf Sicherheit, auch für Israel, und 
wir hoffen inständig auf ein friedliches Zusammenleben in dieser Region.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf Sie bitten, sich noch mal von den Plätzen 
zu erheben, weil wir leider einer ganzen Reihe von ehemaligen Kolleginnen und 
Kollegen gedenken wollen. 

(Die Anwesenden erheben sich)

Erst nach dem letzten Plenum vor der sitzungsfreien Zeit hat uns die Nachricht 
erreicht, dass am 21. Juli im Alter von 88 Jahren Dr. Klaus Hahnzog verstorben ist. 
Er gehörte dem Bayerischen Landtag von 1990 bis 2003 an und vertrat die SPD 
zunächst im Stimmkreis München-Giesing und später im Wahlkreis Oberbayern.

Dr. Klaus Hahnzog hatte in Frankfurt am Main, Berlin und München Rechtswis-
senschaften studiert. Als Jurist arbeitete er im Staatsministerium der Justiz, als 
Staatsanwalt, als wissenschaftlicher Mitarbeiter am Bundesverfassungsgericht, als 
Amtsrichter und als Rechtsanwalt.

Von 1973 bis 1982 war er als berufsmäßiger Stadtrat Kreisverwaltungsreferent 
der Landeshauptstadt München. 1984 wurde er Dritter Bürgermeister. Parallel 
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war er von 1978 bis 1990 Richter am Bayerischen Verfassungsgerichtshof und 
publizierte zahlreiche verfassungs- und verwaltungsrechtliche Veröffentlichungen. 
Im Bayerischen Landtag war er insbesondere Vorsitzender des Ausschusses für 
Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfragen.

Dr. Klaus Hahnzog hat sich als Jurist, Politiker und Mensch in herausragender 
Weise um unseren Rechtsstaat, den Parlamentarismus und das demokratische 
Miteinander verdient gemacht. Für sein politisches und gesellschaftliches Engage-
ment wurde er insbesondere mit dem Bayerischen Verdienstorden und der Verfas-
sungsmedaille in Gold ausgezeichnet.

Der Bayerische Landtag trauert mit den Angehörigen und wird Dr. Klaus Hahnzog 
ein ehrendes Gedenken bewahren. –

Am 29. Juli ist im Alter von 87 Jahren Georg Fickler verstorben. Er gehörte dem 
Bayerischen Landtag von 1977 bis 1978 sowie von 1979 bis 1994 an und vertrat 
die CSU im Wahlkreis Schwaben.

Georg Fickler hatte eine Gärtnerlehre absolviert. Nach einer Weiterbildung in der 
Schweiz wurde er 1963 Gärtnermeister und machte sich 1971 selbstständig. Er 
wurde Vorsitzender des Kreisverbandes für Gartenbau und Landespflege, war sehr 
stark in der Katholischen Jugend aktiv und zog als jüngstes Mitglied in den Kreis-
tag von Memmingen ein. Im Bayerischen Landtag war er insbesondere Mitglied im 
Ausschuss für Landesentwicklung und Umweltfragen.

Für sein politisches und gesellschaftliches Engagement wurde er mit dem Baye-
rischen Verdienstorden sowie dem Verdienstkreuz am Bande des Verdienstordens 
der Bundesrepublik Deutschland ausgezeichnet.

Der Bayerische Landtag trauert auch mit seinen Angehörigen und wird Georg 
Fickler ein ehrendes Gedenken bewahren. –

Und dann erreichte uns am 23. August die Nachricht, dass der ehemalige Erste 
Vizepräsident des Bayerischen Landtags Reinhold Bocklet im Alter von 82 Jahren 
verstorben ist. Gestern fand ein Requiem in seiner Heimatgemeinde statt, wo 
einige von uns ihm schon die letzte Ehre erwiesen haben. Er gehörte dem Baye-
rischen Landtag von 1994 bis 2018 an und vertrat die CSU zunächst im Wahlkreis 
Oberbayern und dann im Stimmkreis Fürstenfeldbruck-Ost.

Er hatte in München Rechtswissenschaften und Politikwissenschaft studiert. Nach 
dem zweiten juristischen Staatsexamen wurde er zunächst wissenschaftlicher Mit-
arbeiter des Deutschen Bildungsrates und war dann als Referent in der Staats-
kanzlei für die Landeszentrale für politische Bildungsarbeit zuständig.

1976 erhielt er einen Lehrauftrag für politische Systemlehre an der LMU und er-
hielt den wissenschaftlichen Sonderpreis des Bayerischen Landtags. Von 1979 
bis 1993 war der überzeugte Europäer Mitglied des Europäischen Parlaments, 
wo er unter anderem als Generalberichterstatter für die Reform der europäischen 
Agrarpolitik fungierte sowie als Vorsitzender des Ausschusses für Recht und Bür-
gerrechte im Europäischen Parlament.

Von 1993 bis 1998 war Reinhold Bocklet Bayerischer Staatsminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. Danach war er von 1998 bis 2003 Staatsminister für 
Bundes- und Europaangelegenheiten in der Staatskanzlei und Bevollmächtigter 
des Freistaates Bayern beim Bund. In dieser Funktion bahnte er den Weg für die 
Vertretung des Freistaates Bayern bei der EU im ehemaligen Institut Pasteur in 
Brüssel. Auch die Einrichtung der Landesvertretung in Berlin ging auf sein Wirken 
zurück.
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Von 1994 bis 2003 war er Mitglied des Ausschusses der Regionen der Euro-
päischen Union und zuletzt Vorsitzender der EVP-Fraktion als Erster Vizepräsi-
dent.

Seit 2008 engagierte er sich auch in der Kommunalpolitik als Mitglied des Kreista-
ges Fürstenfeldbruck.

Im Bayerischen Landtag war Reinhold Bocklet Mitglied im Ausschuss für Bundes- 
und Europaangelegenheiten sowie für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Tech-
nologie. Vor allem war er jedoch von 2008 bis 2018 Mitglied des Präsidiums und 
Erster Vizepräsident. Seit 2018 war er zudem Vorsitzender der Europäischen Aka-
demie Bayern.

Mit Reinhold Bocklet verabschieden wir uns von einer herausragenden Persönlich-
keit. Er war ein glühender Europäer und ein leidenschaftlicher Parlamentarier. Er 
konnte klug und beherzt stundenlang über Politik und Demokratie reden. Er hat für 
die Gestaltungskraft der Politik und für die Demokratie wirklich gelebt. Sein Einsatz 
für den Freistaat Bayern und für die Menschen in seiner Heimatregion sowie auch 
für die Völkerverständigung weit über Deutschlands Grenzen hinaus ist einzigartig.

Für sein herausragendes politisches und gesellschaftliches Engagement wurde 
er mit zahlreichen hohen Auszeichnungen gewürdigt, insbesondere mit der Verfas-
sungsmedaille in Gold und mit dem Bayerischen Verdienstorden. Darüber hinaus 
war er Ritter der Ehrenlegion der Französischen Republik.

Der Bayerische Landtag trauert mit seiner Frau, mit seinem Sohn und seinen 
Angehörigen. Wir werden Reinhold ein ehrendes Gedenken bewahren. –

Am 25. August ist im Alter von 89 Jahren Anne Hirschmann verstorben. Sie ge-
hörte dem Bayerischen Landtag von 1994 bis 2003 an und vertrat die SPD im 
Wahlkreis Oberbayern.

Im Jahr 1935 in Koblenz geboren, gehörte auch sie der politischen Generation an, 
die ihre Kindheit im Krieg und die prägende Sozialisierung in der Nachkriegszeit 
erfahren hat. Diese Generation hat unsere junge bundesrepublikanische Demo-
kratie mit aufgebaut. Von 1984 bis 1994 war die gelernte Arzthelferin Stadträtin 
der Landeshauptstadt München. Im Bayerischen Landtag war sie insbesondere 
Mitglied im Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und Parlamentsfragen sowie für 
Sozial-, Gesundheits- und Familienpolitik. Zudem war sie Mitglied im Wirtschafts-
beirat ESV-Aubing und Vorsitzende des Landesverbandes des Deutschen Diabeti-
ker Bunds. Bildungsthemen und soziale Gerechtigkeit spielten in ihrem politischen 
Engagement eine zentrale Rolle. Der Bayerische Landtag trauert mit ihren Ange-
hörigen und wird Anne Hirschmann ein ehrendes Gedenken bewahren. –

Am 19. September ist im Alter von 88 Jahren Dr. Gerhard Zech verstorben. Er 
gehörte dem Bayerischen Landtag von 1974 bis 1982 sowie von 1990 bis 1994 an 
und vertrat die FDP im Wahlkreis Oberbayern.

Im Jahr 1937 in Darmstadt geboren, war auch sein Leben zunächst geprägt von 
den dunklen Zeiten unseres Landes. Auch er zählte zu jener politischen Genera-
tion, die früh entschied, unsere junge Demokratie aufzubauen. Er hat in Darmstadt, 
München und Göttingen Physik studiert und 1962 sein Studium mit Diplom abge-
schlossen. Als er vier Jahre später promoviert wurde und später bei der IABG 
in Ottobrunn in der Datenverarbeitung und Systemforschung zu arbeiten begann, 
war er bereits politisch aktiv. Im Jahr 1974 wurde er erstmals in den Bayerischen 
Landtag gewählt, 1978 erneut. Nach acht Jahren der außerparlamentarischen Op-
position zogen seine Partei und er 1990 wieder in den Landtag ein. Dort gehörte er 
insbesondere dem Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen an.
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Der Bayerische Landtag trauert mit seinen Angehörigen und wird Dr. Gerhard Zech 
ein ehrendes Gedenken bewahren. – 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das waren leider viele. Ich danke Ihnen, dass Sie 
sich zu ihren Ehren erhoben haben.

Nachdem es eine lange sitzungsfreie Zeit war, hat es in dieser Zeit auch eine 
ganze Reihe von Geburtstagen gegeben, die ich aber auch nachholen will. Einen 
halbrunden Geburtstag haben das Präsidiumsmitglied Martina Gießübel, Manuel 
Knoll, Josef Lausch, Patrick Friedl, Stefan Löw, Martin Stock und Franz Schmid ge-
feiert – herzlichen Glückwunsch den Halbrunden. Einen runden Geburtstag haben 
die Kolleginnen und Kollegen Staatsekretär Sandro Kirchner, Nikolaus Kraus, 
Dr. Martin Brunnhuber, Alfred Grob und Melanie Huml gefeiert. Heute hat auch 
noch der Kollege Johann Groß Geburtstag. Allen Geburtstagskindern wünsche ich 
aktuell und nachträglich alles Gute zum Geburtstag. – Viel Glück, Gottes Segen 
und Freude am Leben.

(Allgemeiner Beifall)

Jetzt rufe ich Tagesordnungspunkt 1 a auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Christoph 
Maier, Martin Böhm u. a. und Fraktion (AfD)
zur Aufhebung des Bayerischen Beauftragtengesetzes und zur 
Änderung weiterer Rechtsvorschriften (Drs. 19/7437)
- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden nicht miteinander verbunden. Ich erteile als 
Erstem das Wort dem Kollegen Jörg Baumann.

(Beifall bei der AfD)

Jörg Baumann (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kollegen! Der 
Ministerpräsident hat im Jahr 2024 vollmundig den Stellenabbau im Staatsdienst 
angekündigt. Es sollen 5.000 Stellen wegfallen. Vor Kurzem hat er noch einmal 
nachgelegt: Bis zum Jahr 2040 sollen 10.000 Stellen gestrichen werden. Wenn 
man politisch interessiert ist, weiß man, dass das passiert, was immer passiert, 
nämlich nichts: keine erkennbaren Fortschritte beim Stellenabbau, kein spürbarer 
Abbau der Bürokratie und keine Entlastung für die bayerischen Steuerzahler. Statt-
dessen sehen wir weiterhin, wie der Staatsapparat unnötig aufgebläht wird.

Genau hier setzen wir als AfD mit unserem Gesetzentwurf zur Aufhebung des 
Bayerischen Beauftragtengesetzes an. Das ist ein konkreter Schritt, um endlich 
Stellen zu streichen und Ressourcen sinnvoll einzusetzen. Unser Gesetzentwurf 
richtet sich gegen eine Beauftragtenstruktur, die ineffizient, kostspielig und für die 
Bürgerinnen und Bürger Bayerns ohne erkennbaren Nutzen ist. Schauen wir uns 
einmal die Zahlen an. Allein die Personalkosten für die Mitarbeiterstäbe betragen 
für das Haushaltsjahr 2024 3,6 Millionen Euro. Hinzu kommen noch monatlich 
2.000 Euro als Amtsentschädigung pro Beauftragtem. Das sind für die Beauftrag-
ten also insgesamt 192.000 Euro jährlich. Die Beauftragten binden nicht nur finan-
zielle Mittel, sondern auch Arbeitskräfte, die in anderen Bereichen des öffentlichen 
Dienstes wie in der Bildung, der Gesundheit oder der öffentlichen Sicherheit weit-
aus sinnvoller eingesetzt werden könnten.

Doch was bekommen die Bürger Bayerns für diese enormen Kosten- und Perso-
nalbindungen zurück? – Ein Mehrwert durch diese Beauftragten ist nicht ersicht-
lich. Was sollten sie auch zusätzlich leisten, was die derzeit zahlreich vorhandenen 
Mitarbeiter an den jeweiligen Ministerien und Behörden oder die Abgeordneten 
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nicht auch schon bislang leisten können? Ist nicht jeder Abgeordnete ein Beauf-
tragter für alle Bürger in diesem Land und für alle Belange?

(Beifall bei der AfD)

Auch im Antwortschreiben auf unsere Schriftliche Anfrage bezüglich der Beauftrag-
ten der Staatsregierung wird kein konkreter Mehrwert, der durch die Beauftragten 
und ihre Mitarbeiter entsteht, genannt. Außerdem können keine konkreten Aufga-
benstellungen genannt werden. Die Arbeit der Beauftragten, so gut sie vielleicht 
gemeint sein mag, bringt keinen spürbaren Nutzen, und das für 3,8 Millionen Euro 
im Jahr.

Weiter stellt sich die Frage, warum die betreffenden Ministerien, die auch Hunderte 
von Mitarbeitern haben, die nicht genau definierten Aufgaben der Beauftragten 
nicht ganz einfach selbst mit erledigen. Wir haben es mit einem bürokratischen 
Unmaß zu tun, das lediglich dazu dient, zusätzliche Strukturen zu errichten und 
zu verstetigen. Dies ist kein effizientes Arbeiten, sondern pure Verschwendung auf 
Kosten der Steuerzahler. Unser Gesetzentwurf zur Aufhebung des Bayerischen 
Beauftragtengesetzes ist daher nicht nur ein Akt der Haushaltsdisziplin, sondern 
auch ein Signal an die Bürger, dass wir ihre Interessen ernst nehmen. Wir wollen 
den Staat verschlanken, ihn effizienter machen und sicherstellen, dass jeder Euro 
dort ankommt, wo er auch wirklich gebraucht wird.

(Beifall bei der AfD)

Die Abschaffung der Beauftragtenstellen ist ein erster, aber wichtiger Schritt in 
diese Richtung. Unser Gesetzentwurf zeigt, dass wir bereit sind, überflüssige 
Strukturen abzubauen und Bürokratie zu bekämpfen, etwas, was die derzeitige 
Staatsregierung trotz ihrer großen Ankündigungen bisher nicht einmal ansatzweise 
geschafft hat.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Gelächter!)

Versprechen, die bis in das Jahr 2040 reichen und dann doch nicht eingehalten 
werden, bringen uns nicht weiter. Mit unserem Gesetzentwurf liefern wir eine greif-
bare Lösung, die sofort Wirkung zeigt. Wir reduzieren nicht nur die Kosten, son-
dern auch das Personal, das in diesen ineffizienten Strukturen gebunden ist. Damit 
setzen wir ein Beispiel für einen verantwortungsvollen Umgang mit Steuergeld; 
denn eines ist klar: Ein aufgeblähter Staat, der mehr Geld ausgibt, als er einnimmt, 
und dabei keinen spürbaren Nutzen für die Bürgerschaft liefert, ist auf Dauer nicht 
tragfähig.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Damit eröffne ich die Aussprache. Wir haben 29 Minuten 
vereinbart. Als Erster hat Herr Kollege Karl Straub für die CSU-Fraktion das Wort.

Karl Straub (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ein kleines Vorwort: Dass Sie den Mehrwert der Beauftragten nicht erkennen, 
wundert mich nicht; denn da, wo die Beauftragten unterwegs sind, sehe ich nie 
AfD-Abgeordnete.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

Da sehe ich nur die Abgeordneten der Regierungsfraktionen und auch der Opposi-
tion. Wir reden mit den Leuten und nicht über die Leute. Wir bewegen uns in der 
Bevölkerung und nicht in der Social-Media-Blase, in der Sie leben.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN und der SPD)
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Ich bin Ihnen tatsächlich dankbar für diese Steilvorlage, weil wir relativ selten die 
Gelegenheit haben, das Beauftragtenwesen – so nenne ich es einmal – in der Öf-
fentlichkeit darzustellen. Ich möchte einmal alle Beauftragten namentlich nennen, 
weil sie wirklich eine hervorragende Arbeit leisten. Ich nenne unseren Bürgerbe-
auftragten Wolfgang Fackler, unseren Patientenbeauftragten Thomas Zöller, den 
Beauftragten für Bürokratieabbau, den gefürchteten und geschätzten Walter Nus-
sel, unsere Beauftragte für das Ehrenamt Gabi Schmidt und unseren Beauftragten 
für jüdisches Leben und gegen Antisemitismus – allein diese Bezeichnung zeigt, 
dass wir diesen Beauftragten unbedingt brauchen – Herrn Dr. Ludwig Spaenle. 
Ich nenne ferner unsere Beauftragte für Aussiedler und Vertriebene Frau Dr. Petra 
Loibl und unseren Beauftragten für Menschen mit Handicap Herrn Holger Kiesel. 
Integrationsbeauftragter bin ich. Ich möchte mich ganz herzlich für die Zusammen-
arbeit und für das, was Sie alle draußen leisten, bedanken.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ich möchte eines betonen: Wir haben auf Bundesebene, wo das Beauftragtenwe-
sen etwas überhandgenommen hat, durchaus Kritik geübt. Aber wir haben mit 
unseren sieben Beauftragten plus Herrn Holger Kiesel, der gesetzlich anders gere-
gelt ist, ein Niveau erreicht, das einen wirklichen Mehrwert für die Bürger bringt, 
aber zahlenmäßig unsere Steuerzahler nicht überlastet. Ich sage es einmal so: 
Unsere Staatsregierung ist mit der Anzahl ihrer Beauftragten sehr sparsam. Wir 
alle können uns über fehlende Arbeit nicht beklagen.

Was tun wir? – Wir übernehmen Querschnittsaufgaben. Ich möchte als Beispiel 
unseren Bürokratiebeauftragten anführen, der übergreifend über mehrere Ministeri-
en vermittelnd tätig ist. Er ist ein Sprachrohr in das Parlament, aber auch in die 
Staatsregierung. Er kann auf kurzem Wege Initiativen auf den Weg bringen, für die 
sonst längere Abstimmungen erforderlich wären.

Ich darf eines sagen: Jeder Abgeordnete hier ist ein Anwalt der Bürger. Aber die 
Beauftragten sind durch die Möglichkeiten, die ihnen gegeben sind, in der Lage, 
mit den Bürgern in einen intensiven Kontakt zu treten. Ich bedanke mich hier 
insbesondere auch bei allen Mitarbeitern, die für die Beauftragten arbeiten. Sie 
sind nicht "unterlastet", sondern überlastet. Ich möchte als Beispiel den Bürgerbe-
auftragten nennen, der sich um sehr viele Belange kümmert. Deshalb ist dieses 
Amt absolut gerechtfertigt.

Haben Sie bitte Verständnis; ich kann leider hauptsächlich nur über meine Aufga-
ben reden. Dazu möchte ich das letzte Wochenende Revue passieren lassen. 
Ich war am Freitag und am Samstag in Moscheen. Ich habe einen intensiven 
Austausch mit den islamischen Communities.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

Damit komme ich genau zu dem, was Sie immer in den Raum stellen. Am Sonntag 
war ich auf der Kundgebung gegen Antisemitismus. Das ist kein Widerspruch, 
sondern das ist das, was wir in Bayern brauchen: Wir müssen die Leute zusam-
menführen, für Frieden sorgen und vermitteln.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD)

Ich durfte in den zwei Jahren, in denen ich diese Tätigkeit ausübe – wir haben 
am 8. November Jubiläum –, über 500 Termine wahrnehmen. Dabei ging es um 
Eingaben und um unzählige Gespräche mit vielen Akteuren. Die Beauftragten 
haben auch etwas in die Staatsregierung eingebracht. Wir verstehen uns nicht als 
Korrektiv, sondern betrachten uns als Unterstützung für die Staatsregierung. Diese 
Unterstützung leisten wir mit allen Kräften.
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Dabei möchte ich eines betonen: Wir sind dabei überparteilich. Wir haben keine 
Parteibrille auf und auch keine Angst vor den Regierungsfraktionen. Ich habe 
viele Kontakte zu unseren Kollegen von den GRÜNEN und der SPD. Ich kann 
Ihnen sagen: Wenn sie nicht hier im Plenum sind, sind das richtig sympathische 
Leute, mit denen man sich konstruktiv austauschen kann. Ich habe innerhalb der 
Opposition Freunde gefunden und bitte die Opposition, das Beauftragtenwesen zu 
unterstützen. Ich denke, Sie können das, was ich gesagt habe, bestätigen. Wir 
führen offene Gespräche und schauen, dass es besser wird. Meine Bitte an die 
folgenden Redner lautet, das Beauftragtenwesen zu unterstützen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Abschließend möchte ich mich ganz herzlich und stellvertretend für die Beauftrag-
ten bei den Ministern bedanken, die die Beauftragten betreuen. Ich möchte mich 
bei Herrn Innenminister Joachim Herrmann, bei unserem Staatssekretär Sandro 
Kirchner und bei allen Mitarbeitern des Innenministeriums bedanken, die uns 
immer unterstützend zur Seite stehen und für uns ein offenes Ohr haben. Das 
reicht von den Fachabteilungsleitungen bis zu den Fahrdiensten: Ihr alle seid spit-
ze! Ihr unterstützt uns toll. Deswegen noch einmal meinen Dank an die betreffen-
den Ministerien.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zum Schluss möchte ich mich ganz herzlich, stellvertretend für alle Beauftragten, 
bei unserem Ministerpräsidenten bedanken. Es ist die größte Ehre meines Lebens, 
dass ich diesen Job ausüben darf. Der Ministerpräsident sagt immer, er hätte 
das schönste Amt. Ich sage: Mein Job ist das Schönste, was man machen kann, 
weil ich sehe, dass Menschen mit Zuwanderungsgeschichte ein fester Bestandteil 
Bayerns sind. Wir stehen vor Herausforderungen, die wir lösen müssen. Wir lösen 
diese Probleme gemeinsam und machen diesen Menschen keine Angst. Das ma-
chen nämlich Sie. Die Leute draußen haben vor Ihnen Angst. – Ich darf mich ganz 
herzlich für Ihre Aufmerksamkeit bedanken.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Zu einer Zwischenbemerkung erteile ich Herrn Kollegen 
Jörg Baumann von der AfD das Wort.

Jörg Baumann (AfD): Herr Straub, vielen Dank für Ihre Ausführungen. Ich weiß 
nicht, ob Sie damit irgendjemanden überzeugen konnten, dass man dafür 4 Millio-
nen Euro im Jahr ausgeben muss. Das sei einmal dahingestellt.

Sie haben am Anfang gesagt, dort, wo Sie hingehen, sehen Sie auch die anderen 
Abgeordneten. Aber auf den Zirkelschluss, dass Sie dadurch überflüssig sind, 
kommen Sie anscheinend nicht, oder?

Karl Straub (CSU): Herr Baumann, haben Sie bitte Verständnis. Ich höre etwas 
schlecht. Ich habe Sie akustisch nicht verstanden. Es tut mir leid.

Jörg Baumann (AfD): Sie haben am Anfang gesagt, dort, wo Sie hingehen, dort 
sehen Sie immer Ihre eigenen Abgeordneten.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Das hat er nicht gesagt!)

Aber auf den Zirkelschluss, dass damit Ihre Stelle quasi überflüssig ist, kommen 
Sie nicht.

Karl Straub (CSU): Ich habe zuvor in meiner Rede ausdrücklich betont, dass ich 
alle Abgeordneten außer Ihren sehe. Ich gehe nämlich in die Flüchtlingsheime 
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und rede dort mit Menschen, die geflüchtet sind. Ich rede auch mit denjenigen, 
die dort arbeiten. Deswegen kann ich mir ein Bild machen. Sehen Sie sich das 
alles einmal an. Reden Sie mit den Communities. Reden Sie mit Menschen mit 
Zuwanderungsgeschichte. Ich würde Ihnen auch einmal empfehlen, mit Menschen 
muslimischen Glaubens zu reden. Das würde nämlich Ihre Sicht ändern, und Sie 
würden vielleicht etwas freundlicher in diese Welt hineinschauen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Jetzt hat das Wort zur Aussprache der Kollege Jörg 
Baumann für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jörg Baumann (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kollegen! Herr 
Straub, vielleicht sollten Sie aktuell mal auf die antisemitischen Demos gehen. 
Sprechen Sie mal mit denen. Das sind doch auch Ihre Zuwanderer, für die Sie als 
Integrationsbeauftragter – –

(Beifall bei der AfD)

Herr Straub hat gerade gesagt, er war da, aber es hat offenbar nichts gebracht. 
Aber seis drum. Wir sollten die Debatte jetzt wieder etwas versachlichen.

(Michael Hofmann (CSU): Das war sie die ganze Zeit, bis Sie geredet haben!)

Unser Gesetzentwurf ist nicht der Untergang des Abendlandes, sondern ganz 
einfach ein effizienter Vorschlag für Personal- und Bürokratieabbau sowie Kosten-
einsparung, der auch sehr schnell umgesetzt werden könnte. Das wäre ein starkes 
Zeichen für einen längst überfälligen Wandel.

Der bayerische Staat muss effizienter und schlanker werden und sich mehr an 
den Bedürfnissen der Bürger orientieren. Doch was passiert stattdessen? – Der 
ohnehin schon jetzt überbordende Staatsapparat, der massiv Steuergeld bindet, 
ohne spürbaren Nutzen zu bringen, bläht sich ungebremst immer weiter auf. Mit 
unserem Gesetzentwurf zur Abschaffung der Beauftragtenstrukturen schlagen wir 
einen konkreten Weg ein, um Verschwendung zu stoppen, Kosten zu senken und 
Ressourcen sinnvoll einzusetzen. Um einem Missverständnis vorzubeugen: Dabei 
geht es nicht gegen die betreffenden Kollegen, die als Beauftragte tätig sind, son-
dern um die Struktur an sich.

Die Institution der Beauftragten kostet den bayerischen Haushalt Jahr für Jahr 
Millionen. Diese Summen setzen sich aus den Aufwandsentschädigungen für die 
Beauftragten selbst sowie für ihr oft umfangreiches unterstützendes Personal zu-
sammen. Es handelt sich hierbei um Steuergeld – hart verdientes Geld der Bürger 
Bayerns, das an anderer Stelle dringender benötigt wird, zum Beispiel in unseren 
Kommunen.

(Beifall bei der AfD)

Stellen Sie sich vor, wie diese Mittel in der Bildung, im Gesundheitswesen oder in 
der öffentlichen Sicherheit eingesetzt werden könnten. Stattdessen fließen sie in 
Strukturen, deren Nutzen für die Bevölkerung nicht mess- und darstellbar ist. Was 
bekommen wir für diesen enormen finanziellen Aufwand und für diesen Personal-
aufwand zurück? – Leider nichts Greifbares. Ich erinnere an unsere Anfrage.

Viele der Beauftragten arbeiten an Themen, die in den zuständigen Ministerien 
ohnehin bereits behandelt werden. Ihre Berichte und Empfehlungen landen häufig 
im Nirwana der Bürokratie, ohne dass sie konkrete Veränderungen bewirken. Wir 
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haben zum Beispiel einen Beauftragten für Bürokratieabbau. Der war so effektiv, 
dass man jetzt eine Enquete-Kommission einsetzen musste. Dies ist keine effi-
ziente Nutzung unserer Ressourcen; es ist pure Verschwendung auf Kosten der 
Steuerzahler.

Schauen wir uns die Aufgaben der Beauftragten genauer an. Ihre Tätigkeiten sind 
nirgends exakt definiert und somit auch nicht kontrollierbar. Unser Gesetzentwurf 
zur Aufhebung des Bayerischen Beauftragtengesetzes ist daher mehr als nur ein 
Akt der Haushaltsdisziplin. Er ist ein klares Signal an den Bürger, dass wir die 
Interessen ernst nehmen.

Wir wollen den Staat verschlanken und sicherstellen, dass jeder Euro dort an-
kommt, wo er wirklich gebraucht wird. Die Abschaffung der Beauftragtenstellen ist 
zwar nur ein erster, aber ein entscheidender Schritt in die richtige Richtung. Sie 
zeigt, dass wir bereit sind, überflüssige Strukturen abzubauen und Bürokratie zu 
bekämpfen – etwas, was die derzeitige Staatsregierung trotz ihrer großen Ankün-
digungen bisher nicht geschafft hat. Dies ist der Weg, den wir gehen müssen, 
wenn wir den Staatsdienst zukunftssicher machen wollen. Ein Staat, der mehr 
ausgibt, als er einnimmt und dabei keinen spürbaren Nutzen für seine Bürgerschaft 
aufzeigt, ist nicht zukunftsfähig. Wir müssen in Zukunft Kosten sparen, überflüssige 
Strukturen reduzieren und Platz für die wirklich wichtigen Aufgaben schaffen. Las-
sen Sie uns gemeinsam diesen Weg gehen für ein Bayern, das wirtschaftlich stark, 
bürokratisch schlank und den Bedürfnissen seiner Bürger verpflichtet ist.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Zu einer Zwischenbemerkung erteile ich dem Kollegen 
Björn Jungbauer von der CSU-Fraktion das Wort.

Björn Jungbauer (CSU): Sehr geehrter Herr Baumann, Sie sprechen davon, 
die Verschwendung zu stoppen und Ressourcen sinnvoll einzusetzen, von einem 
effizienten Personaleinsatz, von Kosteneinsparung und der Einsparung von Steu-
ermitteln. Da frage ich als ehemaliger Polizeibeamter Sie jetzt, wie Sie darauf 
hinwirken, dass sich Ihre Fraktionskollegen rechtstreu, verfassungstreu verhalten, 
damit für den Staat keine Kosten mehr für Aufklärung, Überwachung und auch 
Verfolgung anfallen. Vielleicht wäre es eine Idee – das als Hinweis an Sie –, den 
ersten Beauftragten für Verfassung und Rechtstreue bei der AfD zu schaffen; denn 
das wäre möglicherweise ein erster und richtiger Schritt.

(Beifall bei der CSU)

Jörg Baumann (AfD): Dem kann ich gerne abhelfen. Erst mal: Themaverfehlung, 
setzen, Sechs, weil das am Thema vorbei ist. Es gibt einen Beauftragten. Aber das 
macht nichts; denn wir können Folgendes machen: Man könnte zum Beispiel dafür 
sorgen, dass der Verfassungsschutz endlich neutral wird und nicht unschuldige 
Personen verfolgt. Das wäre ein erster Schritt und würde eine Entlastung schaffen.

(Beifall bei der AfD)

Dann könnte man vielleicht einmal dafür sorgen, dass Fake-News-Verbreiter wie 
Markus Söder, der auf einem Fest behauptet hat, dass es in unserer Fraktion meh-
rere Abgeordnete gibt, die in mehreren Büchern "Heil Hitler!" geschrieben hätten –
 – Das sind Fake News, das sind Lügen. Damit sollten wir uns in Zukunft nicht mehr 
beschäftigen. Das wären wichtige Schritte. Um unsere Polizei zu entlasten, wäre 
es endlich an der Zeit für Remigration. Vielen Dank für die Frage.

(Beifall bei der AfD)
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Präsidentin Ilse Aigner: Als nächste Rednerin spricht für die Fraktion der FREI-
EN WÄHLER die Kollegin Gabi Schmidt. Bitte.

Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebes Präsidi-
um, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich war schon ein Fan des Beauftrag-
tensystems Bayerns, als ich noch in der Opposition saß, weil das Beauftragtensys-
tem, seit es gebildet wurde, eine Art Botschafter zwischen Regierung, Parlament 
und Bürgern und immer niedrigschwellig vor Ort ist. Deshalb bedanke ich mich 
bei meiner lieben Kollegin und meinen lieben Kollegen dafür, dass sie Beauftragte 
sind.

Herr Baumann, Sie sprechen von Steuerverschwendung. Sie sollten vielleicht ein-
mal genauer hinschauen; denn die "großartige" Aufwandsentschädigung ist voll zu 
versteuern. Bei vielen fließt, denke ich, fast die Hälfte zurück.

(Christoph Maier (AfD): Wir müssen auch Steuern zahlen!)

– Ich sage es ja bloß. Das haben Sie in keiner Weise erwähnt. Sie haben das so 
dargestellt, als sei das nicht so.

Ein Vorschlag, Herr Baumann, wenn Sie einigermaßen belastbar sind – der Kolle-
ge hat es gerade schon angedeutet –: Begleiten Sie jeden von uns bis zur Zweiten 
Lesung mal eine Woche lang bei den vielen Terminen, die wir gerne machen und 
die uns am Herzen liegen. Wir laden Sie gerne dazu ein. Dann schauen wir, ob 
Sie das schaffen. Ich glaube, Petra, die kommen früh nicht mal raus; aber das ist 
wieder etwas anderes. Seien Sie gerne dabei, und machen Sie sich ein Bild davon! 
Denn das, was Sie gerade von den Beauftragten erzählt haben, entspricht nicht 
der Wahrheit.

Beauftragte sind genau dort, wo sich der Bürger vielleicht nicht gleich an die große 
Politik wendet und wo die Bürgerinnen und Bürger – bei mir ist es oft im Ehrenamt 
so – eine Verknüpfung zu den verschiedenen Stellen brauchen. Wir tun das gerne. 
Alle Beauftragten, meine Kollegin und meine Kollegen, sind keine Marktschreier, 
sondern das passiert im Kleinen und tagtäglich.

Ich bin sehr stolz darauf, sehr geehrter Minister Herrmann, dass bei uns das 
Beauftragtengesetz, das sehr rechtssicher und transparent ist, den Rahmen vorgibt 
und dass die Beauftragten auch keine eigenständigen Organe sind und nicht im 
luftleeren Raum schweben. Das alles ist geregelt. Fragen Sie doch bitte mal die 
Bürger, wie sie das sehen, wenn sie jederzeit einen Ansprechpartner haben.

Gerade beim Ehrenamt sehe ich ganz viele Kolleginnen und Kollegen aller Cou-
leur. Nur, wer mir als Problemlöser vor Ort überhaupt nicht aufgefallen ist, das sind 
Sie – das muss ich dazusagen –, gerade beim Ehrenamt nicht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Der Forderung, den Mittler zwischen Parlament und Ministerien herauszunehmen – 
das gerade für Sie auf der Besuchertribüne –, liegt eine Neiddiskussion zugrunde. 
Man müsste erst einmal genau hinschauen, was Beauftragte schon bewirkt haben. 
Ich kann nur für meinen Vorvorgänger sprechen. Erst Markus Sackmann hat mit 
seiner Beauftragung das Bewusstsein für eine Verknüpfung mit dem Ehrenamt 
in vielen Bereichen – Bayern ist ein Ehrenamtsstaat – geschaffen. Das ist bewun-
dernswert gewesen. Er ist für mich und viele andere ein großes Vorbild. Ich danke 
unseren Vorgängern. Danke schön!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Wenn Sie vergleichen, wie das zuvor auf Bundesebene gelaufen ist, dann kommt 
heraus, dass das in Bayern nicht der Fall gewesen ist. Die Sachbereiche sind 
begrenzt. Nur durch ein anderes Gesetz kann man das noch verändern.

Ihr Gesetzentwurf ist garantiert nicht einmal, wenn Sie den Willen zu einer Verbes-
serung hätten, der richtige dafür, weil er diesem Bindeglied zwischen Bürger und 
bürgerschaftlichem Engagement in allen Bereichen, ob das der Antisemitismus ist, 
die Vertriebenen usw., ohne es gesehen zu haben und hingesehen zu haben, die 
Wirkung und die Kompetenz abspricht. Man kann bloß über Sachen reden, die 
man selber schon einmal genau erkundet hat, wo man selber vielleicht schon mal 
dabei war und wo man den Bürgern nicht gegen deren Wunsch eigene Ansprech-
partner nimmt. Das finde ich unfair den bayerischen Bürgern gegenüber, weil sie 
dieses Beauftragtensystem tagtäglich nutzen.

Schauen Sie sich unsere Aberhunderte von Anfragen an, und schauen Sie, wo 
man kleinteilig reingeht und ohne eine große Änderung oft vermitteln kann. Der 
Bürger und die Bürgerin haben es verdient. Sprechen Sie das bitte nicht ab. Wir 
haben es richtig auf den Weg gebracht. Vielen Dank an alle da draußen, die sich 
engagieren. Vielen Dank an alle Menschen, die uns Beauftragten vertrauen und 
sich an uns wenden und das auch weiterhin tun. Vielen Dank.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht der Kollege Toni Schuberl für die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Toni Schuberl (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
AfD will den Beauftragten gegen Antisemitismus abschaffen. Kein Wunder: Das 
Fundament der Politik der AfD ist die antisemitische Lüge von dem vermeintlichen 
Bevölkerungsaustausch. Gefühlt in jeder zweiten Rede hören wir davon. Da heißt 
es dann auch mal "Umvolkung", "Überfremdung", "Great Reset". Der rechtsextre-
me Terrorist in Christchurch nannte es "Great Replacement". Genau diesen Begriff 
verwendete auch Christoph Maier von der AfD hier im Plenum.

Diese Verschwörungslüge ist sehr alt. Bereits vor 100 Jahren, 1925, wurde sie in 
Deutschland auch mal zu Papier gebracht. Das Zitat erspare ich Ihnen. Sie können 
es nachlesen in Adolf Hitlers "Mein Kampf", Band 1, Seite 345.

Anders als Hitler, der nämlich ganz offen die Juden als die vermeintlichen Strip-
penzieher dahinter bezeichnet, macht es die AfD sehr viel versteckter. Katrin 
Ebner-Steiner, die Fraktionsvorsitzende der AfD, nennt sie gern die "Globalisten", 
die "Kapitalisten" oder bezeichnet sie auch gerne als die "Goldenen". Das sind 
rechtsextreme Chiffren für Juden.

Ralf Stadler von der AfD macht das sehr viel offener: In einem Facebook-Beitrag 
sprach er von der New World Order von Goldman Sachs, Rothschild. Diese seien 
verantwortlich für den vermeintlichen Volkstod der Deutschen. – Das ist antisemi-
tisch. Die AfD ist antisemitisch, zumindest in Teilen. Ihre ganze Politik basiert auf 
diesem Verschwörungsunsinn.

(Widerspruch bei der AfD)

Die Schlussfolgerung der AfD ist ein Plan für die Deportation von Millionen von 
Menschen, von Ihnen beschlossen in Bayern auf dem Parteitag in Greding. Des-
halb wollen Sie den Antisemitismusbeauftragten abschaffen. Er steht Ihnen im 
Weg.
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Die AfD will die Vertriebenenbeauftragte abschaffen. Das kann ich verstehen: Sie 
haben schließlich Hausverbot bei den Sudetendeutschen. Der Sprecher der Sude-
tendeutschen Volksgruppe sagte dazu als Begründung: "Weil der Nationalismus 
die Ursache für unsere Vertreibung war – und die AfD genau diesen Nationalismus 
verkörpert." – Trotz all des Leids und des Unrechts, das die Sudetendeutschen 
erleiden mussten, haben sie sich zumindest in den späteren Jahren intensiv 
eingesetzt für die Völkeraussöhnung, für ein geeintes Europa. Am Sudetendeut-
schen Tag wurde deshalb auch die tschechische Nationalhymne gespielt und ein 
tschechischer Minister war zu Gast und begrüßte die Sudetendeutschen als "liebe 
Landsleute".

Deshalb will die AfD die Vertriebenenbeauftragte abschaffen. Es passt nicht in ihr 
Weltbild, dass ein Volk vielfältig sein kann.

Die AfD will den Integrationsbeauftragten abschaffen. Denn Sie wollen keine Inte-
gration. Sie wollen, dass Integration scheitert. Ihr Ziel ist ja die millionenfache 
Vertreibung unserer Mitbürger. Integration stört da nur.

(Zuruf von der AfD: Hören Sie auf zu lügen!)

Lieber Karl Straub, danke für Ihre Arbeit als Integrationsbeauftragter. In vielen 
Punkten sind wir nicht einer Meinung. Die Debatten im Ausschuss sind oft auch 
mal hitzig. Da geht es um Details. Im Großen und Ganzen, im Grundsatz sind 
wir Demokratinnen und Demokraten uns aber einig: Die Menschenwürde ist unan-
tastbar. Sie gilt für jeden Menschen, und zwar egal, wo er herkommt. Es ist eine 
Wohltat, dich zu hören, lieber Karl, wenn du als CSUler über Integration sprichst. 
Es sind zu wenige, die es so machen wie du. Du sprichst sachlich und differenziert 
über Migrationspolitik. Das ist der richtige Weg.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER und der 
SPD)

Die AfD will den Beauftragten für Bürokratieabbau abschaffen und begründet dies 
mit Bürokratieabbau.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Wollen Sie uns verarschen? Die Beauftragten verursachen überhaupt gar keine 
Bürokratie, niemals und für niemanden.

(Widerspruch bei der AfD)

Die AfD will die Beauftragte für das Ehrenamt, den Beauftragten für die Belange 
von Menschen mit Behinderung, den Patienten- und Pflegebeauftragten und den 
Bürgerbeauftragten abschaffen. Ihr Ziel ist es, Institutionen, den Staat und den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu schädigen.

(Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Ja, genau!)

Wir GRÜNE kritisieren, dass die Beauftragten vom Ministerpräsidenten einfach so 
ernannt und jederzeit wieder abgesetzt werden können und damit nicht unabhän-
gig, sondern abhängig sind. Wir GRÜNE möchten die Beauftragten beim Landtag 
ansiedeln. Wir möchten sie mit einem stärkeren, unabhängigeren Stand ausstat-
ten.

Wir wollen auch andere und zusätzliche Schwerpunkte setzen und fordern einen 
Polizeibeauftragten, einen Beauftragten gegen Diskriminierung und einen Petiti-
onsbeauftragten. Wir GRÜNE wollen die Beauftragten stärken. Die AfD will sie 
einfach nur abschaffen. Das lehnen wir ab.
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(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Ilse Aigner: Zu einer Zwischenbemerkung hat der Kollege Jörg Bau-
mann das Wort.

Jörg Baumann (AfD): Herr Schuberl, ich habe langsam den Eindruck, seitdem 
Cannabiskonsum erlaubt ist, wird es immer schlimmer. Aber das nur nebenbei.

Ich wundere mich. Sie sprechen viel über den AfD-Antisemitismus. Ich weiß nicht, 
wo Sie das herhaben. Aber die Abschaffung eines Antisemitismusbeauftragten 
müsste doch ganz im Sinne der GRÜNEN sein. Ihre kleine Greta Thunberg, Ihr 
Vorzeige-Klima-Mädchen, versucht regelmäßig, nach Gaza zu segeln. Sie möchte 
gern die Auslöschung von Israel. Die Antifa macht bei den antisemitischen Demos 
auch mit. Das gehört alles zu Ihnen. Da müssten Sie doch eigentlich dafür sein, 
dass so ein Beauftragter abgeschafft wird. Das entspricht doch völlig Ihrem Zeit-
geist.

Toni Schuberl (GRÜNE): Sie verstehen nicht, dass es nicht nur Schwarz-Weiß-
Denken gibt. Das ist Ihre Denke.

(Zurufe von der AfD)

Insbesondere bei Antisemitismus und dem Thema Nahost, Israel und Palästina ist 
es eben nicht so, wie Sie es darstellen, der eine ist für die Auslöschung von Israel 
und der Nächste ist Antisemit usw.

Es geht darum, wie es heute auch die Präsidentin und wir hier im Plenum richtig 
gemacht haben: Wir müssen der Opfer des Massakers vom 7. Oktober geden-
ken. Wir müssen gleichzeitig auch an das Leid in Gaza denken, an den meiner 
Meinung nach auch rechtswidrigen und verbrecherischen Krieg in Gaza. Das ist 
nicht schwarz-weiß, sondern sachlich und orientiert sich an dem, was wirklich ist. 
Differenzierte Politik, das können Sie nicht!

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf von der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster hat das Wort der Kollege Horst Arnold für 
die SPD-Fraktion das Wort.

Horst Arnold (SPD): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Be-
auftragtenwesen ist in diesem Zusammenhang im deutschen Parlamentarismus 
nichts Fremdes. Wir kennen es aus dem Bundestag. Allerdings kennen wir es in 
Bayern noch nicht so lange. Es war auch umstritten. Liebe Gabi, wenn du dich 
als Fan oder Groupie der Beauftragten charakterisierst, dann muss ich dir sagen: 
Ihr habt, bevor ihr in der Bayernkoalition wart, tatsächlich – 2013 war das – offen 
Wahlkampf damit gemacht, gegen dieses Beauftragtenwesen Verfassungsklage zu 
erheben in München, bis dann die Beauftragten euch selber sozusagen sehr nahe 
waren. Dann hat sich das Blatt gewendet.

Tatsächlich ist es so, dass die Beauftragten wichtige Funktionen erfüllen, allerdings 
nicht die als Bindeglied zwischen Parlament und Regierung, weil die Beauftragten 
Bestandteil der Regierung und Bestandteil der Exekutive sind. Das muss man auch 
so deutlich sagen. Da sollen keine Verwischungen stattfinden. Wenn ihr rausgeht, 
dann habt ihr das Geschäft der Regierung zu machen und nicht das Geschäft des 
Parlaments. Insofern ist auch klar, dass das Parlament eine Enquete-Kommission 
für Bürokratieabbau etabliert. Ob es jetzt Beauftragte der Regierung gibt oder 
nicht, kann dahingestellt bleiben. Diese Trennschärfe würde ich mir allgemein ein-
mal wünschen, auch bei den Beauftragten selbst, weil es bei den Beauftragten 
tatsächlich schon Abgrenzungsschwierigkeiten gibt, die in dem Zusammenhang 
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schwer zu erklären sind. Es gibt Bürgerbeauftragte und Ehrenamtsbeauftragte; wo 
sind die Grenzen, wo sind die Schnittstellen?

Mancher Beauftragte nimmt seinen Auftrag so wahr, dass auf den amtlichen Mittei-
lungen der Name größer ist als überhaupt das Amt. Das sind alles Punkte, über 
die man streiten kann. Allerdings ist das mittlerweile etabliert. Die Funktion ist in 
der Bevölkerung anerkannt, und tatsächlich gibt es ganz wichtige Beauftragungen, 
die niemals zu missen sind, wie zum Beispiel der Beauftragte für die Belange 
von Menschen mit Behinderung – das ist kein Parlamentarier. Aber auch der Be-
auftragte für jüdisches Leben und gegen Antisemitismus, für Erinnerungsarbeit und 
geschichtliches Erbe – so ist der Titel dafür – erfüllt eine wichtige Funktion, gerade 
in diesen Zeiten.

Deswegen ist es falsch, hier mit dem Rasenmäher heranzugehen und alle Beauf-
tragten wegrasieren zu wollen. Wer so mit dem Rasenmäher arbeitet, zeigt nur, 
dass er gegenüber den Schwierigkeiten hilflos ist, die in dem Zusammenhang 
parlamentarisch und exekutiv zu bewältigen sind, und wieder mit einer Methode 
daherkommt, wonach alles weg muss und dann wird es besser. – Natürlich wird es 
nicht besser, sondern es wird schlimmer.

(Beifall bei der SPD)

Eine demokratisch organisierte Gesellschaft hat es nötig, an allen Ecken und 
Enden zu betonen, dass das Dienen für die Gesellschaft wichtig ist. Die Beauftrag-
ten dienen der Gesellschaft, indem sie in dem Zusammenhang Gehör verschaffen, 
und zwar als Bestandteil der Regierung – das ist gut so –, aber nicht als Parlamen-
tarier; denn dafür sind wir tatsächlich selbst zuständig. Wir brauchen diesbezüglich 
keine Beauftragten.

Alles in allem ist diese Beauftragten-Diskussion ein Scheingefecht, und ich muss 
Ihnen sagen: Es gibt schlimmere Dinge im Haushalt zu besprechen als diese Kos-
ten, die Sie jetzt besprechen; das ist schon wieder Zynismus. In einer Demokratie, 
in einem Rechtsstaat können kurative Elemente – auf die Bürger zuzugehen, sie 
ernst zu nehmen und Anliegen umzusetzen – keine Frage der Kosten sein.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen wird auch dieses Gesetz, das Sie entworfen haben, abgelehnt.

(Beifall bei der SPD und des Staatsministers Dr. Florian Herrmann (CSU))

Präsidentin Ilse Aigner: Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich schlage vor, 
den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und 
Integration als federführendem Ausschuss zu überweisen. Erhebt sich dagegen 
Widerspruch? – Das sehe ich nicht. Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 b auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes 
Becher, Laura Weber u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
zur Änderung des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes und des 
Bayerischen Finanzausgleichsgesetzes
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hier: Mittagsverpflegung an Grund- und Förderschulen: beitragsfrei, 
nachhaltig und gesund (Drs. 19/7776)
- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden miteinander verbunden. Damit gibt es 10 Mi-
nuten Redezeit für die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Die Kollegin steht 
schon da. – Die Kollegin Laura Weber hat das Wort.

Laura Weber (GRÜNE): Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Heute geht es 
ums Essen. Das ist ein wunderschönes Thema, wunderbar, das lieben wir alle. 
Aber gerade wenn es um das gesunde Essen für unsere Kinder geht, dann geht es 
noch um sehr viel mehr: nämlich um die Gesundheit und um eine gute Zukunft für 
unsere Kinder.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir sollten gemeinsam alles dafür unternehmen, dass unsere Kinder gesund auf-
wachsen können. Das Gute daran ist: Wir als Parlament können dabei einiges tun 
und unterstützen. Genau deswegen gibt es auch diesen Gesetzentwurf und die 
Forderung nach einem beitragsfreien, nachhaltigen Schulessen und nach klaren 
Qualitätsstandards.

Diesen Auftrag müssen wir als Chance begreifen, gerade jetzt: 2026 beginnt die 
verpflichtende Ganztagsbetreuung. Es ist nicht nur eine Chance, sondern auch 
unsere Pflicht, dafür zu sorgen, dass es eine gute Schulverpflegung in der Schule, 
in den Grundschulen und auch in der Förderschule, gibt. Wie gesagt, es ist eine 
Chance, weil dadurch der Schulort nicht nur Lernort ist, sondern zu einem Leben-
sort wird; genau das brauchen wir.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Denn diesem Anspruch als Lebensort wird das aktuelle System der Schulverpfle-
gung nicht gerecht.

Zum Thema Gesundheit: Studien belegen immer wieder, dass die Schulverpfle-
gung zu ungesund ist und das auch direkte Folgen für unsere Kinder und Jugend-
lichen bis hin zum Erwachsenenalter hat; das kann man in vielen Studien nachle-
sen. Das Essen ist zu fett, zu salzig, zu süß, es gibt zu wenig frisches Obst, zu 
wenig frisches Gemüse, zu wenig Fisch. Das wissen wir alle, aber die Folgen 
davon sind alarmierend: Mittlerweile sind 15 % unserer Kinder und Jugendlichen 
in Bayern übergewichtig oder adipös. Die Zahl hat sich seit den 1990er-Jahren ver-
doppelt. Das hat nicht nur für den jeweiligen Menschen Folgen, weil sich das Pro-
blem oft bis ins Erwachsenenalter hineinzieht, sondern auch gesamtgesellschaft-
lich und ökonomisch. Die Folgen für das Gesundheitssystem sind rein finanziell 
gravierend, und es ist eine stille Krise, die sich auch an den Mittagstischen von 
unseren Kindern abspielt. Wie gesagt, wir können etwas dagegen tun.

Was ist das Problem bei uns hier in Bayern? – Wir haben ein zersplittertes System: 
Der Staat gibt die Empfehlungen, die Kommunen stellen die Räume zur Verfügung, 
die Schule organisiert, und am Ende zahlen die Eltern. Das klingt vielleicht irgend-
wie logisch, aber das führt eben zu gravierender Ungleichheit und Chancenunge-
rechtigkeit. Der Geldbeutel der Eltern entscheidet über die Qualität des Essens auf 
dem Teller unserer Kinder. Das führt dazu, dass sich in wohlhabenden Gegenden 
ganz klar für das qualitativ hochwertigere Essen entschieden wird, und sich in 
Gegenden, wo viele Familien leben, die finanziell schlechter gestellt sind, entweder 
sogar gegen das Schulessen entschieden wird, weil es vielleicht ein bisschen 
teurer ist als die Leberkässemmel nebenan, oder die Schulverpflegung an sich von 
minderer Qualität ist.
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Der Lösungsansatz ist ganz klar ein Paradigmenwechsel für unsere Kinder, dass 
nämlich die Schulverpflegung eine staatliche Aufgabe wird; denn gutes Essen darf 
kein Privileg für finanziell gut gestellte Kinder sein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das bedeutet drei ganz klare zentrale Säulen: Beitragsfreiheit, Qualität und Ge-
sundheit sowie Nachhaltigkeit und Regionalität. Dazu will ich sagen: Beitragsfrei-
heit heißt, dass wir in unsere Kinder investieren müssen. Fünf Euro pro Kind, 
200 Millionen Euro im Jahr sollten uns unsere Kinder und die Gesundheit unserer 
Kinder wert sein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zu Qualität und Gesundheit: Frau Kaniber ist heute nicht da; sie hat Ende vergan-
genen Jahres eine sehr aufwendige Ernährungsstudie herausgebracht, die exakt 
den Ergebnissen der Deutschen Gesellschaft für Ernährung entspricht. Das sind 
ganz klare Qualitätsstandards, ganz klare Vorgaben, die in die Gesundheit unserer 
Kinder einzahlen. Daran müssen wir uns orientieren.

Wir gehen noch einen Schritt weiter. Auch das, liebe Staatsregierung, zahlt in Ihre 
Zielsetzung ein, dass wir 50 % biologisches und davon 30 % bioregionales Essen 
anbieten wollen. Man bedenke, dass sich die Bayerische Staatsregierung als Ziel 
gesetzt hat, bis 2030 in der Lebensmittelproduktion einen Bioanteil von 30 % 
einzuführen. Das ist ein Riesenhebel. Genau hier müssen wir ansetzen; wenn man 
sich Ziele setzt, dann muss man die notwendigen Schritte gehen. Das wäre genau 
das Richtige.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Jetzt sind wir übrigens bei 12,5 %, und da stagnieren wir leider dramatisch. Schul-
essen ist ein Bildungsauftrag. Ich habe gesagt: Schulessen ist nicht nur Essen, 
es ist nicht nur die Erhaltung der Gesundheit, sondern es geht um Essenskultur. 
Wir in Bayern müssen dafür sorgen, dass in der Schule das gemeinsame Essen, 
das Zusammensitzen, das Miteinander-Reden über das Essen beim Essen wieder 
im Vordergrund stehen. Genau das können wir, damit Ernährungsbildung praktisch 
gelebt wird. Die Schülerinnen und Schüler sollen eine Auswahl haben und mitwir-
ken können. Das gemeinsame Essen soll für Zusammenhalt und Schulkultur in den 
Vordergrund gestellt werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Finnland und Schweden machen es uns vor. Dort gibt es das Schulessen seit 
Jahrzehnten beitragsfrei. Man sieht dort alle positiven Langzeitfolgen, die Studien 
voraussagen. In Skandinavien hat man also schon ganz klare Beweise dafür. 
Genau in dieser Richtung müssen wir folgen. Die Investition lohnt sich.

Zwar hat die Bayerische Staatsregierung viele Bestrebungen; ich habe allerdings 
die Befürchtung, dass sie viel heiße Luft sind. Erst kürzlich, Ende September, hat 
hier im Landtag der bayerische Kindergesundheitsgipfel der CSU stattgefunden. 
Der Fraktionsvorsitzende der CSU, Klaus Holetschek, betont – ich zitiere –:

"Kindergesundheit ist aktive Zukunftsvorsorge. Mit jedem Cent, den wir heute 
in die gesunden Lebensbedingungen unserer Kinder investieren, schaffen wir 
die Basis für eine starke und widerstandsfähige Gesellschaft von morgen. 
Deshalb brauchen wir einen grundlegenden Paradigmenwechsel."

Einen solchen Paradigmenwechsel fordern wir mit unserem Gesetzentwurf.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich könnte an dieser Stelle den Vorsitzenden des Gesundheitsausschusses, Bern-
hard Seidenath von der CSU, oder auch Carolina Trautner oder Melanie Huml, 
die in die Kinderkommission abgeordnet wurde, von der ich Stellvertreterin bin, 
zitieren. In diesem Gremium haben wir genau diese Möglichkeiten eruiert. Es gibt 
viele weitere, die sich mit der Thematik beschäftigt haben. Alle Studien zeigen 
das Gleiche. Die Bayerische Ernährungsstudie zeigt es. Die Kinderkommission 
im Bayerischen Landtag ist sich einig. Der Bürgerrat "Ernährung im Wandel" auf 
Bundesebene gibt ganz klar vor, dass das der wichtigste Hebel wäre.

Sprechen Sie mal mit Ihren Landfrauen in Bayern oder mit Ihren Vertreterinnen auf 
Bundesebene. Auf Bundesebene höre ich von Ihnen dort: Wir wollen beitragsfreies 
Essen für Kinder auf allen Ebenen. Wir waren mit vielen, auch mit den bayerischen 
Landfrauen und mit Hauswirtschafterinnen, im Gespräch, weil sie eine so wichtige 
Arbeit leisten. Sie sind sich einig und sagen: Das ist eine gute Idee. Das muss 
unbedingt kommen. Wir können in dieser Frage nicht einfach nur mehr zuschauen. 
Deshalb meine Aufforderung: Bitte sprechen Sie mit diesen Frauen. Wie gesagt: 
Sie leisten so wichtige Arbeit. Von ihnen können Sie noch einiges lernen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich nenne noch die Prävention: Prävention ist immer günstiger als eine Folgenbe-
handlung. Das weiß jeder. Ich weiß nicht, wie viele Gesundheitspolitikerinnen und 
Gesundheitspolitiker jetzt hier im Raum sind. Jeder Euro und jeder Cent, die in 
diese Sache investiert werden, kommen doppelt und dreifach zurück. Alle Studien 
sind sich darin einig. Das Gesundheitssystem fliegt uns in vielerlei Hinsicht um die 
Ohren. Wir können bei der kostenlosen Kinderverpflegung ansetzen und gegen-
steuern. Die Gesundheit unserer Kinder sollte uns das Geld wert sein. Deswegen 
bitte ich um Ihre Zustimmung zu unserem Gesetzentwurf. Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht in der Aussprache der Kollege Wer-
ner Stieglitz für die CSU-Fraktion.

Werner Stieglitz (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, Hohes Haus! Wir beraten heute in Erster Lesung den Gesetzentwurf der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der vorsieht, dass alle Kinder an Grund- und 
Förderschulen in einem Ganztagsangebot oder einer Mittagsbetreuung künftig ein 
kostenloses Mittagessen erhalten sollen. Dieses soll durch den Freistaat Bayern 
finanziert werden. Die GRÜNEN wollen dazu das Bayerische Schulfinanzierungs-
gesetz und das Finanzausgleichsgesetz ändern. Auf den ersten Blick klingt dieser 
Vorschlag, liebe Frau Weber, ganz gut: kostenloses, gesundes und nachhaltiges 
Schulessen für alle Kinder. Meine Damen und Herren, wenn man aber genauer 
hinsieht, dann zeigt sich, dass dieser Gesetzentwurf keine Probleme löst, sondern 
nur neue schafft.

Zunächst einmal: Ja, die CSU-Fraktion und die Staatsregierung legen großen Wert 
auf eine gesunde, ausgewogene und hochwertige Schulverpflegung. Ja, es ist 
unser gemeinsames Ziel, dass Kinder und Jugendliche gut essen, sich gesund 
entwickeln und in der Schule die nötige Energie haben. Dafür braucht es aber 
kein kostenloses Mittagessen für alle, unabhängig vom Einkommen und der so-
zialen Situation. Wir brauchen keine teure Mittelausschüttung nach dem Prinzip 
Gießkanne, sondern eine gezielte Unterstützung für diejenigen, die tatsächlich 
Hilfe benötigen. Unterstützung ist längst vorhanden; denn schon heute werden die 
Kosten für das Schulmittagessen vollständig übernommen, wenn Familien sich das 
Essen nicht leisten können. Das geschieht über das Bildungs- und Teilhabepaket 
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des Bundes und auch über die wirtschaftliche Jugendhilfe der Kommunen. Das 
bedeutet: Kein Kind in Bayern muss aus finanziellen Gründen hungrig bleiben. Das 
ist auch gut so.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Der Gesetzentwurf würde also keine soziale Lücke schließen, sondern schlicht 
eine Umverteilung der bestehenden Kosten vom Bund und den Kommunen auf 
den Freistaat Bayern bewirken – und das wäre auch noch ohne jeden Mehrwert für 
die Kinder.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich auch auf die Finanzen zu sprechen 
kommen. Der Freistaat Bayern steht in den kommenden Jahren vor großen Her-
ausforderungen. Der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung ab dem Jahr 2026, 
steigende Schülerzahlen, Investitionen in die Digitalisierung, die Lehrkräftegewin-
nung, die Sanierung und der Neubau von Schulen kosten Milliarden Euro. Wenn 
der Freistaat zusätzlich die Kosten für das Mittagessen an allen Grund- und För-
derschulen übernehmen soll, die sich auf bis zu fünf Euro pro Mahlzeit belaufen 
– wir haben das gerade gehört –, dann reden wir schnell von mehreren Hundert 
Millionen Euro zusätzlich. Das wären Mehrkosten in einer Zeit, in der der Landes-
haushalt ohnehin stark belastet ist. Wer soll das also bezahlen? Noch wichtiger 
ist die Frage: Woher soll das Geld kommen, ohne andere wichtige Aufgaben zu 
vernachlässigen? Wichtige Aufgaben haben wir bei der Bildung, der Sicherheit, 
aber auch beim Erhalt und Ausbau der Infrastruktur. Es ist nicht seriös, ein solches 
Programm zu fordern, ohne Vorschläge zu einer soliden Gegenfinanzierung aufzu-
zeigen.

Meine Damen und Herren, ein weiterer zentraler Punkt gegen den Gesetzentwurf 
ist die Bürokratie; denn es ist zu erwarten, dass jedes Mittagessen erfasst, ge-
meldet und auch abgerechnet werden muss. Dazu kommen Nachweise über die 
Einhaltung der Qualitätsstandards der Deutschen Gesellschaft für Ernährung sowie 
bio und bioregionale Quoten. Der Vorschlag klingt nach einer beeindruckenden 
Qualitätspolitik; er kann aber in der Praxis schnell zu einem Bürokratiemonster 
werden. Kommunen, Schulen und Lebensmittellieferanten müssten regelmäßig do-
kumentieren, Zertifikate vorlegen und Berichte erstellen. Allein der Verwaltungsauf-
wand würde enorm steigen – und das bei ohnehin angespannter Personallage in 
der Verwaltung.

(Zuruf des Abgeordneten Tim Pargent (GRÜNE))

Statt Lehrerinnen und Lehrer, die sich um Kinder kümmern, hätten wir dann also 
Schulleitungen, die Biozertifikate prüfen. Das kann doch wirklich nicht unser Ziel 
sein.

Besonders kritisch sehe ich die vorgeschriebene Quote von 50 % ökologisch pro-
duzierten Lebensmitteln, wovon 30 % auch noch aus regionalen Quellen kommen 
sollen. Doch hier gilt: Natürlich unterstützen wir regionale und nachhaltige Ernäh-
rung. Bayern ist diesbezüglich auch Vorreiter. Wir haben Ökomodellregionen und 
seit vielen Jahren das Engagement des Landwirtschaftsministeriums. Eine starre 
gesetzliche Quote ist aber der falsche Weg; denn viele Kommunen, insbesondere 
auch im ländlichen Raum, werden schlicht keinen Lieferanten finden, der diese 
Vorgaben erfüllen kann. Wenn man dann doch einen Lieferanten finden sollte, 
würden die Preise erheblich höher liegen. Wir sagen deshalb: Freiwilligkeit vor 
Ordnungsrecht. Bayern setzt auf Motivation, Unterstützung und Qualität. Bayern 
setzt nicht auf Zwang oder Bürokratie.

Das bestehende System in Bayern hat sich bewährt, es funktioniert. Die Vernet-
zungsstellen unterstützen seit über 15 Jahren Schulen bei der Umsetzung einer 
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gesunden Verpflegung. Es gibt Coaching-Programme, Qualitätsleitlinien, Projekt-
wochen zur Gesundheit und Nachhaltigkeit. Es gibt für die Schulen auch das 
Programm "Alltagskompetenzen – Schule fürs Leben". Dadurch lernen Kinder, 
was gesunde Ernährung bedeutet, woher Lebensmittel kommen und wie man sie 
zubereitet. Bayern geht also längst diesen Weg zu mehr Qualität, Nachhaltigkeit 
und auch Gesundheitsbewusstsein.

Des Weiteren weist der Gesetzentwurf inhaltlich Lücken auf. Er berücksichtigt 
keine Zuschüsse für private Schulträger. Er ignoriert die Verpflegung in Horten, 
obwohl diese ab 2026 Teil des Ganztagsanspruchs werden. Er schafft auch keine 
Rechtssicherheit für die Kostenerstattung an Kommunen, die über fünf Euro hi-
nausgehende Preise zu zahlen haben. Kurz gesagt: Der Gesetzentwurf ist un-
ausgereift, teuer und praxisfremd. Außerdem ist dieser Gesetzentwurf nicht neu. 
Bereits in den Jahren 2018 und 2022 haben die GRÜNEN ähnliche Initiativen 
gestartet.

(Tim Pargent (GRÜNE): Weil es wichtig ist!)

Beide Male wurden diese Gesetzentwürfe nach gründlicher Prüfung vom Landtag 
abgelehnt. Dass der Gesetzentwurf nun nahezu wortgleich erneut zur Diskussion 
gestellt wird, zeigt: Es fehlt nicht an der Debatte hier im Haus, sondern an neuen 
Ideen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir alle wollen das 
Beste für unsere Kinder. Ich glaube, in diesem Punkt sind wir uns alle einig. 
Aber nicht jeder wohlklingende Vorschlag führt auch zu einem besseren Ergebnis. 
Der Gesetzentwurf wird nun an den federführenden Ausschuss, den Haushaltsaus-
schuss, überwiesen, wo wir seine finanziellen und auch organisatorischen Auswir-
kungen genau prüfen werden.

Für uns als CSU-Landtagsfraktion steht fest: Wir handeln verantwortungsvoll, so-
zial, wirtschaftlich und pragmatisch. So gestalten wir die Politik für die Menschen in 
Bayern.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Frau Kollegin Laura Weber hat eine Zwischenfrage.

Laura Weber (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Stieglitz, es geht nicht um Ideen, es 
geht um die Dringlichkeit. Deshalb bringen wir diesen Antrag – natürlich modifiziert 
und mit neuesten Studien hinterlegt – erneut ein.

Wir haben einige Schulen und Schulleiter besucht. Es geht ganz klar darum, Chan-
cengleichheit zu schaffen. Die Kinder wollen dieses Angebot nutzen, um keine 
Stigmatisierung zu erfahren. Das Problem ist, dass sie nicht am Mittagessen teil-
nehmen können, wenn die Eltern es sich nicht leisten können.

Das mag hier vielleicht dahingehend ausgelegt werden, dass die Kinder nur über 
ihren Schatten springen müssten; aber das sind die Fakten, das ist die Realität: Ein 
riesiges Ungleichgewicht besteht.

Schade, dass Sie immer nur die Unmöglichkeiten anführen und nicht auf die Mög-
lichkeiten blicken. Sehen Sie bitte genau in den Gesetzentwurf.

Präsidentin Ilse Aigner: Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist abgelaufen.
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Laura Weber (GRÜNE): Im Gesetzentwurf steht, dass immer validiert und eventu-
ell angepasst werden muss.

Werner Stieglitz (CSU): Frau Weber, deswegen werden wir uns das Gesetz im 
Haushaltsausschuss einmal genauestens ansehen und die organisatorischen und 
finanziellen Auswirkungen prüfen.

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster hat Herr Kollege Andreas Winhart für die 
AfD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Andreas Winhart (AfD): Sehr geehrte Frau Vizepräsidentin, werte Kolleginnen und 
Kollegen!

(Zuruf von der CSU: Frau Präsidentin!)

– Frau Präsidentin. Ich entschuldige mich. Das kostet wahrscheinlich schon wieder 
1.000 Euro.

(Heiterkeit bei der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Nein.

Andreas Winhart (AfD): Werte Kolleginnen und Kollegen! Uns liegt heute wieder 
ein Gesetzentwurf aus grüner Feder vor. Es ist nichts Neues. Deswegen sind 
wahrscheinlich bloß eine Handvoll grüne Abgeordnete bei der ersten Lesung des 
eigenen Gesetzentwurfs anwesend. Es ist nichts Neues, was kommt; das haben 
wir gerade schon gehört. Vor allem kam kein Wort dazu, wie man das Ganze 
finanzieren will.

Meine Damen und Herren, grundsätzlich trieft das Ganze wieder vor grüner Ideo-
logie. Es fängt schon damit an, dass das Mittagessen in der Kinderbetreuung 
und in der Schule mehr als eine reine Versorgungsaufgabe ist. Der pädagogische 
Mehrwert muss gleich betont werden. Geschrieben wird beispielsweise:

"Studien zeigen, dass Schulessen oft zu fett, süß oder salzig ist und zu selten 
gesunde Optionen wie Kartoffeln, Fisch, Salat, Obst und Gemüse bietet."

Meine Damen und Herren, was haben Sie denn eigentlich für eine Ahnung, was 
in Bayerns Schulen, was in Bayern Kitas mittags auf den Tisch kommt? Das sind 
eben nicht nur Kartoffeln und Fisch, sprich Pommes und Fischstäbchen. Idealer-
weise kommt alles auf den Tisch; aber die Kindergärtnerinnen, die Erzieherinnen, 
die Hortleitungen, die Schulleitungen wissen schon gar nicht mehr, was sie noch 
alles anbieten dürfen. Das Mittagessen muss halal sein, es muss vegetarisch sein, 
es muss etwas Vegetarisches dabei sein, idealerweise soll es noch öko und bio 
sein, und das Ganze für 2,50 Euro. Meine Damen und Herren, so funktioniert das 
Ganze schlicht und ergreifend nicht.

(Beifall bei der AfD)

Sie haben einen richtigen Satz in Ihrem Gesetzentwurf:

"Die Organisation der Mittagsverpflegung liegt bei Kommunen, Schulleitungen 
und Kooperationspartnern."

Dort ist es richtig aufgehoben. Nein, wir müssen das nicht bundesweit gleich re-
geln. Wir müssen das nicht auf Landesebene ziehen und wieder einmal vorschrei-
ben, was auf den Mittagstisch kommt. Wir müssen nicht Hineinregieren in die 

6862 Bayerischer Landtag • 19. Wahlperiode vorläufiges Protokoll 19/59
vom 08.10.2025

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5375
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5366
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/95209
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5298
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/95209
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5298


Freiheit der Erzieherinnen und Erzieher, der Köchinnen und Köche, die dort mit 
ihren Budgets, die ihnen vorgegeben werden, den täglichen Betrieb gewährleisten 
müssen. Das ist alles viel zu viel hineinregiert. Wir brauchen einfache Strukturen. 
Vor Ort sollen sie kochen, was sie für richtig halten, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Als Begleitprogramm kommt beispielsweise noch Storytelling oder die Gestaltung 
der Mensaräumlichkeiten durch die Kinder und Jugendlichen dazu. Meine Damen 
und Herren, was müssen wir denn noch vorschreiben? Wie die Wand in der Mensa 
bemalt werden soll oder dass dort Plakate hängen sollen? – Das ist nur noch 
Regulierungswut, meine Damen und Herren. Das hat mit pädagogischer Arbeit 
nichts mehr zu tun. Geht man in außerschulische Lernorte, soll das Gleiche gelten, 
meine Damen und Herren. Der grüne Regulierungswahn kommt voll zur Geltung. 
Nicht mit der AfD, nicht mit uns!

(Beifall bei der AfD)

Selbstverständlich muss alles bio und öko sein. Ihr Hass gegen die konventionelle 
Landwirtschaft kommt dabei voll und ganz durch. Sie glauben, dass Biolandwirte 
immer noch grün wählen. Sie begehen damit einen großen Denkfehler.

(Widerspruch bei den GRÜNEN)

Die Biolandwirte wählen längst AfD, weil sie ordentlich wirtschaften müssen, meine 
Damen und Herren. Sie wissen ganz genau, dass es einen freien Markt und keine 
Zwangswirtschaft, dass es gesicherte Märkte braucht. Da hilft es Ihnen nicht, wenn 
Sie versuchen, entsprechenden Absatz für Biolandwirtschaftsbetriebe in den Schu-
len herbeizureden.

Meine Damen und Herren, wie sieht die Lösung aus? – Wir wollen keine ideolo-
gischen Experimente in unseren Schulen. Wir wollen die Freiheit der Verantwortli-
chen vor Ort stärken. Wenn sie wirklich etwas stärken wollten, dann hätten sie sich 
dafür eingesetzt, das Konzept des Hortes weiter zu stärken und die Horte besser 
auszustatten. Dort hakt es im Moment. Meistens können sich die Kommunen den 
Hort nicht mehr leisten und müssen auf billigere Mittagsbetreuung umschwenken. 
Dafür sind keine ausgebildeten Erzieherinnen und Erzieher notwendig, die viel 
Geld kosten, sondern die Mittagsbetreuung kann zum Teil durch Laien erfolgen. 
Das ist das Problem, das wir von Berlin erhalten haben. Dort hakt es finanziell 
massiv.

Meine Damen und Herren, meine Fraktion und ich vertrauen darauf, dass unsere 
Erzieherinnen und Erzieher mit ihrer langjährigen Erfahrung das Thema Essen – in 
ihrer Freiheit als Erzieher – kindgerecht aufarbeiten und beibringen.

Ich komme noch zu den Finanzen: Wenn Berlin uns anschafft, eine Mittagsbetreu-
ung bereitzustellen, und einen Rechtsanspruch schafft, dann muss auch Berlin 
dafür zahlen und nicht der Freistaat Bayern. Das ist ganz klar. Grundsätzlich ist 
das Geld im Geldbeutel der Eltern besser aufgehoben als irgendwo anders, bei-
spielsweise für irgendwelche Gesetze der GRÜNEN.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht für die Fraktion der FREIEN WÄH-
LER Herr Kollege Stefan Frühbeißer.

Stefan Frühbeißer (FREIE WÄHLER): Verehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Uns liegt ein Gesetzentwurf vor, der mit der Denkweise gestrickt 
worden ist, man müsse nur Geld geben und dann funktioniert alles. Dem ist mit-
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nichten so. Wenn man von einem kostenlosen Mittagessen spricht, muss man 
ganz deutlich sagen: Das ist ein Widerspruch in sich. Das Mittagessen ist nicht 
kostenlos, sondern irgendjemand muss bezahlen. Wenn man davon spricht, dass 
der Freistaat Bayern das Ganze finanzieren soll, muss man auch sagen: Der 
Steuerzahler soll das bezahlen.

(Beifall bei der CSU – Widerspruch bei den GRÜNEN)

Wenn man davon ausgeht und zitiert, dass beispielsweise in skandinavischen 
Ländern das Ganze seit vielen Jahrzehnten praktiziert wird, muss man umfassend 
vergleichen und unsere Steuerzahler ehrlicherweise darüber informieren, dass in 
Skandinavien die Steuerlast der Bevölkerung im Einzelnen wesentlich höher ist als 
bei uns in Deutschland und letztendlich auch bei uns in Bayern.

Ich möchte in der Sache eines deutlich machen. Mit über zwanzig Jahren kom-
munaler Erfahrung als Sachaufwandsträger möchte ich Ihnen erklären, wie die 
Realität aussieht. Ich werde dies anhand des Beispiels der Schülerbeförderung 
aufzeigen: Die Kommunen, die gefördert und mit entsprechenden Zuweisungen 
unterstützt werden, regeln kostenlos die Schülerbeförderung. Die Realität ist, dass 
die Eltern mit SUVs die Schulbushaltestellen zuparken, dass sie – obwohl die 
Beförderung kostenlos wäre – Geld ausgeben, um ihre Kinder wohlbehütet zur 
Schule und wieder nach Hause zu fahren.

Mit dem Gesetzentwurf würden wir – wenn ich sage "wir", dann meine ich den 
Steuerzahler – die Kosten dafür übernehmen, dass Essen bereitgestellt werden 
kann, was sich die Eltern zu Hause ersparen. Der Begriff "Ernährer" bekommt 
dann eine völlig neue Bedeutung. Man muss deutlich machen, wie wir damit um-
gehen, dass sich Eltern, die in der Unterhaltspflicht sind, diese Kosten ersparen 
und letztendlich Kosten übernommen werden sollen, die von der Größenordnung 
unscheinbar sind.

Wie sieht die Realität weiter aus? – Wir haben die Situation, die in Berlin durchge-
spielt worden ist, dass bei dieser Lösung etwa 30 % der Nahrungsmittel entsorgt 
werden mussten. Jetzt sage ich noch ein bisschen was aus der Praxis: Die Be-
obachtung zeigt, dass manche Eltern mit ihren Kindern nach der Schule in ein 
Fastfood-Lokal einkehren und mit Sicherheit nicht das Ziel verfolgen, sich gesund 
zu ernähren.

(Widerspruch des Abgeordneten Tim Pargent (GRÜNE))

– Genau das zeigt die Beobachtung vor Ort. Lieber Tim, bitte beobachte in Bay-
reuth einmal die Situation, dass nach der Schule plötzlich die gleichen Fahrzeuge 
wie zuvor an der Wendeschleife auftauchen.

Ich möchte noch eines verdeutlichen: Für mich ist entscheidend – das ist auch 
der Weg des Freistaats Bayern und des Kultusministeriums –, auf Information, 
Bewusstsein und Verantwortung zu setzen, ohne Bevormundung der Eltern und 
Übernahme von Kosten, und letztendlich als Gesamtheit dafür Sorge zu tragen, 
dass sich unsere Kinder gesund ernähren und vor allem sicherzustellen, dass 
das Ganze finanzierbar und sinnvoll umsetzbar bleibt, indem die Eltern die Verant-
wortung auch beim Abendessen und in der Gesamtbetrachtung übernehmen. Wir 
haben entsprechende Programme auf den Weg gebracht, die hier sehr gut wirken. 
Wir haben die Situation, dass – auch hier muss ich auf die Realität verweisen – 
die Sachaufwandsträger an den Schulen gemeinsam mit den Partnern sicherstel-
len, dass auch regionale Produkte für das Mittagessen in der Schule angeboten 
werden und die Möglichkeiten, die wir vor Ort haben, oft individuell funktionieren.
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Herr Kollege Stieglitz hat im Übrigen schon angesprochen, dass das Ganze für 
diejenigen, die sich das nicht leisten können oder Engpässe haben, übernommen 
wird. Ich kann die Aussage, dass dies eine Stigmatisierung sei, nicht verstehen; 
denn wenn bekannt wird, bei welchen Kinder bzw. Eltern die Kosten übernommen 
werden, ist in der Organisation etwas schiefgelaufen. Aus unserer Erfahrung kann 
ich sagen, dem ist mitnichten so. Im Gegenteil wird dafür Sorge getragen, dass 
nichts herauskommt und dies in der Einheit der Klasse und der Schule funktioniert.

Mir ist es besonders wichtig – auch das ist heute schon zur Sprache gekommen 
–, über die Finanzierung zu sprechen. Verfolgt man die Ideen der Gesetzentwürfe 
aus bestimmter Richtung, so hört man immer wieder die Aussage, es sei endlos 
viel Geld vorhanden. Wir wissen alle nicht erst seit Aufhebung der Schuldenbrem-
se, dass es nicht ganz so einfach ist, vor allem aufgrund der Herausforderungen, 
die wir aktuell haben; ich sage nur Wehrfähigkeit und Infrastruktur. Wir sollten das 
Geld dort ausgeben, wo es tatsächlich notwendig ist. Manche denken, wenn man 
sagt, das Geld ist vorhanden, dass es sich um ein Darlehen bzw. einen Kredit 
handle. Ich glaube, nach unserem Verständnis als FREIE WÄHLER müssen wir 
auch in Zukunft darauf achten, das Bewusstsein der Eltern dafür zu schärfen, dass 
sie ihre Kinder gesund ernähren, und vor allem nicht auf Pump leben, damit die 
nächste und übernächste Generation, um die wir uns auch Sorgen machen, nicht 
gewaltig an dem zu knabbern hat, was wir an Schulden hinterlassen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Deshalb muss ich sagen, dass die Idee dieses Gesetzentwurfs vielleicht rühmens-
wert ist, aber Geldausgeben allein die Probleme nicht löst. Die Lösung liegt in 
der Verantwortung der Menschen. Meines Erachtens ist es auch ein bisschen 
vermessen, es so darzustellen, als würde es vor Ort schlecht gemacht.

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Kollege!

Stefan Frühbeißer (FREIE WÄHLER): Wenn ich mich umschaue, sehe ich sehr 
deutlich, dass sich die Lehrkräfte und die Verantwortlichen dafür einsetzen, eine 
gesunde Ernährung sicherzustellen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Sie haben noch Redezeitverlängerung, weil die Kollegin 
Weber noch eine Frage hat. – Zuerst hat aber die Frau Weber das Wort.

Laura Weber (GRÜNE): Schön, dass es in Ihrem Sprengel funktioniert. Wie ge-
sagt, es geht um Chancengleichheit. Die Realität sieht leider anders aus. Das ist 
so. Gerade Kinder aus finanziell schlechter gestellten Familien leiden darunter. 
Das ist ein Fakt. Wenn Sie den Gesetzentwurf genau lesen, stellen Sie fest, dass 
wir von beitragsfreiem, nicht kostenfreiem Schulessen sprechen. Sollten Sie sich 
daran stören, ist das also kein Problem. Vielleicht können Sie sich mit beitragsf-
reiem Schulessen besser anfreunden. Ich finde es schade, dass Sie dieses Thema 
in eine spalterische Richtung bringen mit dem Vorwurf, wir würden jemandem 
unterstellen, schlechte Arbeit zu leisten oder Ähnliches. Das haben wir nicht getan. 
Der Gesetzentwurf beinhaltet mehr, als nur Essen bereitzustellen und zu zahlen. 
Er geht in Richtung Bildung und Esskultur. Insgesamt ist das sehr gut investiertes 
Geld. Schade, dass das – auch durch Ihren Vorredner – in keiner Weise aufge-
nommen wurde.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Stefan Frühbeißer (FREIE WÄHLER): Ich glaube, ich habe es in einem Satz 
verdeutlicht: Die Frage, wer die Kosten übernimmt, ändert nichts an der Tatsache, 
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wie ich das Ganze vor Ort organisiere. Dass die Realität bei Ihnen vielleicht anders 
aussieht oder Sie das anders wahrnehmen, mag so sein, aber letztendlich können 
wir die Probleme mit den Möglichkeiten, die wir vor Ort haben, wenn der Einsatz 
stimmt, unabhängig davon lösen, wer das Ganze bezahlt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Zuruf der Abgeordneten Laura Weber 
(GRÜNE))

Präsidentin Ilse Aigner: Wenn Sie fertig sind, würde ich der nächsten Rednerin, 
Frau Dr. Strohmayr für die SPD-Fraktion, das Wort erteilen.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen 
und Kollegen der demokratischen Fraktionen! Ich bin relativ erstaunt über diesen 
Redebeitrag. – Sehr geehrter Herr Kollege, leider gibt es in Bayern nicht nur Eltern, 
die mit dem SUV kommen, sondern noch viele andere. Vielen Familien geht es 
nicht so gut. Vielleicht sollten Sie auch einmal in die Schulsprengel blicken, in 
denen es nicht so rosig aussieht. Ich bin Vertreterin eines Trägers. Ich bin bei der 
AWO sehr engagiert. Wir haben viele Kitas und Ganztagseinrichtungen. Dort sieht 
die Realität oft anders aus. Wir als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
setzen uns für Chancengleichheit in unseren Schulen ein.

Deswegen sind wir natürlich für ein kostenloses Mittagessen in unseren Grund- 
und Förderschulen. Ich werde nachher auch noch einen Finanzierungsvorschlag 
unterbreiten, weil Sie so großen Wert darauf gelegt haben. Internationale Studien 
– es wurde schon genannt – in Schweden, Finnland und den USA zeigen, dass 
es kurz- und langfristig viel Nutzen hat, wenn es an den Schulen ein kostenloses 
Mittagessen für alle Schülerinnen und Schüler gibt. Ich war gestern in der Gemein-
de Unterhaching. Dort wurde eine Befragung der Eltern durchgeführt, was sie sich 
für einen guten Ganztag wünschen. Sehr weit oben stand das warme Mittagessen. 
Das ist für Eltern und Kinder wichtig, auch hier bei uns in Bayern. Ich bin mir sicher, 
dass die Ergebnisse ähnlich wären, wenn man in vielen anderen Kommunen nach-
fragen würde.

Der vorliegende Gesetzentwurf der GRÜNEN sieht eine Änderung des Baye-
rischen Schulfinanzierungsgesetzes und des Finanzausgleichsgesetzes vor. Da-
durch sollen die Kommunen bei dieser Aufgabe unterstützt werden. Ein kosten-
freies Mittagessen gewährleistet für alle Schülerinnen und Schüler unabhängig von 
ihrer finanziellen Situation zu Hause eine warme Mahlzeit. Das ist uns wichtig. 
Dies erfordert aber auch – darauf wurde schon hingewiesen – die Gemeinschaft 
und den Kontakt aller Schülerinnen und Schüler. Für viele Kinder – ich habe es 
vorhin schon gesagt – ist das Schulessen die einzige ausgewogene Mahlzeit am 
Tag. Gehen Sie doch einmal in die Schulen. Dazu kann ich Sie nur auffordern. 
Gehen Sie in die Schulen, die im Startschancen-Programm sind, einem Programm 
des Bundes. Gehen Sie in diese Schulen, die in sozialen Brennpunkten stehen, 
schauen Sie sich die Situation an und sprechen Sie mit den Lehrerinnen und 
Lehrern. Viele dort sagen, die Kinder können am Nachmittag nicht mehr lernen, 
weil sie Hunger haben. Wir können in so einem reichen Land wie Bayern doch 
nicht zulassen, dass die Kinder hungrig in den Schulen sitzen!

(Beifall bei der SPD)

Ich wollte noch einen Finanzierungsvorschlag einbringen. Wir haben zum Haushalt 
einen Antrag eingereicht, in dem wir einen konkreten Vorschlag unterbreiten, wie 
man hier in Bayern das kostenfreie Mittagessen einführen könnte. Wir schlagen 
vor, in den Schulen mit kostenfreien Mittagessen zu beginnen, die im Startchan-
cen-Programm des Bundes sind und in sozialen Hotspots liegen. Das ist ein kon-
kreter Vorschlag, der bezahlbar ist. Damit könnten wir einsteigen. Dann könnten 
wir schauen, wie es läuft.
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Wir werden dem Gesetzentwurf trotzdem zustimmen. Wir sind der Meinung, es 
braucht nicht überall Bio-Mittagessen. Wir haben einen konkreten Vorschlag unter-
breitet, wie wir starten könnten. Ich kann Sie nur auffordern, unsere Ideen aufzu-
nehmen. Wie gesagt, wir werden heute zustimmen.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abgeordneten Felix Locke (FREIE WÄHLER))

Präsidentin Ilse Aigner: Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich schlage vor, 
den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen als feder-
führendem Ausschuss zu überweisen. Erhebt sich dagegen Widerspruch? – Das 
sehe ich nicht. Damit ist das so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 c auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes (Drs. 19/8066)
- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden miteinander verbunden; damit gibt es 14 Mi-
nuten Redezeit für die Staatsregierung. Als Erster bekommt der Innenminister 
Herrmann das Wort.

Staatsminister Joachim Herrmann (Inneres, Sport und Integration): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch in Bayern haben die jüngsten Ge-
richtsentscheidungen zur Tübinger Verpackungssteuer dazu geführt, dass manche 
Kommunen Überlegungen anstellen, eine solche Verpackungssteuer einzuführen. 
Doch die Einführung einer solchen Steuer ist aus meiner Sicht gerade in den 
heutigen Zeiten das falsche Signal für die Gastronomie und für die Wirtschaft 
insgesamt.

Unser Ziel ist es, die Wirtschaft von Bürokratie zu entlasten und deren Wettbe-
werbsfähigkeit zu stärken. Wir sagen zu einer neuen Verpackungssteuer deshalb 
ein klares Nein.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir werden mit dem vorgelegten Gesetzentwurf Rechtsklarheit schaffen und ein-
deutig regeln, dass Kommunen im Freistaat Bayern keine solche Steuer erheben 
dürfen. Wir wollen im Freistaat weder die Bürgerinnen und Bürger noch die Wirt-
schaft – insbesondere die Gastronomie – zusätzlich belasten.

Die Gastronomie ist in Bayern ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Die Folgen der 
Corona-Pandemie, der Energiekrise, des Ukrainekriegs und das insbesondere in-
flationsbedingt gestiegene Preisniveau sowie erheblicher Personalmangel haben 
die Branche schon schwer geschwächt. Eine Verpackungssteuer wäre nur eine 
weitere Strapaze.

Eine Verpackungssteuer führte zum einen zu weiteren Preissteigerungen. Zum 
anderen belastete sie unsere Unternehmen noch einmal – und zwar gerade die 
kleinen und mittleren Handwerksbetriebe, Bäckereien und Metzgereien – mit zu-
sätzlichem Bürokratieaufwand in Zeiten, wo jedem klar ist, dass wir unseren Staat 
fit machen und die Bürokratie abbauen müssen.

Ich will Ihnen aus Tübingen einmal ein ganz simples Beispiel sagen. Für den 
Vollzug ist es dort offensichtlich unerlässlich, ausführlichste Vollzugshinweise he-
rauszugeben, damit die betroffenen Unternehmen überhaupt Anhaltspunkte haben, 
was mit den Vorschriften der Tübinger Verpackungssteuersatzung gemeint ist.
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Beispiel: Sie kennen von Cafés, Backstuben, auch manchen Restaurants Kaffee 
to go. Über diese Verpackung würden wir als erste reden. Manchmal kriegen Sie 
die Möglichkeit, ein kleines Holzstäbchen mitzunehmen, mit dem Sie den Kaffee 
umrühren können. So etwas ist in der Satzung der Stadt Tübingen genau geregelt. 
Rührstäbchen für Kaffee mit einer Mindestlänge von 14 cm fallen unter die Verpa-
ckungssteuer, kürzere aber nicht.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wenn wir dem Treiben hier also freie Bahn gewährten, so wäre durchaus zu be-
fürchten, dass wir in Zukunft Gemeinden haben, in der die Rührstäbchen ab 14 cm 
zu besteuern sind, in der Nachbargemeinde aber erst ab 16 cm und dergleichen.

Meine Damen und Herren, ich könnte Ihnen noch weitere Beispiele sagen. Ent-
schuldigung, genau mit solchen Dingen fängt die Bürokratie an,

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

obwohl wir bei jeder Gelegenheit sagen, dass wir zu viel davon haben. Es fängt 
aus ehrenhaften Gründen, unnötige Verpackung und dergleichen reduzieren zu 
wollen, genau bei solchen Dingen an.

Ich sage Ihnen deshalb: Nein! Wir steigen in einen solchen Unsinn gar nicht erst 
ein. Die Leidtragenden sind am Schluss dann nämlich doch die Kunden; denn 
auf diese werden die ganzen Kosten, die für den Vollzug der Verpackungssteuer 
anfallen, übertragen.

Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen auch: Die Verpackungssteuer steht im 
Widerspruch zu der vom Bund geplanten Senkung der Umsatzsteuer für Speisen 
in der Gastronomie ab 2026. Das ist ein Ziel, für das wir uns mit großer Mehrheit 
auch hier in diesem Haus in den letzten Jahren immer wieder eingesetzt und wozu 
wir gesagt haben, die Umsatzsteuer muss wieder gesenkt werden.

Eigentlich hatte das der frühere Bundeskanzler auch versprochen. Die Ampel-Re-
gierung hat dieses Versprechen dann wie üblich nicht gehalten. Jetzt soll es umge-
setzt werden.

Meine Damen und Herren, es macht aber keinen Sinn, wenn wir zu Beginn des 
nächsten Jahres diese Umsatzsteuer für die Gastronomie tatsächlich auf Bundes-
ebene für ganz Deutschland reduzieren, uns gleichzeitig aber wieder etwas Neues 
einfallen lassen, wie man genau die gleichen Adressaten mit einer neuen Abgabe 
belastet.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Das steht im Widerspruch. Deshalb wollen wir so etwas nicht.

Ich bitte deshalb das Hohe Haus um eine möglichst zügige Beratung und am 
Schluss um entsprechende Zustimmung. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Entschuldigung, Herr Staatsminister: Es gibt eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Birzele von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Andreas Birzele (GRÜNE): Herr Staatsminister Herrmann, ein Verbot oder die 
Ablehnung solch einer örtlichen Steuer durch die Rechtsaufsichtsbehörde darf aus-
schließlich erfolgen, wenn die Steuer mit höherrangigem Recht – insbesondere 
dem Grundgesetz oder Bundesgesetzen – nicht vereinbar ist. Der Beschluss des 
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Bundesverfassungsgerichts vom 27. November 2024 hat ausdrücklich betont, dass 
das hier nicht der Fall ist.

Meine Frage ist daher: Wie begründet ihr euer Verbot rechtskonform – und nicht 
nur mit irgendwelchen lächerlichen Beispielen?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Staatsminister Joachim Herrmann (Inneres, Sport und Integration): Wir können 
noch mehr Argumente anführen. Wir begründen es aber zum Beispiel mit dem, 
was ich gerade gesagt habe.

Ja, das Bundesverfassungsgericht hat ein Urteil zum Abfallrecht des Bundes ge-
fällt, aber eben nicht zu dem, was ich Ihnen gerade gesagt habe: dass der Bund 
eine klare steuerliche Zielrichtung vorgibt, nämlich Entlastung der entsprechenden 
Gastronomiebetriebe. Damit läuft eine Verpackungssteuer dieser klaren bundespo-
litischen Zielsetzung nach steuerlicher Entlastung von Gastronomiebetrieben völlig 
entgegen. Es widerspricht dieser Zielsetzung, wenn man sich gleichzeitig auf die-
sem Gebiet eine neue Belastung der Gastronomie einfallen lässt.

Insofern ist das aus meiner Sicht völlig klar. Wir werden auch genau damit weiter 
argumentieren.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht für die AfD-Fraktion der Kollege Jörg 
Baumann.

(Beifall bei der AfD)

Jörg Baumann (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kollegen!

(Toni Schuberl (GRÜNE): Und Kolleginnen!)

Für die AfD-Fraktion im Bayerischen Landtag ist es kein bloßer Grundsatz, son-
dern ein ehernes Gesetz: Entscheidungen gehören auf die niedrigstmögliche 
Ebene. Nur so sind sie schnell, bürgernah und vor allem nicht von abgehobenen 
Elfenbeintürmen diktiert.

Doch beim Verbot der Verpackungssteuer ziehen wir eine klare rote Linie. Da geht 
es zum Schutz unserer Arbeitgeber nur mit dem Dampfhammer.

Diese Steuer wäre nicht nur ein Rohrkrepierer, sie wäre ein frontaler Angriff auf 
unsere Bürger und unsere Wirtschaft. Unsere Kommunen stehen schon jetzt am 
Abgrund. Sie werden mit Aufgaben überhäuft, als wären sie der Mülleimer des 
Bundes und der Landespolitik. Aber die Kassen bleiben leer. Natürlich greifen 
sie nach jedem noch so mickrigen Strohhalm. Viele Kommunen würden die Verpa-
ckungssteuer wohl auch einführen – nicht aus Überzeugung, sondern weil sie am 
finanziellen Tropf hängen.

Seien wir aber einmal ehrlich: Soll das die Lösung sein? – Ein weiterer Tritt in 
die Magengrube des Steuerzahlers. Die Zahlen sprechen Bände, und sie schrei-
en förmlich nach Vernunft. Eine aktuelle Bertelsmann-Studie enthüllt das ganze 
Desaster. Für das Jahr 2024 stehen die Städte und Gemeinden bundesweit mit 
einem Defizit von 25 Milliarden Euro da. Ein historischer Tiefpunkt. In Bayern, wo 
wir unter weiß-blauem Himmel einst Überschüsse feierten, gähnt seit 2022 ein 
schwarzes Loch. Die Bertelsmann-Stiftung zeigt: Das Defizit hat sich im letzten 
Jahr auf 5,2 Milliarden Euro fast verdoppelt.
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Der Vorsitzende des Bayerischen Städtetages Markus Pannermayr schlägt längst 
Alarm. Die Finanzlage ist nicht mehr nur bedrohlich, sie ist ein Albtraum. Und 
warum? Weil die Ausgaben explodieren: Personal, Soziales und – lassen wir die 
Katze aus dem Sack – die Kosten der illegalen Massenmigration.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Habt’s ihr kein anderes Thema?)

Das ist keine Schieflage mehr, das ist ein Sinkflug ohne Fallschirm. Die Folge: 
ein Investitionsklima, das eher an eine Eiswüste als an einen Wirtschaftsstandort 
erinnert; eine heimische Wirtschaft, die hustet und keucht; Bürger, die unter dieser 
Finanzkatastrophe förmlich erdrückt werden.

Jetzt denken einige, die Verpackungssteuer sei der vermeintliche Retter in der 
Not. – Das kann nur ein Witz sein, und zwar ein ganz, ganz schlechter. Diese 
Abgabe hat mit Müllvermeidung so viel zu tun wie ein Fisch mit Fahrradfahren. 
Es geht nur um eines: Kasse machen auf Kosten der Bürger. Die Kommunen 
wollen ihre Haushaltslöcher stopfen, und wer zahlt die Rechnung? – Der kleine 
Mann, die Fleischerin um die Ecke, der Wirt, der eh schon ums Überleben kämpft. 
Diejenigen, die so etwas auch nur in Erwägung ziehen, sollten sich schämen.

Tourismus, Gastronomie, Bäckereien, Metzgereien – das sind keine anonymen 
Konzerne, das sind die Lebensadern Bayerns. Wollen wir sie mit noch mehr Abga-
ben und bürokratischem Irrsinn endgültig in den Bankrott treiben? – Das ist, als 
würde man einem Ertrinkenden noch einen Eimer Wasser über den Kopf schütten.

Die Inflation wurde schon angesprochen. Sie galoppiert wie ein wild gewordenes 
Pferd. Mit einer solchen Steuer würden wir dem Pferd auch noch die Peitsche 
geben. Wir sagen Nein zu diesem Wahnsinn, Nein zu weiteren Belastungen und 
Ja zu einer Politik, die endlich aufhört, die Bayern wie Zitronen auszupressen, und 
stattdessen für sie kämpft.

Liebe Bürger, auch wenn die CSU hier Recht hat und die Einführung der Verpa-
ckungssteuer verbieten will, wird sie die Bürger auf andere Weise weiter belasten: 
durch Erhöhung der CO2-Steuer, Erhöhung der Sozialabgaben und dazu noch die 
Einführung des Wassercents. Die CSU ist nicht Teil der Lösung, sondern Teil des 
Problems. Steuerliche Entlastungen gibt es nur mit uns, der AfD.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht für die CSU-Fraktion der Kollege 
Josef Heisl.

Josef Heisl (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Bayern steht für wirtschaftliche Vernunft, für einen starken Mittelstand und 
für eine praxisnahe Politik. Unsere Unternehmen, unsere Gastronomie und unsere 
Bürger brauchen keine weiteren Belastungen. Sie brauchen Entlastung, sie brau-
chen Planungssicherheit, und sie brauchen Vertrauen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Deshalb ist es mir wichtig, heute noch einmal klarzustellen, dass es in Bayern 
keine kommunale Verpackungssteuer geben wird.

Auf den ersten Blick könnte man meinen, sie wäre ein ökologisches Instrument; 
das klingt ganz gut. Aber was bedeutet sie denn wirklich? – In der Praxis bedeu-
tet sie vor allem Mehrkosten, Bürokratie und einen Flickenteppich; Mehrkosten, 
Bürokratie und einen Flickenteppich für jeden Bäcker, der seine Semmeln zum 
Mitnehmen abgibt – und die meisten geben sie nun einmal zum Mitnehmen ab –, 
für jedes Café, das einen Kaffeebecher über die Theke reicht, und für jeden Gast, 
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der dieses Angebot gerne annimmt, aber am Ende die Zeche zahlt. Ja, auch wir 
wollen weniger Verpackungsmüll. Aber der Weg dorthin führt doch über Innovatio-
nen, Anreize und Aufklärung und nicht über neue Steuern und neue Vorschriften.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Bayern setzt auf Verantwortung statt auf Mehrkosten, auf Kooperation statt auf 
Bürokratie. Wir haben doch ein großes Ziel in unserem Land – also zumindest 
kann ich für meine Fraktion und auch den Koalitionspartner sprechen –: Unser 
großes Ziel ist doch, den Menschen in unserem Land das Leben zu erleichtern, 
und nicht, noch mehr Bürokratie zu schaffen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, darum unterstützen wir das Verbot der kom-
munalen Verpackungssteuer, das gerade von Staatsminister Joachim Herrmann 
vorgestellt worden ist; denn dieses Verbot stützt unsere Wirtschaft, es belastet die 
Bürgerinnen und Bürger nicht weiter und zeigt, dass wir in Bayern anpacken und 
nicht den Bürger abkassieren.

Ich möchte es einmal in vier Punkten darlegen:

Der erste Punkt ist für mich wirtschaftliche Vernunft statt neuer Belastungen. Gera-
de unsere Gastronomie, die Bäckereien, Imbisse und Cafés haben in den letzten 
Jahren enorme Herausforderungen stemmen müssen: Pandemie, Energiepreise, 
Fachkräftemangel und Inflation. Sie brauchen jetzt nicht mit einer Verpackungs-
steuer, mit neuen Abgaben die nächste Hürde.

(Zuruf der Abgeordneten Laura Weber (GRÜNE))

So eine Steuer würde gerade die kleinen Betriebe treffen, die Betriebe, die drau-
ßen in den Dörfern, in den Innenstädten das Rückgrat sind.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Bernhard Pohl (FREIE 
WÄHLER): Genau!)

Wir wollen die Betriebe stützen, die wir für unsere Struktur draußen im Land brau-
chen.

Zweiter Punkt: die Entlastung der Bürgerinnen und Bürger. Ja, wer zahlt denn die 
Zeche? – Man greift dem Verbraucher in den Geldbeutel, man greift ihm in die 
Tasche. Er spürt die Folgen der ganzen Sache. Am Ende landet jede zusätzliche 
Steuer beim Verbraucher. Er zahlt die Rechnung. Gerade in Zeiten, in denen viele 
Menschen jeden Euro zweimal umdrehen müssen, ist doch eine Verpackungssteu-
er nichts anderes als eine versteckte Preiserhöhung für die Butterbrezen zum 
Frühstück, für den Kaffee, den sich der Pendler am Bahnhof noch mitnimmt, und 
für das Mittagessen, das unterwegs verzehrt wird. Wir wollen keine neue Alltags-
steuer. Wir wollen die Lebenshaltungskosten nicht weiter steigern.

Dritter Punkt: umweltpolitische Verantwortung ja, aber mit klugen Mitteln. Ich habe 
es zuvor gesagt: Natürlich stehen auch wir dazu, dass wir den Verpackungsmüll 
reduzieren wollen. Aber Steuern lösen doch keine Umweltprobleme. Wirklich hilf-
reich sind Anreize für Mehrweg, die Förderung innovativer Verpackungen und Auf-
klärung – für mich der wichtigste Punkt – beim Verbraucher und bei den Betrieben. 
Sie müssen mitgenommen werden. Viele Unternehmen in Bayern zeigen bereits, 
dass es ganz ohne Zwang geht. An diese Vorbilder müssen wir uns halten. Sie 
zeigen, wie es wirklich gemacht wird. Es gibt Pfandsysteme, es gibt wiederver-
wendbare Becher, die ausgegeben werden, oder digitale Rückgabe-Apps. Diesen 
Weg wollen wir in Bayern beschreiten, wie immer freiwillig, fair und fortschrittlich.
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Der vierte Punkt ist für mich die Einheitlichkeit statt des Flickenteppichs. Es ist ein 
Punkt der Rechtssicherheit. Wenn jede Kommune eine eigene Verpackungssteuer 
erheben kann, entsteht in ganz Bayern ein bürokratischer Flickenteppich. Man stel-
le sich Unternehmen vor, die mehrere Filialen in verschiedenen Kommunen haben. 
Es ist doch eine fast unlösbare Aufgabe, wenn ein Betrieb in München andere 
Abgaben abrechnen muss, als er sie in Nürnberg oder in Regensburg hat. Jetzt will 
ich wieder auf mein Beispiel vom kleinen Bäcker zurückkommen, der vielleicht drei 
oder vier Filialen bei mir vor Ort hat. Er rechnet dann in Passau vielleicht anders ab 
als in der Gemeinde Salzweg und in Büchlberg anders als in Hutthurm.

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Es kann doch nicht wahr sein, dass wir so einen Flickenteppich unterstützen!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Darum ist dieses Verbot ein klares Signal für Rechtsklarheit, für Bürokratieabbau 
und für unternehmerische Fairness.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir wollen Umweltschutz, aber mit ge-
sundem Menschenverstand. Wir wollen Fortschritt, aber wir wollen auch die Betrie-
be nicht überfordern. Wir wollen Entlastung und nicht zusätzliche Kosten. Das 
Verbot der kommunalen Verpackungssteuer ist daher mehr als eine rechtliche 
Klarstellung. Es ist ein Bekenntnis zur wirtschaftlichen Freiheit, zur bürgerlichen 
Vernunft und zu einem starken und verlässlichen Bayern. Unsere Betriebe brau-
chen Rückenwind und nicht, dass man ihnen Steine in den Weg wirft. Unsere 
Kommunen brauchen Klarheit und nicht Flickenteppiche. Unsere Bürger verdienen 
eine Politik des Anpackens und nicht eine des Abkassierens. Darum sage ich noch 
einmal aus Überzeugung Ja zum Umweltschutz, aber Nein zu einer Verpackungs-
steuer. – Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Kollege Pargent von den GRÜNEN hat das Wort.

Tim Pargent (GRÜNE): Herr Kollege, Sie haben angesprochen, dass Sie für Ein-
heitlichkeit statt eines Flickenteppichs sind. Jetzt wollte ich Sie Folgendes fragen: 
Der Freistaat hat für sich herausgehandelt, bei der Grundsteuer eigene Gesetze 
auf Landesebene zu erlassen. Er kämpft gerade darum, bei der Erbschaftsteuer ei-
gene Gesetzgebungskompetenz zu erlangen, und verbietet gleichzeitig schon seit 
Längerem den Kommunen Vergnügungssteuern. Er verbietet die Einführung einer 
Grundsteuer C. Er hat den Kommunen bereits die Einführung einer Bettensteuer 
untersagt, und er untersagt jetzt die Möglichkeit zur Einführung einer Verpackungs-
steuer. Wie rechtfertigen Sie diese steuerpolitische Doppelmoral vor den Bürger-
meistern, den Gemeinderäten und auch den kommunalen Spitzenverbänden, um 
die es hier geht?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Josef Heisl (CSU): Sehr geehrter Herr Kollege Pargent, der Vergleich hinkt. Bei 
den anderen Sachen versuchen wir, das Bestmögliche für unsere Bürger heraus-
zuholen, und hier belasten wir unsere Kommunen. Wir haben uns auch die Zahlen 
aus Tübingen kommen lassen. Dort hat der zuständige Mitarbeiter in der Verwal-
tung ganz klar von einem Riesenaufwand, einer Riesenbürokratie gesprochen. Es 
ist nur durchsetzbar gewesen, weil man ganz große Förderprogramme aufgelegt 
hat, um Geschirr, Maschinen usw. einkaufen zu können. Vergleichen Sie also bitte 
nicht Äpfel mit Birnen.
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(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Jetzt hat der Kollege Andreas Birzele für BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Andreas Birzele (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Die CSU nennt sich gerne Freiheitspartei. Das klingt erst einmal 
gut. In Sonntagsreden versprecht ihr den Kommunen mehr Gestaltungsspielräume; 
am Montag sagt ihr ihnen aber schon wieder, was sie zu tun und zu lassen haben. 
Genau das passiert hier und jetzt. Mit dem Gesetz verbietet ihr ihnen eine Verpa-
ckungssteuer und hebelt damit die kommunale Selbstverwaltung ein weiteres Mal 
aus. Das ist keine Freiheit, das ist Gängelung.

(Beifall bei den GRÜNEN – Michael Hofmann (CSU): Vor allem sind wir nicht 
per Du!)

Jeden Tag fallen Berge von Einwegverpackungen durch allerlei mögliche To-go-Ar-
tikel an. Und die Entsorgungskosten? – Die bleiben bei den Städten und Gemeinde 
hängen, sprich bei den Steuerzahlern und Steuerzahlerinnen. Den Begriff Gerech-
tigkeit habe ich meinen Kindern anders erklärt. Das muss doch der zahlen, der den 
Müll produziert. Der einfachste Hebel ist da die kommunale Verpackungssteuer: 
Vermeidung belohnen, Kosten fair verteilen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Lasst die Kommunen doch bitte selber herausfinden und machen, was vor Ort 
funktioniert, um die explodierenden Entsorgungskosten wenigstens halbwegs in 
den Griff zu bekommen. Sie wissen es vor Ort doch ohnehin besser als wir. Und 
nein: Das ist keine fixe Idee von uns GRÜNEN.

(Zuruf von der AfD: Doch!)

In mehreren Städten – und das wisst auch ihr – liegen viele fertige Entwürfe auf 
dem Tisch, und sogar in Kommunen, wo die CSU das Sagen hat. Und warum? 
– Sicher nicht aus Spaß, sondern um die Umwelt zu schützen und die Haushalte 
zu entlasten. Und was für eine Antwort habt ihr darauf? – Ein kategorisches Nein, 
ein pauschales Verbot. Die selbst ernannte Freiheitspartei wird zur Verbotspartei 
Nummer eins. Mein Kollege hat es gerade aufgezählt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fällt Ihnen da etwas auf, Herr Söder? – Er ist leider heute schon wieder nicht da.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Echt?)

Seit Jahren beschimpfen Sie uns als Verbotspartei, und heute seid ihr es, die 
den Kommunen ein glasklares Verbot diktieren. Dabei sagt sowohl der Bayerische 
Städtetag als auch der Bayerische Gemeindetag ganz klar: Dieses Verbot darf 
nicht kommen.

(Staatsminister Dr. Florian Herrmann: Das ist ein Schmarrn!)

Das ignoriert ihr einfach! Und jetzt frage ich euch: Wozu braucht ihr eigentlich noch 
die Expertise der Kommunen? – Am Ende macht ihr immer das, was euch selber 
am besten passt.

(Staatsminister Dr. Florian Herrmann: So ein Schmarrn!)
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– Nein, genauso ist es. Die Kommunen jammern nicht aus Jux und Tollerei: Ans-
bach, Nürnberg, Fürth, Schwabach, Erlangen, Dachau, Fürstenfeldbruck – überall 
schlagen Bürgermeister und Bürgermeisterinnen Alarm, weil ihre Haushalte kaum 
noch darstellbar sind.

(Zuruf des Abgeordneten Michael Hofmann (CSU) – Unruhe)

Ende September haben wir also der Staatsregierung erneut einen Hilferuf gesen-
det.

(Zuruf)

– Jetzt warte ab, dann stelle eine Zwischenfrage.

(Anhaltende Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Was in Gottes Namen tut ihr? – Ihr nehmt den Kommunen die letzte Möglichkeit, 
eigene Einnahmen zu generieren.

(Zuruf: Quatsch!)

– Ja, genau. Jetzt reden wir einmal über die Folgen. Wenn Kommunen finanziell 
austrocknen, bleiben nur noch Pflichtaufgaben, und was das bedeutet, das wisst 
auch ihr: weniger Busse im Nahverkehr, weniger Zuschüsse für Vereine und Ju-
gendarbeit, Kultur auf Sparflamme – also genau das, was unser Zusammenleben 
stark macht und worauf ein Unternehmen und das Handwerk so dringend angewie-
sen sind: gute Infrastruktur, lebendige Ortskerne, funktionierende Entsorgung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU, die Realität eurer Politik sieht so 
aus: Ihr redet von Freiheit und nehmt sie weg. Ihr redet von Verantwortung und 
schiebt sie ab. Ihr redet von starken Kommunen und schwächt die aber Stück für 
Stück.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Jetzt drehen wir den Spieß einmal um. Ihr lehnt die Verpackungssteuer so vehe-
ment ab: Was ist denn eure Alternative? Wie entlastet ihr den kommunalen Haus-
halt jetzt und nicht irgendwann? Wie sorgt ihr dafür, dass die Verursacher von Ver-
packungsmüll endlich Verantwortung tragen, und nicht länger die Allgemeinheit? – 
Große Worte haben wir von euch schon so viele gehört. Konkrete Vorschläge? – 
Keine, wie immer Fehlanzeige.

Unser Angebot ist klar: Wir GRÜNE stehen an der Seite der Kommunen. Wir 
lassen vor Ort entscheiden, ob eine Verpackungssteuer sinnvoll ist, und lassen die-
jenigen zahlen, die den Müll verursachen. Das ist übrigens ganz im Sinne meines 
Fraktionsvorsitzenden Klaus Holetschek, der in der "Passauer Neuen Presse" vor 
ein paar Tagen Folgendes gesagt hat. Ich zitiere sinngemäß: Ziel muss es sein, 
gemeinsam Lösungen zu erarbeiten, etwa den Kommunen mehr Spielräume zu 
geben, sie in ihrem Ermessen zu unterstützen. Die Frage muss sein, wie können 
wir es möglich machen, statt zu sagen: Geht nicht.

Nichts anderes wollen wir. Ihr aber sagt: Geht nicht. – Ihr merkt hoffentlich etwas.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zum Schluss appelliere ich an die CSU und an die FREIEN WÄHLER: Hört ein-
fach auf, Freiheit zu predigen. Gewährt sie einfach. Vertraut den Städten und 
Gemeinden. Wie gesagt, wissen sie es vor Ort besser als wir. Unterstützt unsere 
Kommunen, gebt ihnen die Werkzeuge an die Hand, anstatt sie wegzuschließen.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Es gibt eine Meldung zu einer Zwischenbemerkung des 
Kollegen Markus Saller.

Markus Saller (FREIE WÄHLER): Herr Kollege Birzele, mit wie vielen Metzgern, 
Bäckern und Gastronomen haben Sie eigentlich im Vorfeld einmal gesprochen? 
Habt ihr einmal gefragt, wie die Bürgerinnen und Bürger zu dem Thema stehen? 
– Ihr wollt hier jetzt die Kommunen herausheben; aber die Kommunen denken an 
ihre eigenen Leute. Die denken an ihre eigenen Betriebe, die sie vor Ort haben.

Eines muss man auch noch dazusagen: Wir sind eigentlich doch gerade dabei, 
ein Kirchturmdenken irgendwie zu überwinden. Meinen Sie denn, dass der Müll 
gestoppt wird, wenn Sie in einer Gemeinde eine Verpackungssteuer erlassen und 
der Müll dann in der nächsten Gemeinde entsorgt wird? – Das sorgt doch nur 
für Zwietracht und für Unsinn. Jede Gemeinde macht dann ihre eigene Regelung. 
Haben Sie einmal an Bäcker und Metzger gedacht, die verschiedene Filialen in 
verschiedenen Gemeindegebieten haben? Wie wollen Sie denn das regeln? – Sie 
machen einen unglaublichen bürokratischen Unsinn, und jeder Bürger und jede 
Bürgerin sollte in der Lage sein, selber für die Entsorgung von Verpackungen zu 
sorgen –,

Präsidentin Ilse Aigner: Herr Kollege.

Markus Saller (FREIE WÄHLER): – das kann jeder selber machen, wie er es 
meint. Dafür brauchen wir keine Steuer.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Bitte.

Andreas Birzele (GRÜNE): Bevor ich hier in den Bayerischen Landtag hereinge-
kommen bin, war ich 26 Jahre als Schreinermeister tätig. Ich weiß schon, was 
Handwerk heißt. Ich unterhalte mich mit wahnsinnig vielen Metzgern, Bäckern usw. 
Wenn du dich mit irgendeinem Bäcker einmal unterhalten hast, dann wird er dir 
auch sagen: Die größte Gewinnspanne hat er beim Coffee to go. – Er muss es 
immer rechtfertigen, wenn er bei der Brezn, bei der Semmel oder irgendwo den 
Preis um fünf Cent anhebt. Beim Coffee to go muss er das nicht. Der denkt sich 
bloß immer: Kauft das Zeug, dann habe ich die größte Gewinnspanne. – Natürlich 
ist das ein bürokratischer Aufwand, da brauchen wir nicht drum herumzureden;

(Michael Hofmann (CSU): Ah, doch!)

aber es ist ein Durchgangsposten, wo niemand draufzahlt.

Der nächste Punkt ist, dass die Kommunen es ausprobieren können.

(Michael Hofmann (CSU): Wie kommen Sie dann darauf?)

Es ist keine Pflicht, es belastet. Ihr überlegt die ganze Zeit, wie man den baye-
rischen Haushalt entlasten kann.

(Michael Hofmann (CSU): Wie viel denn? Über wie viel Geld reden wir denn?)

Das wäre etwas, wie Kommunen Einnahmen generieren können, ohne dass es 
den Haushalt belastet. – Schau wenigstens her, wenn ich mit dir rede, Herrschafts-
zeiten. Das gibt es nicht.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Jetzt spricht der Kollege Pohl für die FREIEN WÄHLER.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Frau Präsidentin, Herr Staatsminister, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Verehrter Herr Kollege Birzele, es war genial. Sie haben 
jetzt in diesem Hohen Haus in wenigen Minuten deutlich gemacht, was die GRÜ-
NEN sind: eine Verbotspartei durch und durch.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Widerspruch der Abgeordneten Gülse-
ren Demirel (GRÜNE))

Sie wollen den Finger, der auf Sie zeigt, jetzt umdrehen, indem Sie den Freiheits-
begriff pervertieren. Was ist denn Freiheit? – Freiheit ist die Freiheit des Bürgers –
 –

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

– Ja, Herr von Brunn, Sie ausgerechnet, der Paradesozialist, will sich über Freiheit 
auslassen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Was ist Freiheit? – Herr von Brunn, da können Sie noch etwas lernen. Was ist 
Freiheit? – Freiheit ist das Recht des Bürgers, nicht von staatlicher Gewalt und 
staatlichen Eingriffen betroffen zu sein. Dieses Gesetz, das der Herr Staatsminister 
Herrmann heute eingebracht hat, ist ein Gesetz, das eine staatliche Ebene, näm-
lich die Kommunen, in ihrem Recht beschneidet, die Freiheitsrechte der Bürger 
einzuschränken.

(Widerspruch der Abgeordneten Gülseren Demirel (GRÜNE))

Es ist ein Freiheitsgesetz und kein Verbotsgesetz, lieber Kollege.

(Zuruf von der CSU: Bravo! Genauso ist es!)

Es ist schon klar, dass das nicht jedem von den GRÜNEN in die Wiege gelegt ist. 
Die Freiheit ist bei euch auf wenige Bereiche, auf den Konsum von Drogen und 
Ähnliches, beschränkt.

(Allgemeine Heiterkeit)

Aber schauen Sie es sich doch einmal im Sinne unseres Grundgesetzes an. Das 
Grundgesetz definiert in den Grund- und Freiheitsrechten ganz klar die Refugien 
des Bürgers, die Abwehrrechte, die der Bürger gegen staatliche Eingriffe hat. Die-
ses Gesetz beschränkt nicht die Bürger, sondern beschränkt die Staatsgewalt. 
Jetzt muss man fragen: Ist dieses Gesetz sinnvoll, oder greift es in die Gestal-
tungshoheit der Kommunen ein? –

(Zuruf des Abgeordneten Harry Scheuenstuhl (SPD))

Die Antwort lautet: Natürlich greift es in die Gestaltungshoheit der Kommunen 
ein. Darf der Gesetzgeber das? – Die Antwort lautet: Ja; denn der Gesetzgeber 
hat die kommunale Selbstverwaltung – ein Recht, das wir hochhalten – zum 
Beispiel gegen die Gewerbefreiheit abzuwägen, die im Grundgesetz und in der 
Bayerischen Verfassung als Ausfluss der Eigentumsfreiheit geschützt ist.

Uns sind in diesem Fall die Belange der Bürger und der gewerbetreibenden Wirt-
schaft wichtiger. Warum ist das so? – Das Flickenteppich-Argument kann man so 
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oder so sehen. Herr Kollege Pargent, über diesen Vergleich muss ich wirklich den 
Kopf schütteln.

(Michael Hofmann (CSU): Ja!)

Sie können doch den Freistaat Bayern nicht mit einer Stadt wie Bad Wörishofen 
vergleichen. Isoliert betrachtet befände sich der Freistaat Bayern bezüglich der 
Einwohnerzahl auf Platz 8 aller EU-Staaten. Der Freistaat Bayern ist größer als 
Österreich, als Belgien und als Griechenland. Selbstverständlich muss der Frei-
staat Bayern auch die Möglichkeit haben, Dinge in eigener Verantwortung zu re-
geln. Das ist etwas anderes, als wenn in einer Gemeinde A andere Verordnungen 
als in einer Gemeinde B erlassen werden. Der Kollege von der CSU hat völlig zu 
Recht darauf hingewiesen.

(Zuruf des Abgeordneten Tim Pargent (GRÜNE))

Ich möchte noch eines sagen: Wenn Sie noch einmal das Wort "Mittelstandsförde-
rung" in den Mund nehmen, werde ich Sie an diese Debatte erinnern. Was ist denn 
Bürokratie? Wem nutzt denn Bürokratie? Warum gibt es leider Gottes so wenig 
Widerstand gegen neue bürokratische Hürden? – Weil die Großen, die Großindus-
trie, die Bürokratie durch die Einstellung von zwei, drei neuen Mitarbeitern leicht 
bewältigen; aber der Bäcker, der Metzger und der Wirt eben nicht. Machen Sie 
doch einmal die Augen auf: In jeder Stadt, lieber Kollege Pargent, nehmen wir zum 
Beispiel die Universitätsstadt Bayreuth, gab es, als Sie noch nicht gelebt haben, 
wahrscheinlich dreimal so viele Gaststätten wie heute. Früher gab es in jeder 
Straße eine Bäckerei. Heute gibt es Städte und Gemeinden, die haben keinen 
eigenen Bäcker mehr. Warum? – Weil Sie ihnen mit ständig neuen Auflagen das 
Leben schwer machen und ihnen die Konkurrenzfähigkeit nehmen. Unser Anliegen 
ist, es den Gewerbetreibenden und den Bürgern einfacher zu machen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Hier sitzt der in der Staatsregierung für Bürokratieabbau Zuständige, Florian Herr-
mann. Er macht das tagtäglich. Natürlich gibt es auch Widerstände; aber ausge-
rechnet in diesem Parlament heben die Parteien von links bei allem, was man 
vereinfachen will, bei allem, was man weniger kompliziert machen will, ständig den 
Finger und sagen: So nicht!

(Zuruf der Abgeordneten Anna Rasehorn (SPD))

Ich werde euch fragen: Wie hättet ihr es denn gerne? – Außer beim Thema 
Cannabis und irgendwelchen Gleichstellungsthemen ist euer Freiheitsbegriff ein 
Freiheitsbegriff, der weder meinem noch dem der Bayerischen Verfassung noch 
dem des Grundgesetzes entspricht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Zurufe von der SPD 
und den GRÜNEN – Arif Taşdelen (SPD): Wer regiert denn in Bayern seit 
hundert Jahren? Sie stehlen sich aus der Verantwortung! – Zurufe von den 
FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Für die SPD-Fraktion hat nun Frau Kollegin 
Christiane Feichtmeier das Wort.

Christiane Feichtmeier (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, werte Kolleginnen und 
Kollegen! Wir sprechen heute über den Gesetzentwurf der Staatsregierung, der 
den Kommunen die Möglichkeit nimmt, eine Verpackungssteuer einzuführen. Ich 
sage gleich zu Beginn für unsere Fraktion: Wir lehnen diesen Gesetzentwurf ent-
schieden ab. Es geht dabei nicht darum, ob eine Verpackungssteuer inhaltlich die 
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perfekte Lösung ist. Es geht um etwas viel Grundsätzlicheres, nämlich um das 
kommunale Selbstverwaltungsrecht. Genau dieses Recht wird von der CSU und 
den FREIEN WÄHLERN erneut beschnitten.

(Beifall bei der SPD)

Ich frage mich ernsthaft: Was soll das? – Unsere gewählten Gemeinderätinnen und 
Gemeinderäte vor Ort wissen doch am besten, welche Instrumente in ihrer Stadt 
oder Gemeinde sinnvoll sind.

(Arif Taşdelen (SPD): So ist es!)

Manche Kommunen wollen über eine Verpackungssteuer diskutieren, andere nicht. 
Das ist eben Demokratie. Demokratie heißt, Vertrauen in die gewählten Mandats-
träger vor Ort zu setzen.

(Beifall bei der SPD)

Das Bundesverfassungsgericht hat die Verpackungssteuer in Tübingen ausdrück-
lich für zulässig erklärt. Dass die Staatsregierung nun trotzdem ein pauschales Ver-
bot durchsetzen will, ist ein Schlag ins Gesicht der kommunalen Selbstverwaltung. 
Das ist nicht das erste Mal: Denken wir an das Verbot der Übernachtungssteuer. 
Auch da hat die Staatsregierung den Kommunen die Entscheidungshoheit genom-
men.

(Arif Taşdelen (SPD): Verbotspartei!)

Dieses Muster zieht sich durch. Immer mehr Aufgaben werden den Kommunen 
aufgebürdet; aber gleichzeitig nimmt man ihnen die Mittel und Möglichkeiten, eige-
ne Wege zu gehen.

Im Gesetzentwurf wird behauptet, eine Verpackungssteuer sei zu bürokratisch 
und schade Gastronomie und Handel. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist 
doch vorgeschoben. Niemand zwingt die Kommunen, diese Steuer einzuführen. 
Wenn sich Städte wie Erlangen, Regensburg oder Bamberg ernsthaft damit aus-
einandersetzen möchten, warum verbieten wir das dann?

(Beifall bei der SPD)

Warum trauen wir den Kommunen nicht zu, selbst zu entscheiden, was sie ihren 
Betrieben und ihren Bürgerinnen und Bürgern zumuten können?

Noch ein Punkt: Die Staatsregierung lässt die Kommunen finanziell im Regen 
stehen. Es gibt immer mehr Aufgaben, aber immer weniger Geld und jetzt auch 
noch weniger Gestaltungsspielraum. Das ist aus unserer Sicht unverantwortlich.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen dringend die Kommunalmilliarde, 1 Milliarde Euro jährlich aus dem 
Sondervermögen des Bundes für unsere Städte und Gemeinden. Wir erwarten 
dazu ein klares Bekenntnis der Staatsregierung.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, das kommunale Selbstverwaltungsrecht 
ist kein Gnadenrecht. Es ist Verfassungsrecht. Es ist ein hohes Gut, das wir schüt-
zen müssen. Wenn wir das Vertrauen in die Demokratie stärken wollen, müssen 
wir es den Menschen vor Ort überlassen, Entscheidungen zu treffen, die sie un-
mittelbar betreffen. Dieser Gesetzentwurf ist aus unserer Sicht ein Fehler. Er ist 
unnötig, übergriffig und ein Schlag gegen die Kommunen. Vertrauen wir unseren 
Städten und Gemeinden! Geben wir ihnen die Freiheit zurück, die sie brauchen!
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(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Damit ist die Aussprache ge-
schlossen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Kommunale 
Fragen, Innere Sicherheit und Sport als federführendem Ausschuss zu überwei-
sen. Widerspruch erhebt sich nicht. Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 d auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Bayerischen Archivgesetzes (Drs. 19/8100)
- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden miteinander verbunden. Damit beträgt die 
Redezeit der Staatsregierung 14 Minuten. Ich eröffne zugleich die Aussprache. Die 
Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Ich erteile Herrn Staatsminister 
Markus Blume das Wort. – Herr Staatsminister, bitte schön.

Staatsminister Markus Blume (Wissenschaft und Kunst): Herr Präsident, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Das Bayerische Archivgesetz ist ein Gesetz, über das 
man nicht jeden Tag in der Zeitung lesen kann und mit dem die meisten Bürgerin-
nen und Bürger unseres Freistaats auch nicht jeden Tag konfrontiert werden. Aber 
damit ist eigentlich relativ viel verbunden, nämlich im Grunde unser staatliches Ge-
dächtnis, was Verwaltungshandeln angeht, was Ausdruck unserer demokratischen 
Verfasstheit ist und was auch für kommende Generationen dokumentieren soll, 
was im Freistaat Bayern passiert ist und passiert.

Ich möchte an den Beginn meiner Rede über die Novelle des Bayerischen Archiv-
gesetzes etwas stellen, was sonst auch nicht im Lichte der Öffentlichkeit steht: 
unsere bayerischen Staatlichen Archive. Sie gehören zu den ältesten Institutionen, 
die Ausdruck von Staatlichkeit in Bayern sind. Ihre heutige Struktur haben Sie im 
19. Jahrhundert erlangt. Heute gibt es neun Staatliche Archive, eines in jedem 
Regierungsbezirk und dazu das Archiv in Coburg und das Hauptstaatsarchiv in 
München als Zentralarchiv unseres Staates und seiner Rechtsvorgänger.

Ich möchte ein paar Zahlen nennen: In den bayerischen staatlichen Archiven gibt 
es 240 Beschäftigte. Die Staatlichen Archive in Bayern verwalten 279 laufende 
Kilometer an Archivgut, was eine Vorstellung von der Menge der Archivalien gibt. 
Bezüglich der digitalen Datenspeicherung reden wir von über 34,7 Millionen Mega-
byte bzw. 34.700 Gigabyte an digitalen Dokumenten, die heute in den Archiven 
gelagert sind. Der Freistaat Bayern, das heißt unsere heutige rechtsstaatliche Ver-
fasstheit, aber das sind auch die Rechtsvorgänger, das Königreich Bayern, das 
Kurfürstentum, das Herzogtum und alle weiteren Herrschaftsträger des Heiligen 
Römischen Reiches, deren Territorien auf dem Gebiet des heutigen Freistaats 
Bayern liegen.

Es sind dort, in diesen Archiven des Freistaats Bayern, natürlich ganz schnöde 
Verwaltungsvorgänge aus der heutigen Zeit hinterlegt. Aber es gibt eben auch 
besonders bedeutende Archivalien. Die älteste Urkunde ist die Urkunde von Karl 
dem Großen aus dem Jahr 777. Ich nennen auch die Goldene Bulle oder die 
Urkunde, die die Erstnennung des Namens des Landes Österreich enthält, oder 
die Verfassungsurkunde des Königreichs Bayern 1818 oder eben auch die Akten 
der Nürnberger Prozesse.

Warum stelle ich das vorneweg, meine Damen und Herren? – Das sind alles 
Dinge, mit denen man nicht täglich konfrontiert wird, aber sie gehören genauso 
wie andere Dinge auch zum kulturellen Gedächtnis unseres Freistaats Bayern. Das 
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bildet in gewisser Weise auch unsere DNA, unsere Identität, unsere Staatlichkeit 
im Freistaat Bayern ab.

Ich will an der Stelle einfach einmal ein Dankeschön sagen an all diejenigen – 
die Archivare, die ehrenamtlichen Archivpfleger –, die gerne vergessen werden. 
Danke an die Archive in Bayern, die unser staatliches Gedächtnis bewahren, 
meine Damen und Herren!

(Allgemeiner Beifall)

Gemessen an der Historie unserer Archive ist die Historie des Bayerischen Archiv-
gesetzes tatsächlich fast jung zu nennen. Verabschiedet wurde es im Jahre 1989 
im Dezember. Die letzte Änderung gab es im Jahre 1999. Daran merkt man aber 
umgekehrt auch: So oft wird an dieses Gesetz gar nicht Hand angelegt.

Rekapitulieren wir kurz, was seit dem Jahre 1989 eigentlich passiert ist: Die Welt 
hat sich in mehrfacher Hinsicht fundamental verändert. Deutschland ist in der 
Zwischenzeit wiedervereinigt. Das World Wide Web und das Internet wurden erfun-
den. Wir haben ganz selbstverständlich die eAkte in der öffentlichen Verwaltung 
eingeführt. Seit einigen Jahren sind wir auch immer mehr mit Künstlicher Intelli-
genz konfrontiert und müssen diese natürlich auch dokumentieren.

Die Folge ist klar: Wir haben mehr Unterlagen. Heute wird mehr Information in der 
Welt produziert als in allen Vorzeiten. Wir haben natürlich auch mehr Interessenten 
und mehr Möglichkeiten, was die Verwertung dieser Dinge angeht.

Damit war klar: Irgendwann ist an dieses Bayerische Archivgesetz wieder Hand 
anzulegen. Dass das jetzt im Zuge der diversen Modernisierungsoffensiven der 
Bayerischen Staatsregierung geschieht, ist deswegen nicht nur ein Zufall, sondern 
genau der richtige Zeitpunkt.

Drei Kernideen haben uns bei diesem Gesetz geleitet:

Erstens. Wir wollen modernisieren und digitalisieren.

Das geht schon los bei der Definition. Wir haben uns auch noch mal über die 
Definition gebeugt: Was ist eigentlich überhaupt archivwürdig? – "Archivwürdig", 
so heißt es jetzt neu im Artikel 2, "sind Unterlagen, die für die historische Überliefe-
rungsbildung, Wissenschaft und Forschung oder berechtigte Interessen der Bürger 
von bleibendem Wert sind." – Das ist auch, wenn Sie so wollen, ein Beitrag zur 
Entbürokratisierung. Denn wir wollen uns nicht selbst fluten und binden mit Unmen-
gen von Dokumenten, sondern wir wollen uns hier wirklich auf Archivwürdiges 
konzentrieren.

Es gibt auch eine neue Aufgabe für die Staatlichen Archive, nämlich die Lesbarhal-
tung digitaler Unterlagen dauerhaft zu gewährleisten, wie es so schön heißt. Kein 
Mensch weiß, wie digitale Datenträger in einigen Jahren oder Jahrzehnten noch 
auszulesen sind. Deswegen muss es eine Aufgabe der Staatlichen Archive sein 
zu überlegen, wie man ein digitales Langzeitgedächtnis anlegen kann, das nicht 
irgendwann – weil es keinen CD-Player mehr gibt – nicht mehr ausgelesen werden 
kann, sondern Speichermedien und Speicherformate kennen muss, die dies auf 
Dauer ermöglichen. – Das war der erste große Ansatz bei dieser Gesetzesände-
rung.

Das Zweite ist: Wir wollen auch harmonisieren und entbürokratisieren.

Wir wollen uns beispielsweise an das Bundesarchivgesetz angleichen, in dem die 
Schutzfrist auf 100 Jahre festgelegt wurde. Wir wollen auch eine Anhörungsbefug-
nis für Staatliche Archive neu einführen und wollen dies als Service verstanden 
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wissen, quasi als Beratungs- und Hilfestellung für alle, die mit Archivgut zu tun 
haben; nämlich wie man mit diesen Dingen entsprechend umzugehen hat, bei 
Erstellung, Verwaltung oder Speicherung insbesondere gerade eben auch digitaler 
Unterlagen.

Das Ziel ist: Wir wollen mit dem Archivwesen nicht belasten, sondern am Ende 
natürlich auch entlasten und gleichzeitig das kulturelle Gedächtnis unseres Landes 
frischhalten.

Das Dritte und Letzte ist: Wir möchten auch flexibilisieren und privilegieren und 
eine neue Sichtbarkeit für diese Dinge schaffen.

Lieber Kollege Oetzinger, wir hatten darüber auch schon mal gesprochen: Es ist 
gar nicht so einfach, heute Zugang zu diesen Dingen zu finden. Den Zugang zu 
diesem Archivgut nicht zu demokratisieren, aber niederschwellig zu gestalten, das 
ist etwas, wo wir tatsächlich noch Verbesserungspotenzial haben. Deswegen wol-
len wir hier die Befugnis neu regeln, Archivgut und Reproduktionen im Internet zu 
veröffentlichen. Das heißt, Transparenz herzustellen, wo man heute einen Antrag 
stellen müsste, um sich diese Dinge überhaupt selbst anschauen zu können.

Das ist ein zentrales Anliegen aus der Wissenschaft, dem wir hier auch gerne 
nachkommen wollen. Wie wir überhaupt in diesem Gesetz auch Vorfahrt für die 
Wissenschaft, für die Forschung regeln wollen, indem wir die Möglichkeit schaffen, 
die Schutzfrist für personenbezogenes Archivgut für Forschungs- und Dokumenta-
tionszwecke oder zur Schaffung wissenschaftlicher Infrastrukturen auch tatsächlich 
zu verkürzen. Das Ziel ist hier, die Archive als Schatzkammern zu erhalten, aber 
auch zugänglich zu machen und am Ende auch Neues zu schaffen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wage die Prognose: Dieses Gesetz oder diese 
Novelle wird diesen Bayerischen Landtag nicht total elektrisieren. Dazu ist es zu 
sehr Fachmaterie, beschäftigt zu sehr Verwaltungshandeln. Aber überall, wo es 
um die Nachvollziehbarkeit und die Transparenz von Verwaltungshandeln geht, ist 
es umgekehrt auch unsere demokratische Pflicht, alles dafür zu tun, dass dies für 
interessierte Dritte und auch für die Nachwelt möglich ist.

Wer weiß, wenn sich in 30 oder 40 Jahren mal wieder jemand hier im Bayerischen 
Landtag mit dem Archivgesetz beschäftigt, dann stellt er vielleicht fest: Mensch, 
was die da im Jahr 2025 gemacht haben, war tatsächlich durchaus vorausschau-
end und hat die nächsten 25 bis 30 Jahre gehalten.

Ich wünsche gute Beratungen und sage herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Nächster 
Redner ist Herr Kollege Ulrich Singer für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Ulrich Singer (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident, geschätzte Kolleginnen und 
Kollegen, sehr geehrter Herr Staatsminister Blume! Es ist durchaus erfreulich, aber 
auch gleichzeitig spät, dass die Staatsregierung Ende 2025 endlich erkannt hat, 
dass wir im digitalen Zeitalter angekommen sind, und jetzt das Archivgesetz vom 
22.12.1989 novellieren möchte. Da wird dann aus dem vielgepriesenen "Laptop 
und Lederhose" vielleicht doch irgendwann ein Server mit Speicherplatz oder "Digi-
talisierung und Dirndl", zumindest bei unseren staatlichen Archiven.

Mit dieser Novelle des Archivgesetzes will die Staatsregierung eine rechtssichere 
und dauerhafte Archivierung der digitalen Unterlagen gewährleisten. Das ist grund-
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sätzlich richtig und sinnvoll, aber auch überfällig. Wir wollen natürlich auch unserer 
Geschichte des Landes nicht mehr nur in vergilbten Aktenordnern nachstöbern, 
sondern wir wollen hier gut geordnete und gepflegte Datenbanken für Bayern 
haben und diese auch für die künftigen Generationen erhalten. Das ist auch 
ein wichtiger Punkt in dem Gesetzesentwurf. Es ist sehr positiv, dass Sie auch 
dafür sorgen wollen, dass die Digitalisierung nicht einfach nur einmalig stattfindet, 
sondern dass die digitalisierten Daten dauerhaft gespeichert und erhalten werden 
sollen, also auch für die künftigen Generationen.

Aber hinter diesem modernen Anstrich verbergen sich einige höchst problemati-
sche Punkte. Allen voran, wie oft, der Verfassungsschutz: Alle anderen Behörden 
bleiben verpflichtet, ihre Unterlagen ordnungsgemäß den Staatlichen Archiven an-
zubieten, aber beim Landesamt für Verfassungsschutz gilt natürlich eine Sonderre-
gelung: Da dürfen künftig – Zitat – Einzelvereinbarungen getroffen werden, welche 
Unterlagen abgegeben werden sollen und welche nicht.

Mit anderen Worten: Im stillen Kämmerchen wird dann gemeinsam mit dem zu-
ständigen Ministerium entschieden, was im Archiv landet und was der Öffentlich-
keit vielleicht besser vorenthalten werden und im Reißwolf landen sollte.

Meine geschätzten Damen und Herren, das ist eben keine Digitalisierung, son-
dern das ist gesteuerte Intransparenz auf Knopfdruck. Wie soll denn die Öffentlich-
keit jemals vergangenes Fehlverhalten überprüfen, wenn der Inlandsgeheimdienst 
gleichzeitig selbst mitentscheiden darf, was überhaupt archiviert wird? Das öffnet 
dem politischen Einfluss noch mehr Tür und Tor. Letztlich wird dann das Innenmi-
nisterium festlegen, welche Akten als nicht archivwürdig gelten. Geschätzte Damen 
und Herren, das Ganze müssen Sie mal in Verbindung mit der Tatsache sehen, 
dass momentan der stärksten Oppositionskraft in Bayern, nämlich der AfD, der 
Platz im Parlamentarischen Kontrollgremium vorenthalten wird.

(Beifall bei der AfD)

Uns wird also die Kontrolle vorenthalten. Es wird jetzt schon im stillen Kämmer-
chen gearbeitet, und danach möchte man die Unterlagen nicht einmal archivieren. 
Das heißt, auch künftige Generationen sollen hier nicht aufarbeiten dürfen,

(Zuruf der Abgeordneten Anna Rasehorn (SPD))

welche Dinge bereits jetzt dort im Hintergrund stattfinden oder nicht stattfinden. 
Denn wir wissen ja nicht, was dort momentan besprochen wird. Wir haben jeden-
falls ganz große Bedenken, wenn der Verfassungsschutz selbst mitbestimmen 
darf, welche seiner Unterlagen erhalten bleiben. Wir sehen an dieser Stelle auch, 
wie der Verfassungsschutz schleichend immer weiter wegkommt von einem Instru-
ment der Kontrolle hin zu einem Instrument des Schutzes der Regierung. Das 
heißt, der Verfassungsschutz wird nach und nach zu einem Regierungsschutz 
umgebaut. Die Gesetzesänderung ist ein kleiner Mosaikstein, der beigefügt wird.

Auch die übrigen Gesetzesänderungen bergen Risiken. Die Verpflichtung, alle di-
gitalen Unterlagen dauerhaft lesbar zu halten, ist technisch und finanziell enorm 
aufwendig. Zwar ist die Idee gut, aber im Gesetz steht auch, dass hierfür keine 
zusätzlichen Mittel vorgesehen sind. Meines Erachtens ist eine Unterfinanzierung 
vorprogrammiert.

Schließlich sehe ich es eher als einen Rückschritt an, wenn Behörden künftig 
selbst darüber entscheiden sollen, ob eine Verlängerung oder Verkürzung von 
Schutzfristen, also die Geheimhaltung oder die Offenlegung, stattfinden soll. An 
dieser Stelle wird keine Transparenz geschaffen, sondern Transparenz wird redu-
ziert.
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Ich fasse kurz zusammen. Ja, die Modernisierung des Archivgesetzes ist wichtig 
und sinnvoll. Wir wollen unsere Archive so ausstatten, dass die Daten dauerhaft für 
die künftigen Generationen erhalten werden. Allerdings brauchen wir dafür auch 
die finanziellen Mittel. Wir müssen aufpassen, dass durch dieses Gesetz nicht 
ein Einfallstor für Geheimniskrämerei geschaffen wird. In einer Demokratie muss 
ganz klar gelten: Was der Staat tut, das darf nicht im Dunkeln bleiben. Ich habe 
große Bedenken, dass die Planungen genau in diese Richtung gehen, wenn der 
Verfassungsschutz im Einzelfall seine Daten nicht archivieren muss, obwohl sie für 
unsere nächsten Generationen wichtig, interessant und sinnvoll wären.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächster Redner ist für die CSU-Fraktion Herr 
Kollege Dr. Stephan Oetzinger.

Dr. Stephan Oetzinger (CSU): Werter Herr Präsident, sehr geehrter Herr Staats-
minister, liebe Kolleginnen und Kollegen, Hohes Haus! In der Tat wird dieses 
Gesetz mit Sicherheit nicht jeden hier elektrisieren. Aber gerade diejenigen, die 
sich intensiv mit Archivgut beschäftigen, wird es meines Erachtens schon bewe-
gen. Für sie enthält dieses Gesetz viele Neuerungen, für die ich an dieser Stelle 
ausdrücklich schon jetzt Danke sagen möchte. Archive sind – sehr geehrter Herr 
Staatsminister, lieber Markus, du hast es erwähnt – das kollektive Gedächtnis einer 
Gesellschaft. Sie sind das kollektive Gedächtnis eines Staates und auch in gewis-
ser Weise das Erinnerungsvermögen von Verwaltungen. Sie machen die Daten 
nicht nur für die Nachwelt erhaltbar, sondern auch zugänglich. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, darin liegt eine ganz entscheidende Chance.

Das bisherige Archivgesetz hat seit Langem Bestand und wurde seit 1989 nur 
einmal geändert, nämlich wegen der Abschaffung des Bayerischen Senats. Das 
ist die einzige Änderung dieses Gesetzes geblieben. Im Wesentlichen sind es drei 
zentrale Bereiche, die die jetzige Gesetzesnovelle umfasst und die meines Erach-
tens erwähnenswert sind. Auf die muss man eingehen. Zum Ersten transferieren 
wir das Gesetz ins digitale Zeitalter. Zum Zweiten schaffen wir neue und besse-
re Rahmenbedingungen für die Nutzerinnen und Nutzer. Zum Dritten passen wir 
bayerisches Regelwerk an bestehende Bestimmungen der Bundesgesetzgebung 
an.

Mit Blick auf die Digitalisierung ist anzumerken, dass wir mit dem Digitalgesetz als 
Hohes Haus 2022 den Grundstein dafür gelegt haben, dass Verwaltungsabläufe im 
Freistaat digital stattfinden können. Der digitale Wandel erfasst alle Lebensberei-
che, so auch unsere öffentliche Verwaltung. Daraus folgt, dass künftig Archivalien 
in digitaler Form gespeichert werden müssen. Mit diesen Anpassungen müssen 
wir auch gesetzgeberisch Schritt halten und die Rechtsgrundlage unserer Archive 
anpassen. Gerade vor dem Hintergrund, dass digitales Archivgut dauerhaft nicht 
nur erhalten, sondern auch les- und nutzbar bleiben muss, ist eine frühzeitige 
Einbindung der Archive elementar und wichtig, da man auch die Transformation 
dieser digitalen Daten in Archivgut begleiten muss.

Die dauerhafte Sicherung und Lesbarkeit wird künftig eine noch wichtigere Rolle 
spielen. Es handelt sich nicht mehr um analoge Papierakten, die vielleicht in der 
Vergangenheit in Sütterlin verfasst worden sind, sondern um Akten, die in digitaler 
Form in unterschiedlichen Formaten entstehen. Denken wir beispielsweise an die 
früheren 3,5 Zoll-Disketten, die in meiner Schulzeit das zentrale Speicherformat 
waren. Heute sind sie praktisch ohne entsprechende technische Hilfen, die kaum 
mehr jemand zu Hause hat, kaum noch lesbar. Solche Technologiebrüche gilt es 
zu vermeiden, wenn Akten jetzt zu Archivgut werden. An dieser Stelle spielt das 
Stichwort "Formatmigration" eine ganz zentrale Rolle.
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Zudem müssen bestehende Archivalien Zug um Zug digitalisiert werden. Das bietet 
vor allem die Chance, dass insbesondere fragile Originalquellen, deren Zugang 
zurzeit gar nicht oder nur eingeschränkt möglich ist, wieder für eine breite Nutzer-
schaft zugänglich gemacht werden können. Es ist gut für alle, die Archive nutzen, 
beginnend bei Schülerinnen und Schülern im Rahmen von Projektarbeiten bis hin 
zu Wissenschaftlern, Hobbyhistorikern sowie Heimat- und Familienforschern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lieber Herr Staatsminister, gerade für diejenigen, 
die Archive nutzen, bietet dieses neue Gesetz die Chance auf einen regelrechten 
Quantensprung, wenn es um die Nutzungsbedingungen geht. Das wurde bereits 
angesprochen. In meiner eigenen Studien- und Promotionszeit hatten wir oft sehr 
zeitraubende Archivreisen. Zunächst mussten Archivalien am jeweiligen Sitz des 
Archivs ausfindig gemacht werden. Die Archivalien konnte man nur einsehen, 
wenn das Archiv auch geöffnet war. Wenn man irgendwelche Kopien wollte, muss-
te man häufig wochenlang auf diese warten, wenn es überhaupt Reproduktionen 
gab. Mit dem neuen Gesetz ermöglichen wir Wissenschaftlern, künftig deutlich 
flexibler und ortsunabhängig auf Archivgut, auf Findmittel und Reproduktionen zu-
greifen zu können; denn all diese können künftig auch im Internet veröffentlicht 
werden. Damit wird die Chance geschaffen, dass Recherchen und die Nutzung 
von Archivgut unabhängig vom Archivort und von Öffnungszeiten erfolgen können. 
Das ist ein echter Meilenstein für die Wissenschaft, eine wirkliche Erleichterung 
für die gesamte Wissenschafts-Community, nicht nur für Historiker. Vor diesem 
Hintergrund bauen wir Nutzungsbarrieren ab. Wir machen die Zugänglichkeit von 
Archivgut leichter. Damit optimieren wir die Arbeitsbedingungen für Geisteswissen-
schaftler spürbar.

Zu guter Letzt – das wurde bereits ausgeführt – passen wir bayerisches Recht 
an das Bundesarchivgesetz an. Wir harmonisieren Landesrecht mit Bundesrecht. 
Wir verkürzen die Schutzfrist für personenbezogene Daten auf 10 Jahre nach 
dem Tod, tragen aber gleichzeitig der höheren Lebenserwartung der Menschen 
Rechnung, indem wir bei Nachlassgebern, deren Tod nicht datiert werden kann, 
die Schutzfrist auf 100 Jahre nach deren Geburt festlegen. Die allgemeine Schutz-
frist bleibt weiterhin bei 30 Jahren bestehen, mit der Ausnahmeregelung, die es 
bisher schon gab, nämlich die Öffnung für wissenschaftliche Zwecke. Die Frist 
bei Geheimhaltungsunterlagen wird von 80 auf 60 Jahre verkürzt. Das ist auch 
eine deutliche Verbesserung der Arbeitsbedingungen von Forscherinnen und For-
schern, gerade wenn es sich um zeitgeschichtliche Fragestellungen handelt.

Zusammenfassend ist zu sagen, dass wir mit der Novelle das Archivgesetz fit für 
das digitale Zeitalter machen. Wir tragen zur Entbürokratisierung bei. Wir schaffen 
neue Möglichkeiten und ganz neue Arbeitswelten für Forscherinnen und Forscher, 
für unseren akademischen Nachwuchs, für Hobbyhistoriker und Familienforscher. 
Ich freue mich schon jetzt auf die Beratung im federführenden Ausschuss für 
Wissenschaft und Kunst.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
hat Kollege Toni Schuberl das Wort.

Toni Schuberl (GRÜNE): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin 
Historiker. Wir leben davon, Dokumente aus Archiven benutzen zu können. Wir 
wollen aus der Vergangenheit lernen. Wir wollen die Geschichtsschreibung auch 
immer wieder hinterfragen und korrigieren, wenn neue Erkenntnisse aufgrund von 
neu gefundenen oder neu interpretierten oder neu freigegebenen Akten gewonnen 
werden. Das ist Wissenschaft. Sie braucht Faktenbasis. Das Archivgesetz bietet 
die Grundlage dafür.
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Die Anpassung an die Digitalisierung begrüßen wir. Sie war längst überfällig. Sie 
scheint im Entwurf auch gut gelungen zu sein. Die Schwächung der Archivpflege, 
also die Unterstützung kommunaler und nichtstaatlicher Archive, sehen wir kritisch. 
Es reicht nicht, wenn dies nur noch die ehrenamtlichen Archivpflegerinnen und 
Archivpfleger machen sollen. Gerade die Kommunen sind häufig mit der professio-
nellen Archivierung ihrer Bestände überfordert.

Einen Punkt sehen wir bei diesem Gesetzentwurf als besonders kritisch an, näm-
lich die Sonderstellung des Verfassungsschutzes im Archivgesetz. Was haben Sie 
sich eigentlich dabei gedacht? Will die CSU jetzt das muntere Aktenschreddern im 
Verfassungsschutz legalisieren? Im Archivgesetz gibt es einen Grundsatz, nämlich 
dass die Archive entscheiden, was archivwürdig ist, nicht die Behörde. Wenn eine 
Behörde Akten schreddert, vernichtet oder aussondert, ohne sie vorher dem Archiv 
angeboten zu haben, ist das eine Straftat. Das ist Verwahrungsbruch nach § 133 
StGB.

Natürlich gibt es auch Akten, bei denen man vorher weiß, dass sie völlig irrelevant 
und nicht archivwürdig sind. Das beste Beispiel dafür ist die Erteilung einer Parker-
laubnis für einen behördlichen Parkplatz. Deswegen gibt es die Möglichkeit, dass 
die Generaldirektion der Staatlichen Archive eine Vereinbarung mit dem zuständi-
gen Ministerium trifft, in der pauschal festgelegt wird, welche Art von Unterlagen 
von vornherein nicht archivwürdig sind. Diese Akten dürfen dann vernichtet wer-
den.

In diesem Entwurf soll es jetzt eine Ausnahme für eine einzige Behörde geben, 
nämlich für den Verfassungsschutz. Das Landesamt für Verfassungsschutz kann 
in dieser Vereinbarung im Einzelnen regeln, was geschreddert, was ausgesondert 
und was dem Archiv nicht angeboten werden muss. Das bedeutet, eine Akte, die 
eigentlich dem Typ der archivwürdigen Akten angehört, muss nach einer Vereinba-
rung zwischen der Generaldirektion und dem Innenministerium doch nicht dem 
Archiv angeboten werden. Klar, die Generaldirektion wird hier darauf achten; sie ist 
aber die untergeordnete Behörde eines Ministeriums.

Das Aktenschreddern beim Bundesamt für Verfassungsschutz wegen des NSU, 
die sogenannte "Aktion Konfetti", war rechtswidrig; sie war ein Skandal. Ihre Lehre 
daraus scheint zu lauten, das Aktenschreddern beim Bayerischen Landesamt für 
Verfassungsschutz zu legalisieren. Da gibt es dann keinen Skandal und kein Straf-
verfahren. Für die Akten, die trotzdem den Weg ins Archiv finden, gilt wiederum 
eine Sonderregelung für den Verfassungsschutz; denn für die Verwendung dieser 
Akten ist immer die Zustimmung des Landesamts für Verfassungsschutz notwen-
dig. Diese Regelung gilt für keine andere Behörde und für keine andere Akte.

Und diese Regelung gilt für immer, auch wenn die Schutzfristen längst abgelaufen 
und die Akten freigegeben sind. Selbst wenn die Akten frei zugänglich wären, 
muss immer die Zustimmung des Landesamtes für Verfassungsschutz eingeholt 
werden. Dies widerspricht allen Regeln des Archivrechts.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir GRÜNEN werden das nicht mitmachen, solan-
ge die Gefahr des legalen Aktenschredderns nicht ausgeräumt ist und solange 
Akten für alle Zeiten gesperrt werden können.

Ich frage mich: Was will die Söder-CSU hier eigentlich verheimlichen? Warum 
genügen die Regeln für Schutzfristen, Geheimhaltung und Quellenschutz nicht, die 
wir sowieso haben? Haben Sie denn nichts aus den Schredder-Skandalen der 
letzten Jahre gelernt? Liebe Kolleginnen und Kollegen, dadurch wird das Vertrauen 
der Menschen in die bayerischen Archive zerstört. Prüfen Sie bitte vor der Aus-
schussdebatte noch einmal genau, ob es diese Regelungen braucht. Transparenz 
schafft Vertrauen. Dieser Grundsatz muss beachtet werden.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Der nächste Redner ist Herr Kollege Tobias 
Beck für die Fraktion der FREIEN WÄHLER.

Tobias Beck (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, sehr geehrte Besucher auf der Tribüne! Wir beraten heute 
über einen Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Bayerischen Ar-
chivgesetzes. Dieses Gesetz ist seit 1989 nahezu unverändert geblieben. Wenn 
man sich vor Augen führt, wie schnell sich die Verwaltung, die Gesellschaft und die 
digitale Welt entwickelt haben, ist eine Modernisierung dieses Gesetzes überfällig.

Warum ist die Änderung notwendig? – Wir alle wissen, dass Informationen heute 
fast ausschließlich digital übermittelt werden. Aktenberge aus Papier werden 
zunehmend durch Datenbanken, Dokumentenmanagementsysteme und digitale 
Kommunikationsformen ersetzt. Aber eines bleibt, nämlich der Auftrag des Staates, 
diese Informationen zu sichern, zu bewahren und in der Zukunft zugänglich zu 
machen. Ohne ein modernes Archivrecht riskieren wir einen digitalen Gedächtnis-
verlust.

Um was geht es genau? – Es geht um die digitale Langzeitarchivierung. Das Ge-
setz verpflichtet nicht nur zur sicheren Speicherung, sondern auch zur dauerhaften 
Lesbarkeit digitaler Unterlagen. Es reicht eben nicht, Bits und Bytes aufzubewah-
ren. Wir müssen auch sicherstellen, dass diese Daten in dreißig, fünfzig oder 
hundert Jahren noch gelesen und verstanden werden können. Wie das technisch 
passieren wird, ist mir noch nicht ganz klar, aber es wird sicherlich entsprechende 
Möglichkeiten geben.

Erstmals werden klare Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung und Veröffentlichung 
von Archivgut geschaffen. Das eröffnet der Forschung, der Lehre, aber auch 
den Bürgerinnen und Bürgern einen zeitgemäßen Zugang zu unserem kulturellen 
Erbe. Dabei schaffen wir eine Harmonisierung mit dem Bundesarchivgesetz. Wir 
schaffen Rechtssicherheit, indem wir die Schutzfristen und Verfahrensregeln an 
die Regelungen des Bundesarchivgesetzes und der Landesarchivgesetze anderer 
Länder angleichen. Damit werden die Nutzerinnen und Nutzer und insbesondere 
die Wissenschaft von unnötigen Hürden befreit. Archive werde zukünftig frühzeitig 
angehört, wenn neue IT-Systeme bei Behörden eingeführt werden. Damit vermei-
den wir teure Nachbesserungen und sorgen dafür, dass die Archivierung von Be-
ginn an mitgedacht wird.

Wichtig ist auch, dass dieser Gesetzentwurf große Zustimmung aus der Fachwelt 
genießt. Der Landesverein für Heimatpflege begrüßt diese Regelung, die ihm 
den Zugang zu regionalgeschichtlichen Quellen erleichtert. Auch Universität Bay-
ern e. V., also die Gemeinschaft bayerischer Universitäten, stimmt dem Entwurf 
vollumfänglich zu. Die Universitätsarchive betonen, dass endlich lange bestehende 
Unsicherheiten, etwa bei den Unterlagen der Universitätskliniken, geklärt werden. 
Sie sehen diese Novelle als wichtigen Schritt, um den Verlust wertvoller Quellen zu 
verhindern.

Die Novelle verursacht zudem keine Kosten für die Kommunen oder die Bürger. 
Die staatlichen Archive arbeiten im Rahmen vorhandener Mittel. Damit ist diese 
notwendige Reform auch finanziell sehr verantwortungsvoll hinterlegt.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, Archive sind unser Gedächtnis. Ohne sie 
fehlt den nachfolgenden Generationen die Grundlage, um unsere Zeitgeschichte 
erforschen, demokratische Prozesse nachvollziehen und aus der Erfahrung lernen 
zu können.
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Mit dieser Novelle machen wir Bayern fit für das digitale Zeitalter, ohne die bewähr-
ten Prinzipien von Rechtssicherheit, Datenschutz und wissenschaftlicher Freiheit 
preiszugeben. Lassen Sie uns diesen Schritt gemeinsam gehen. Das ist eine In-
vestition in unser kulturelles Gedächtnis, in die Transparenz des Staates und in die 
Zukunft der Forschung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank, Herr Kollege. – Für die SPD-
Fraktion spricht jetzt Frau Kollegin Katja Weitzel.

Katja Weitzel (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Das Bayerische Archivgesetz hat jetzt 36 Jahre auf dem Buckel, und das nahe-
zu unverändert. Seitdem hat sich aber die Welt verändert, gerade im digitalen 
Bereich. Archivierung findet schon lange nicht mehr in staubigen Kellern mit Akten 
statt; sie wird vielmehr schon lange digital durchgeführt. Dieser technischen Ent-
wicklung folgte auch eine rechtliche Weiterentwicklung, Stichwort Datenschutz. In-
zwischen gibt es auch ein novelliertes Bundesarchivgesetz. Das bedeutet, es ist an 
der Zeit, dass auch das Bayerische Archivgesetz diesen Entwicklungen angepasst 
wird und im digitalen Zeitalter ankommt.

Besonders freut mich die Verbesserung für die Nutzerinnen und Nutzer, insbe-
sondere aus der Wissenschaft. Die Archive werden zugänglicher, damit das dort 
befindliche Wissen für die Wissenschaft genutzt werden kann. Wie bei vielen 
Gesetzentwürfen ist aber auch bei diesem Gesetzentwurf nicht alles perfekt. In 
seiner Stellungnahme begrüßt der Bayerische Landesverein für Heimatpflege die-
sen Gesetzentwurf sehr; er hat aber auch zwei kritische Anmerkungen: Kommuna-
le Archive werden überwiegend ehrenamtlich getragen. Wer berät und begleitet 
eigentlich ehrenamtlich getragene kommunale Archive bei der Umsetzung dieser 
Neuerungen? – Das ist in diesem Gesetzentwurf nicht geklärt.

Die zweite Anmerkung: Dabei geht es, wie immer, um Datenschutz, nämlich um 
die vollständige Übergabe personenbezogener Daten, bevor diese irgendwelchen 
Löschpflichten unterliegen oder, wie der Kollege Schuberl sagt, geschreddert wer-
den. Diese müssen möglichst frühzeitig dauerhaft an Archive übergeben werden. 
Aber das steht ganz oft im Widerspruch zur Datenschutz-Grundverordnung und zu 
den strengen datenschutzrechtlichen Regelungen, wenn es um personenbezogene 
Daten geht. Auch diese Frage ist nicht geklärt.

Insofern bin ich jetzt gespannt. Ich gebe das Ganze Herrn Minister Blume gerne 
mit. Er hat vielleicht zugehört, welche Anmerkungen das waren, auch aus Stellung-
nahmen heraus. Ob diese im weiteren Prozess noch Berücksichtigung finden, 
werden wir sehen. Ich bin gespannt auf die Beratungen im Ausschuss. Ansonsten 
begleiten wir diesen Gesetzentwurf sehr positiv, weil das Gesetz nach vielen Jahr-
zehnten den entsprechenden Regelungen angepasst werden muss.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Damit ist die Aussprache ge-
schlossen. Wir können den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Wissenschaft und 
Kunst als federführendem Ausschuss überweisen. – Widerspruch erhebt sich hier-
gegen nicht. Damit ist das so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 e auf:
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Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes und weiterer 
Rechtsvorschriften (Drs. 19/8102)
- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden miteinander verbunden, damit 14 Minuten 
Redezeit für die Staatsregierung. Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit 
der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Ich erteile erneut Herrn Staatsminister Markus 
Blume das Wort.

Staatsminister Markus Blume (Wissenschaft und Kunst): Herr Präsident, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Jetzt tatsächlich gleich ein Doppelschlag. Ich wage die 
Prognose, dass das Bayerische Denkmalschutzgesetz – –

(Toni Schuberl (GRÜNE): Doppelwumms!)

– Mit dem Doppelwumms habt ihr Erfahrung; das war nicht so erfolgreich.

(Beifall bei der CSU)

– Applaus zu so einem frühen Stadium war noch nicht eingepreist.

Ich wage die Prognose, dass das Bayerische Denkmalschutzgesetz von mehr 
Menschen in Bayern mit großer Aufmerksamkeit verfolgt wird, weil es für die Praxis 
natürlich auch immense Bedeutung hat.

Fakt ist: Bayern hat schon das modernste Denkmalschutzgesetz. Wir hatten in der 
letzten Legislaturperiode bei dem Denkmalschutzgesetz Hand angelegt. Wir haben 
gezeigt, wie ein modernes Denkmalschutzgesetz aussieht, das nämlich nicht auf 
Verhinderung angelegt ist, sondern das versucht, die Bewahrung unseres Stein 
gewordenen Erbes mit den Notwendigkeiten und Möglichkeiten des Klimaschutzes 
zusammenzubringen. Dafür waren wir Vorbild. Diesen Weg gehen wir jetzt weiter.

Wir machen das im Bewusstsein, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass Bayern 
das Land der Denkmäler schlechthin ist. Bayern ist Denkmalland. Wir haben ca. 
109.000 Baudenkmäler, rund 50.000 Bodendenkmäler, 880 Ensembles und seit 
einigen Monaten auch noch eine weitere Welterbestätte. Ich sage: Wir sind zu 
Recht stolz darauf, wie wir dieses Stein gewordene Erbe in den letzten Jahren 
bewahrt haben. Bayern ist Denkmalland und darf auch stolz darauf sein, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Warum jetzt eine weitere Novelle, wenn doch eigentlich schon alles supidupi ist? – 
Auch hier gilt der Grundsatz: Wir wollen weiter modernisieren und entbürokratisie-
ren. Bei der letzten Novelle ging es darum zu zeigen, Denkmalschutz und Klima-
schutz gehen zusammen und sind kein Gegeneinander. Jetzt wollen wir zeigen, 
dass Denkmalschutz und Entbürokratisierung ebenfalls zusammen möglich sind.

Das Besondere bei diesem Gesetzgebungsverfahren ist, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, dass wir in dessen Vorfeld die engste Abstimmung mit denjenigen ge-
sucht haben, die es tatsächlich wissen müssen. Der Landesdenkmalrat war bei der 
Entwicklung der entsprechenden Vorschriften von der ersten Stunde an einbezo-
gen. Ich darf an dieser Stelle unseren Expertinnen und Experten im Landesdenk-
malrat Danke schön sagen. Dass es möglich war, diese Änderungen alle konsen-
sual zu diskutieren, gemeinsam zu entwickeln und in den Bayerischen Landtag 
einzubringen, ist ein Musterbeispiel, wie gelingender Denkmalschutz ausschaut. 
Ein herzliches Dankeschön an alle Mitglieder des Landesdenkmalrats, liebe Kolle-
gen.
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(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Was leitet uns bei dieser Novelle des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes? – Das 
Erste ist: Wir wollen mehr Vertrauen zur Grundlage beim Denkmalschutz machen. 
Wir wollen davon wegkommen, dass jede Veränderung an einem Denkmal erlaub-
nispflichtig ist, hin zu: Viele Maßnahmen sind in Zukunft auch erlaubnisfrei; denn – 
das ist meine Grundüberzeugung – Denkmalschutz und alle Denkmalschützer sind 
eigentlich Möglichmacher. Das beste Denkmal, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ist das, in dem das Leben tobt. Das ist keine Stein gewordene Ruine, sondern 
das ist ein Denkmal, das genutzt wird. Aber dann muss man Nutzungen natürlich 
auch zulassen. Nutzungen gehen auch immer mit einer zeitgemäßen Nutzung und, 
damit verbunden, auch mit Veränderungen einher.

Um diese Veränderungen besser zu gestalten und ihnen bessere Leitplanken zu 
geben, machen wir etwas ganz Neues. Wir führen ein sogenanntes Denkmalpfle-
gewerk ein. Das heißt, für den Denkmaleigentümer ist es möglich, im Vorfeld 
mit der Denkmalschutzbehörde eine Vereinbarung darüber zu treffen, in welchem 
Umfang man sich in der Zukunft sozusagen im gesicherten Modus bewegt und in 
Zukunft erlaubnisfrei Veränderungen an dem Gebäude vornehmen kann. Das heißt 
auf gut Deutsch: Es kommt ein neuer Glasfaseranschluss, es ist nach einem Mie-
terwechsel ein neuer Farbanstrich notwendig, es sollen E-Ladesäulen eingebaut 
oder – umgekehrt – Dinge abgebaut werden, die ursprünglich gar nicht zu dem 
Gebäude gehört haben – das wird in einem Katalog erlaubnisfreier Maßnahmen 
zusammengefasst.

Auch werden wir die Erlaubnispflicht bei Einzelbaudenkmälern ohne Denkmalwert 
im Inneren auf Maßnahmen mit Auswirkungen auf das äußere Erscheinungsbild 
beschränken. Soll heißen: Das, bei dem wir sagen, das hat schon noch einen 
Denkmalwert insgesamt, soll nicht von der Denkmalschutzliste herunter. Aber um-
gekehrt erkennen wir an, dass im Inneren der Zahn der Zeit so weit an dem 
Gebäude vielleicht nicht genagt, aber gewirkt hat, dass der Denkmalwert nicht 
mehr gegeben ist. Wir wollen, dass nicht jeder Wandnagel, wenn Sie so wollen, 
zum Formularhorror wird. Auch das ist eine ganz wichtige Erleichterung.

Also: Mehr Vertrauen ist der erste große Grundsatz.

Der zweite große Grundsatz heißt: weniger Vorschriften. Wir wollen von einer 
100 % präzisen Regelung des Einzelfalls etwas mehr zu einem Rückgriff auf etab-
lierte Verfahren kommen. Wir wollen Dinge abschaffen, bei denen wir der Überzeu-
gung sind, dass sie sich in der Praxis nicht bewährt haben oder nicht wirklich 
relevant waren, beispielsweise die Liste der beweglichen Denkmäler. Sie umfasst 
derzeit etwa 70 Denkmäler. Ihr Bedarf ist aber seit dem Kulturgutschutzgesetz 
nicht mehr gegeben.

Allen, die in den letzten Wochen bei mir angefragt haben, wie es hier mit einer 
Förderung ausschaut – lieber Kollege Hofmann, in Forchheim hatten wir da ein 
Thema –, darf ich zusagen: Das knüpft nicht zwingend an die Frage an, ob etwas 
auf der Liste der beweglichen Denkmäler steht, sondern das ist über andere Dinge 
abgesichert. Das möchten wir allen Förderempfängern in diesem Bereich sagen.

Das Zweite, das wir zusagen können, ist, dass wir die Grabungsschutzgebiete 
abschaffen. Es gibt bayernweit nur ein einziges Grabungsschutzgebiet. Schon 
allein daran kann man erkennen, liebe Kolleginnen und Kollegen, es hat in der 
Praxis nicht wirklich Relevanz bekommen. Zudem streichen wir die Verpflichtung, 
bestimmte Nutzungsarten durchzuführen oder zu dulden.

Das Dritte und Letzte ist: Wir wollen nicht nur weniger Vorschriften, sondern wir 
wollen auch schneller werden. Das ist mir sehr wichtig; denn gerade im Denkmal-
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schutz ist langes Warten manchmal ein Problem. Insbesondere dann, wenn man 
vielleicht in einer Innenstadtlage zum Glück einen Investor gefunden hat, der sich 
eines Gebäudes annimmt, wäre es problematisch, wenn dieser Eigentümer dann 
plötzlich überlange warten müsste, weil irgendjemand anders der Meinung ist, das 
könnte ein Denkmal sein, die Prüfung dann einsetzt, sie zwei Jahre lang dauert 
und in diesen zwei Jahren eine Veränderungssperre auf diesem Gebäude liegt. 
Diese Frist verkürzen wir deutlich auf ein Jahr. Wir stellen gleichzeitig von der 
Schriftform- auf die Textformerfordernis um. Soll heißen: Auch hier geht es in 
Zukunft digital.

Mit der Novelle, liebe Kollegen, wollen wir moderner, effizienter und bürgernäher 
werden. Das wollen wir mit dieser Novelle erreichen; denn eines ist klar: Wir alle 
lieben unsere Heimat, aber definitiv liebt nicht jeder Papierkram.

Wir leisten einen echten Beitrag zum Bürokratieabbau, gesellschaftlich ausgewo-
gen. Es wird nicht die Axt an den Denkmalschutz angelegt. Das erkennen Sie 
allein daran, dass der Landesdenkmalrat diese Novelle vollumfänglich mitträgt.

Das ist auch der Grund, warum wir den Gesetzentwurf der AfD-Fraktion ablehnen, 
der ja auch in den Bayerischen Landtag eingebracht worden ist. Er würde zu mehr 
Bürokratie führen und insbesondere auch eine Rückabwicklung dessen bedeuten, 
was wir die letzten Jahre geschafft haben, nämlich Akzeptanz sicherzustellen, 
indem man an Denkmälern, gerade auch mit Blick auf erneuerbare Energien, 
etwas machen kann und nicht über ein Denkmal einfach die Glashaube setzt.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben an zwei Stel-
len noch Änderungsbedarf. Aber wir sind der Meinung, das ist kein gesetzlicher. 
Wir müssen gemeinsam die Anliegen der Kirchen in den Blick nehmen. Warum 
sage ich das hier an dieser Stelle? – Weil wir im Freistaat Bayern viele kirchliche 
Denkmäler haben, die möglicherweise auch wegen der zurückgehenden Zahl von 
Kirchenmitgliedern in Zukunft anders genutzt werden sollen als bisher. Das soll 
von den Kirchen nicht als Belastung empfunden werden, der Denkmalschutz hier 
für andere Nutzungen nicht von vornherein ein Hinderungsgrund sein. Deswegen 
kündige ich an, dass wir zu einem Runden Tisch einladen werden mit Kirchen und 
dem Landesdenkmalrat, um sicherzustellen, dass auch für kirchliche Gebäude in 
der Zukunft Nutzungsmöglichkeiten gegeben sind und wir das mit den Möglichkei-
ten des Denkmalschutzes zusammenbringen.

Das Zweite: Wir wollen die Bekanntmachung zum Vollzug des Denkmalschutz-
gesetzes und der baurechtlichen Vorschriften komplett novellieren. Denn auch hier 
gilt: Wir brauchen Sensibilität und Qualität bei der Denkmalpflege, aber eben nicht 
zwingend Quantität. Ich kann nur sagen: Ich bin täglich konfrontiert mit Fällen, 
dass mir irgendjemand aus Bayern vorträgt, hier würde schon wieder irgendwo 
eine Prüfung um ein Denkmal laufen. Natürlich muss das alles geprüft werden, und 
zwar von Gesetzes wegen, weil sich die Definition, was ein Denkmal ist, daraus 
ergibt, ob bestimmte Eigenschaften erfüllt sind.

Aber es kann umgekehrt nicht sein, dass immer wieder versucht wird, den Denk-
malschutz zu instrumentalisieren, um bestimmte Entwicklungen zu blockieren. 
Deswegen wollen wir gemeinsam mit dem Landesamt für Denkmalpflege, mit den 
kommunalen Spitzenverbänden Wege finden, um zu verhindern, dass wir eine 
Explosion von Denkmalvermutungen im ganzen Land bekommen, die die unange-
nehme Folge hätten, dass überall ein Prüfverfahren beginnt. Ich möchte, dass die 
zuständigen Behörden in gewissem Umfang in eigenem Ermessen entscheiden 
können, ob sie in diese Prüfung einsteigen, ob sie über diese Stöckchen springen, 
oder dies eben, weil bestimmte Voraussetzungen nicht gegeben sind, nicht tun.
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Ich kann uns allen nur raten, meine Damen und Herren, diesen Schatz, den wir 
mit den Denkmälern haben, gut zu verwalten und gut zu bewahren, aber nicht der 
Versuchung zu erliegen, über alles im Freistaat Bayern, was in der Vergangenheit, 
und sei es auch nur vor dreißig oder vierzig Jahren, gebaut wurde, die Käseglocke 
zu hängen. Das wäre eine Verirrung im Denkmalschutz und auch nicht das, was 
die Verbände wollen.

Ein letzter Punkt: Dieses Gesetz, das Bayerische Denkmalschutzgesetz, kommt 
als kleines Omnibusgesetz daher. Wir wollen noch eine kleine Änderung im Hoch-
schulgesetz vornehmen, und zwar die Erprobungsvorschriften für elektronische 
Fernprüfung verlängern bzw. verstetigen, weil wir nach COVID gesehen haben, 
dass es notwendig ist, ganz selbstverständlich bestimmte Prüfungsverfahren auch 
online durchzuführen. Das hat sich etabliert. Wir wollen den Hochschulen diese 
Möglichkeiten dauerhaft geben.

Wir haben parallel – das kündige ich schon an – eine Novelle des Bayerischen 
Hochschul- und Innovationsgesetzes gerade in Erarbeitung. Aber es ist notwendig, 
dass diese Fernprüfungsvorschrift noch zum Ende dieses Jahres in Kraft treten 
kann. Deswegen haben wir die Möglichkeiten genutzt, bei diesem Gesetzesvorha-
ben diese Vorschrift entsprechend anzuhängen. Ich danke für die Unterstützung für 
beide Anliegen.

Insbesondere beim Denkmalschutz wünsche ich gute Beratungen im Geiste des-
sen, was den Freistaat Bayern in den letzten fünfzig Jahren im Denkmalschutz 
geleitet und dafür gesorgt hat, dass andere beim Denkmalschutz durchaus neidvoll 
auf diesen, unseren Freistaat Bayern schauen. Herzliches Dankeschön.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Nächster Redner ist Kollege 
Ulrich Singer für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Ulrich Singer (AfD): Geschätztes Präsidium, geschätzte Kolleginnen und Kolle-
gen, Herr Staatsminister Blume! Bürokratieabbau im Denkmalschutz klingt super, 
hört sich gut an. Das verspricht Entlastung für die Eigentümer, für die Kommunen 
und die gesamte staatliche Verwaltung. Der Gesetzentwurf enthält auch viele De-
tails, die wirklich prima sind und gute Ansatzpunkte sind, echte Verbesserungen 
– Sie haben es angesprochen, Herr Staatsminister, wenn es darum geht, Versor-
gungsleitungen zu verlegen, Glasfaserkabel oder Erneuerungen von Versorgungs-
leitungen –, gute Dinge, die da enthalten sind.

Aber wenn man genauer hinschaut, dann bleibt von dem Versprechen einer Ent-
bürokratisierung oder von Bürokratieabbau meines Erachtens nicht mehr so viel 
übrig. Was uns hier als Vereinfachung verkauft wird, schafft gleichzeitig neue Un-
klarheiten, neue Zuständigkeiten, und ich befürchte, am Schluss auch mehr Arbeit 
für alle Beteiligten.

Viele Punkte, die jetzt gesetzlich geregelt werden sollen, finden sich längst in 
der gemeinsamen Bekanntmachung zum Vollzug des Denkmalschutzgesetzes von 
1984. Was dort fehlt, könnte man ganz leicht, ganz geschmeidig, ganz still und 
leise hinzufügen, dort einarbeiten, ohne großen Aufwand. Aber stattdessen soll 
schon wieder das Gesetz geändert werden. Man schafft neue Paragrafen, neue 
Begriffe, neue Abgrenzungen und damit aber eben auch neue Bürokratie und neue 
Dinge, neue Regelungen, die dann bei Gericht wieder zu neuem Streit führen 
werden. Genau das verstehen die Menschen draußen nicht mehr: Wir reden vom 
Entlasten und schaffen gleichzeitig immer wieder neue Vorschriften.
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Ein ganz deutliches Beispiel in der angedachten Regelung ist die Unterscheidung 
zwischen Denkmälern, die nur im äußeren Erscheinungsbild erhaltungswürdig 
sind, und solchen, die auch im Inneren geschützt werden sollen. Das klingt 
zunächst mal super, logisch. Ich fand es zuerst auch gut. Aber in der Praxis, 
geschätzte Kollegen, ist das, glaube ich, so nicht durchsetzbar. Wie soll denn 
das Landesamt für Denkmalpflege zuverlässig beurteilen, dass ein Objekt im In-
neren nicht erhaltenswürdig ist? Bei vielen Denkmälern – das haben wir in der 
Vergangenheit erlebt – kommt der Wert doch erst dann zum Vorschein, wenn man 
wirklich ins Innere schaut, wenn bei Renovierungsarbeiten irgendwelche Fresken 
zum Vorschein kommen, alte Deckenmalereien, handwerkliche Meisterleistungen, 
die schutzwürdig sind. Das kommt erst dann zum Vorschein, wenn die Arbeiten 
begonnen haben. Wie möchte das Landesamt das denn von außen beurteilen? Da 
müssen wir doch genauer hinschauen.

Wenn man andererseits nur diejenigen Objekte in diese Liste aufnehmen wird, bei 
denen man ganz sicher ist, dass innen wirklich kein Schatz verborgen ist, dann 
bleibt meines Erachtens wiederum nicht viel übrig. Die Regelung ist also praxisfern 
und in dieser Form kaum vollziehbar. Das wird zu Streit führen. Es wird dann 
sicherlich wieder Feststellungsklagen geben, Gutachten geben, Einzelfallentschei-
dungen, so wie wir es ja jetzt auch haben. Wir haben auch immer Einzelfallent-
scheidungen. Aber das alles schafft eben Unsicherheit und letztlich doch wieder 
Bürokratie und ist kein Bürokratieabbau.

Die bisherigen Regelungen haben sich bewährt. Sie schaffen eine Chance für fle-
xible Einzelfallentscheidungen. Wenn Sie den Vollzug wirklich verbessern wollen, 
geschätzte Kollegen, müssen Sie mehr Geld für den Denkmalschutz in die Hand 
nehmen. Wir brauchen präzisere Verwaltungsvorschriften, mehr Personal und vor 
allem auch bessere Kommunikation mit den Denkmaleigentümern und -eigentü-
merinnen. Wir müssen da ein beschleunigtes Verfahren herbeiführen, damit der 
Dialog schneller stattfindet. Aber wir brauchen nicht unbedingt ein neues Gesetz, 
das wieder neue Fragen aufwirft, vielleicht mehr Fragen, als es beantwortet.

Besonders kritisch sehe ich, dass künftig offenbar ein Eigentümer selbst beurteilen 
soll, ob seine Maßnahme das Erscheinungsbild oder den Bestand betrifft. Das ist 
wieder eine systematische Fehlkonstruktion. Der Denkmalschutz lebt doch davon, 
dass wir einen präventiven Ansatz haben: erst prüfen, dann verändern – nicht 
umgekehrt. Wenn künftig jeder Eigentümer selbst entscheidet, ob er eine Erlaubnis 
braucht oder nicht, öffnen wir Missverständnissen Tür und Tor. Das ist weder im 
Interesse der Denkmaleigentümer noch im Interesse des Denkmalschutzes.

Ein anderer Punkt ist noch die Streichung der beweglichen Denkmäler. Das macht 
wenig Sinn, weil wir gerade in Bayern diese reiche technische Kulturgeschichte 
haben. Wir haben die alten Lokomotiven, die Maschinen und Musikinstrumente 
und so weiter. Es sind zwar nur, ich glaube, 73 bewegliche Denkmäler eingetragen, 
aber die Eigentümer, die eingetragen sind, sind doch stolz darauf und sagen: 
Unsere Dampflok ist eingetragen in dieser Liste. – Das müssen wir den Denkmalei-
gentümern nicht wegnehmen, insbesondere dann, wenn sie möglicherweise nicht 
im Verzeichnis der national wertvollen Kulturgüter stehen. Dann würden sie künf-
tig jeglichen Schutz verlieren. Da könnte man darüber nachdenken, so etwas zu 
erhalten, auch wenn es wenige Denkmäler sind. Diejenigen, die ein bewegliches 
Denkmal haben, sind eben stolz darauf.

Ich komme zum Schluss, geschätzte Kollegen. 2023 wurde der Klimaschutz über 
den Denkmalschutz gestellt. Ich befürchte, dass jetzt, anstatt die Bürokratie zu re-
duzieren, die Bürokratie noch erhöht wird. Wir sollten uns davor hüten, das Gesetz 
zu verschlechtern, nur weil man irgendwo draufschreibt, es gäbe damit weniger 
Bürokratie oder mehr Modernisierung. Das ist vielleicht hier nicht drin.
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Ich bin gespannt auf unsere Aussprache im Ausschuss. Da können wir gerne 
noch mal darüber reden, aber aktuell sehe ich große Bedenken gegen dieses 
Gesetzesvorhaben.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächster Redner: der Kollege Franc Dierl für 
die CSU-Fraktion.

Franc Dierl (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Bayern ist reich an Geschichte. Unsere Denkmäler sind die sichtbarsten Zeu-
gen: Kirchen, Rathäuser, Bauernhöfe, Burgen und Schlösser, aber auch Brücken 
und Industriedenkmäler oder archäologische Fundstellen. Staatsminister Blume hat 
es erwähnt, 120.000 Denkmäler erzählen von Jahrhunderten gelebter Kultur. Sie 
machen unsere Städte und Dörfer unverwechselbar. Sie sind Orte der Identität, der 
Erinnerung und nicht zuletzt auch des Tourismus. Doch Denkmalschutz ist nicht 
nur Bewahrung, sondern immer auch eine Balance zwischen dem Schutz unserer 
Geschichte auf der einen Seite und den berechtigten Interessen von Eigentümern, 
Kommunen und Wirtschaft auf der anderen, zwischen fachlicher Strenge und 
praktischer Lebenswirklichkeit, zwischen Herzblut und Handhabbarkeit. Genau hier 
setzt die Gesetzesänderung an. Wir wollen den Denkmalschutz stärken, indem 
wir ihn entlasten. Wir wollen Bürokratie abbauen, Verfahren vereinfachen und 
mehr Vertrauen in die Eigentümerinnen und Eigentümer setzen: praxisnah, bürger-
freundlich und zukunftsorientiert.

(Beifall bei der CSU)

Der Denkmalschutz in Bayern hat sich bewährt. Aber vieles stammt noch aus einer 
Zeit, in der digitale Verfahren, schnelle Kommunikation und Eigenverantwortung 
kaum eine Rolle gespielt haben. Heute wollen die Menschen gestalten und nicht 
Formulare ausfüllen. Heute erwarten Eigentümerinnen und Eigentümer Verlässlich-
keit und nicht jahrelange Genehmigungsprozesse. Unser Ziel ist deshalb glasklar: 
mehr Vertrauen, weniger Vorschriften, schnellere Entscheidungen.

Ein zentraler Baustein ist das neue Denkmalpflegewerk, wie es Minister Blume 
eben schon erwähnt hat. Damit schaffen wir die Möglichkeit, dass Eigentümerinnen 
und Eigentümer gemeinsam – das betone ich – mit dem Bayerischen Landesamt 
für Denkmalpflege eine langfristige Pflegeplanung für ihr Denkmal vereinbaren 
können. Was bedeutet das im Konkreten? – Alle Maßnahmen, die in diesem 
Pflegewerk enthalten sind, werden künftig komplett erlaubnisfrei. Das heißt: kein 
ständiges Nachfragen, kein ständiges Antragsverfahren, sondern Planungssicher-
heit und Eigenverantwortung. Lieber Herr Kollege Singer, da muss ich jetzt auf Sie 
eingehen: Eigenverantwortung ist genau das, was wir stärken wollen. Sie haben 
gerade etwas anderes in den Vordergrund gestellt: Sie wollen nämlich mehr Büro-
kratismus.

Meine Damen und Herren, es ist ein echter Kulturwandel. Wir sagen, die Men-
schen vor Ort wissen oft am besten, wie sie ihr Denkmal erhalten können. Sie 
haben in der Regel lange Zeit mit einem Denkmal gelebt. Wir als Staat vertrauen 
ihnen. Das ist gelebte Subsidiarität, das ist bayerische Handschrift. Neben dem 
Denkmalpflegewerk führen wir auch weitere Erleichterungen ein. Ein Katalog von 
erlaubnisfreien Maßnahmen stellt künftig klar, was ohne aufwendiges Verfahren 
möglich ist. Damit vermeiden wir Streitfälle, entlasten die Behörden und geben 
Eigentümern Rechtssicherheit.

Außerdem führen wir klare Fristen ein. Denkmalrechtliche Fragen müssen künftig 
innerhalb eines Jahres geklärt werden. Damit verhindern wir, dass sich Verfahren 
ewig hinziehen. Das bisherige Schriftformerfordernis wird durch Textformerforder-
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nis ersetzt. Das ist ein wichtiger Schritt hin zu digitalen Verfahren und moderner 
Verwaltungspraxis: weniger Papier, mehr Tempo und mehr Vertrauen.

Wir schaffen Ordnung im Gesetz; denn manches, was einst sinnvoll war, hat heute 
keine praktische Bedeutung mehr. So wird etwa die Liste der beweglichen Denk-
mäler gestrichen. Sie hat sich nicht bewährt, verursacht einen Verwaltungsaufwand 
und bringt kaum Vorteile. Wichtig dabei ist – das ist vorhin auch schon betont 
worden –: Die Fördermöglichkeiten für zum Beispiel historische Fahrzeuge oder 
Sammlungen bleibt selbstverständlich erhalten.

Auch die Regelung zum Grabungsschutzgebiet entfällt, weil in der Praxis nahezu 
nie angewandt. Ebenso wird die alte Vorschrift gestrichen, nach der bestimmte 
Nutzungsarten beibehalten oder geduldet werden mussten, ein Anachronismus 
aus einer längst vergangenen Zeit.

Wir halten Wort. Wir entrümpeln das Gesetz und konzentrieren uns auf das, was 
wirklich zählt: den effektiven Schutz unserer Denkmäler, nicht den Schutz von 
Paragrafen. Der Gesetzentwurf wurde breit angehört. Zahlreiche Institutionen – 
von den kommunalen Spitzenverbänden bis zum Landesdenkmalrat als Initiator mit 
ganz enger Einbindung – haben Stellung genommen. Das Ergebnis ist ermutigend, 
positiv bis ausdrücklich zustimmend; einige mit konstruktiven Hinweisen, die wir in 
den Entwurf eingearbeitet haben.

Der Katalog der erlaubnisfreien Maßnahmen wurde in Details präzisiert, um Miss-
verständnisse zu vermeiden. Die Frage der Barrierefreiheit, eine wichtige Frage, 
wurde intensiv diskutiert. Hier bleibt klar: Verbesserungen der Barrierefreiheit sind 
weiter wichtig, sie erfordern aber in der Regel tiefe Einschnitte ins Denkmal und 
bleiben deshalb erlaubnispflichtig. Gleichzeitig gilt aber – und es ist wichtig, dar-
auf hinzuweisen –: Schon heute verpflichtet Artikel 6 Absatz 4 des Bayerischen 
Denkmalschutzgesetzes dazu, die Belange von Menschen mit Behinderung zu 
berücksichtigen.

Auch Bedenken, dass es durch neue Regelungen zu einem Verlust von Inventar 
kommen könnte, konnten wir ausräumen. Die Beschränkung der Erlaubnispflicht 
betrifft nur Gebäude, bei denen im Inneren ohnehin keine Denkmalwerte mehr vor-
handen sind. Besonders wichtig ist: Die Kommunen, die Eigentümerverbände und 
die Fachleute im Landesdenkmalrat haben diesen Kurs grundsätzlich mitgetragen. 
Damit haben wir die Balance zwischen fachlichem Anspruch und praktischer Um-
setzbarkeit, Bürokratieabbau mit Augenmaß ohne Abstriche beim Denkmalschutz 
gefunden.

Ich möchte eines ganz deutlich sagen: Wir reden hier nicht über Konzerne oder 
Investoren, sondern in den allermeisten Fällen über Privatleute, über Familien, 
über Handwerksbetriebe oder Kirchengemeinden. Sie übernehmen Verantwortung, 
sie investieren viel Zeit, Geld und Herzblut, um ein Stück bayerischer Geschichte 
zu bewahren. Diese Menschen verdienen unseren Respekt und keine Gängelung 
durch überzogene Vorschriften. Darum ist dieser Gesetzentwurf auch ein Signal. 
Wir stehen zu unseren Eigentümern, wir stehen zu unserer Heimat, und wir stehen 
zu einem Denkmalschutz mit gesundem Menschenverstand.

Manche Kritiker befürchten, Bürokratieabbau könnte den Schutz der Denkmäler 
schwächen. Ich sage ganz klar: Das Gegenteil ist der Fall. Ein überlastetes, 
kompliziertes System schützt keine Denkmäler, es lähmt sie. Ein schlankes, klar 
strukturiertes System dagegen stärkt die Akzeptanz und schafft Zeit für die Fälle, 
in denen wirklich fachliche Beratung gebraucht wird. Wir stärken also nicht nur die 
Eigentümer, sondern auch die Effizienz der Denkmalpflege.
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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, die Gesetzesänderung im Denkmalschutz 
ist kein theoretisches Reformwerk, sondern ein handfestes Stück Bürokratieabbau. 
Er verbindet Bewahrung und Fortschritt, Verantwortung und Freiheit, Fachlichkeit 
und Vertrauen. Wir setzen damit ein deutliches Signal. Bayern bleibt führend im 
Denkmalschutz, aber wir gestalten ihn so, dass er in unsere Zeit passt. Wir räumen 
mit überholten Vorschriften auf, wir geben den Menschen mehr Verantwortung und 
wir setzen auf das Vertrauen zwischen Staat und Bürger. Damit setzen wir ein 
ganz klares Signal. Bayern kann bewahren und erneuern zugleich. Wir achten auf 
unsere Schätze der Vergangenheit, und wir machen unsere Strukturen fit für die 
Zukunft. Das ist Politik mit gesundem Menschenverstand, und das ist Politik dieser 
Koalition, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Es gibt noch eine Meldung zur Zwischenbe-
merkung des Kollegen Ulrich Singer.

Ulrich Singer (AfD): Geschätzter Herr Kollege Dierl, vielen Dank für Ihre Ausfüh-
rungen. Ich bin auch auf die weitere Aussprache im Ausschuss gespannt. Da gibt 
es noch einige Punkte, die wir vielleicht besser erörtern und klären sollten. Eine 
Frage hätte ich jetzt schon an Sie: Nach dem künftigen oder geplanten Artikel 6 
Absatz 3 Nummer 4 des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes soll in der Nähe von 
Baudenkmälern die Beseitigung von baulichen Anlagen und Teilen baulicher Anla-
gen mit einem Abstand von mindestens drei Metern zum Baudenkmal erlaubnisfrei 
gemacht werden. – Ich halte das für problematisch. Zunächst hört es sich gut an, 
aber es gibt eben doch auch Fälle, in denen der Denkmaleigentümer und auch das 
gesamte Denkmal ein großes Interesse daran haben, dass in der Umgebung nichts 
verändert wird.

Können Sie sich nicht vorstellen, dass diese Regelung in dieser Pauschalität eben 
zu weitgehend ist und dass der Staat auch hier eine Schutzpflicht hat, die er ernst 
nehmen sollte, anstatt sie aufzugeben? Das heißt, insbesondere dann, wenn hier 
das Ensemble verändert wird, wenn hier am Schluss letztlich eben durch den 
Abriss eines Nachbargebäudes Einwirkungen stattfinden, die sich auch auf das 
Denkmal in der Optik auswirken, also in der gesamten Wahrnehmung des Objekts.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Bitte achten Sie auf Ihre Redezeit.

Franc Dierl (CSU): Sehr verehrter Herr Kollege Singer, Sie haben jetzt verschiede-
ne Punkte in einen Topf geworfen. Um das jetzt dezidiert auseinanderzupflücken, 
wird eine Minute gar nicht reichen. Aber es beweist ja wieder einmal, was ich 
vorhin zu Ihnen gesagt habe: Sie sind wieder beim Bürokratismus. Sie wollen wie-
der alles regeln und wollen staatliche Überprüfungen und Verpflichtungen. Genau 
das wollen wir nicht. Wir wollen mehr Eigenverantwortung von den Menschen vor 
Ort. Eine Einbindung der Denkmalpfleger ist natürlich gegeben. Man kann nicht 
pauschal die Denkmalpfleger ausschalten, und es kann abgebrochen, abgerissen 
werden. Das wollen Sie hier implizieren. – Nein, das wollen wir nicht.

Die Menschen, die nah am Denkmal sind, wissen am besten, wie man mit Denk-
mälern umgeht. Die Planer vor Ort, die in der Regel eingeschaltet sind, wissen, wie 
man mit Denkmälern umgeht. Sie schmeißen jetzt hier den Abbruch von einem in 
der Nähe stehenden Teil mit dem Abbruch eines Ensembles in einen Topf. Lieber 
Herr Singer, darüber müssen wir uns im Ausschuss noch gewaltig unterhalten; 
denn da sind Sie auf einem ganz falschen Weg.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Als Nächste spricht die Kollegin Ursula Sowa 
für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
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Ursula Sowa (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Ich vertrete heute meine liebe Kollegin Dr. Sabine Weigand. Sie hat sich 
intensiv seit Anfang des Jahres schon in der Vorphase mit dieser Novellierung 
befasst. Meine heutige Rede ist mit ihr abgesprochen. Ich wünsche ihr von dieser 
Stelle aus eine gute Genesung; denn sie hatte nämlich im Sommer einen schwe-
ren Reitunfall. Sie verfolgt diese Rede, und ich hoffe, wir sind auch weiterhin mit ihr 
gut miteinander verbunden.

Sie betont, zu Anfang dieses Jahres sah es mit diesem Gesetzentwurf düster aus. 
Im Laufe dieses Jahres hat sich seine Aussicht jedoch verbessert. Das Schlimmste 
konnte verhindert werden. Die Staatsregierung war in ihrem Bemühen, das Denk-
malschutzgesetz zu entbürokratisieren, zu Beginn dieses Jahres deutlich über das 
Ziel hinausgeschossen. Das hat sich aber gebessert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie erinnern sich, Minister Blume – schön, dass 
Sie heute hier sind – forderte die Umkehr des bisherigen Systems eines Verbots 
mit Erlaubnisvorbehalt zu – jetzt umgekehrt – zu einem System der Erlaubnis mit 
Verbotsvorbehalt. Damit wäre Tür und Tor geöffnet, so nach dem Motto – –

(Staatsminister Markus Blume: Das ist komplett falsch!)

Schön, dass Sie mir widersprechen. Es hat sich ja auch zum Guten gewandt.

(Staatsminister Markus Blume: Das hat sich nicht "zum Guten gewandt", son-
dern es ist nie so gewesen!)

– Okay, dieser Einwurf ist im Protokoll drin. – Es ist aber schön, dass wir dem 
entgangen sind, dass jeder machen kann, was er will. Doch dafür kann es nicht 
bedeuten, den Schutz unserer Bauten und Baudenkmäler aufs Spiel zu setzen. 
Aus unserer Sicht sollte die Entbürokratisierung vielmehr den Schutz unserer Bau-
denkmäler mit dem berechtigten Interesse der Menschen an vereinfachten Verfah-
ren in Einklang bringen. Das ist ja Konsens. Es ist gut, dass die Staatsregierung 
nachgebessert hat. Schauen wir mal, ob das erfolgreich war.

Tatsächlich ist es erfreulich, dass im Zuge dieser Novelle eine Idee der Fraktion 
der GRÜNEN umgesetzt wurde, nämlich – das hat meine Kollegin auch schon 
bei der Novelle des Denkmalschutzgesetzes 2023 vorgeschlagen – die Kategorie 
der "ortsbildprägenden Baudenkmäler" einzuführen. Dahinter steckt das Ziel, auch 
diejenigen Gebäude zu schützen, die zwar innen überformt sind, deren Äußeres 
aber weiterhin das Gesicht einer Stadt oder eines Dorfes mitprägen. Vor zwei Jah-
ren lehnte die Staatsregierung das noch kategorisch ab. Jetzt bringt sie die Idee 
ein. Schön, dass das so ist. Jetzt sollen auch Baudenkmäler auf der Denkmalliste 
stehe, die innen zwar stark verändert, aber nach außen ortsbildprägend sind. Darin 
treffen wir uns.

Aber leider entwertet die Staatsregierung in ihrem Bemühen zu deregulieren ihre 
eigenen Maßnahmen; denn Baudenkmäler, bei denen nur das äußere Erschei-
nungsbild erhaltenswert ist, sollen ausschließlich – und jetzt kommt es – auf Antrag 
des Eigentümers im Benehmen mit der Gemeinde oder aber nur in besonderen 
Fällen auf Antrag des Landesamtes für Denkmalpflege in die Denkmalliste einge-
tragen werden. In diesem Punkt sehen wir Nachbesserungsbedarf. Der Eigentümer 
soll quasi selber entscheiden, ob er möchte, dass sein Haus als denkmalwürdig 
eingestuft wird. Das ist sehr, sehr riskant. Ich komme aus einer Welterbe-Stadt: 
Bamberg hat viele Denkmäler. Wenn man dort jedem selbst überlassen würde, 
darüber zu entscheiden, glaube ich, dann würde der Stadt der Welterbestatus 
aberkannt werden.

6896 Bayerischer Landtag • 19. Wahlperiode vorläufiges Protokoll 19/59
vom 08.10.2025

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5287


Das wäre ein völlig neues Verfahren, das es so bundesweit in keinem Denkmals-
chutzgesetz gibt und dessen Sinn sich uns absolut nicht erschließt. Warum soll bei 
den ortsbildprägenden Baudenkmälern anders verfahren werden als beim Rest? 
Bisher kann die Überprüfung auf Denkmalwürdigkeit nicht allein vom Landesamt 
für Denkmalpflege, den unteren Denkmalschutzbehörden und der Heimatpflege 
angeregt werden, sondern – und das ist uns ganz wichtig – auch von jedem und 
jeder Einzelnen aus der Bürgerschaft. Es gibt honorige Heimatpflegeverbände, die 
manchmal gewiefter sind als manche Menschen, die erst neu in eine Amtsstube 
kommen. Das bedeutet eine vorbildliche Beteiligung der Öffentlichkeit am Erhalt 
unseres baukulturellen Erbes. Wieso sollte es bei der neuen Denkmalkategorie 
anders sein?

Eine weitere Erneuerung ist das geplante Denkmalpflegewerk. Dabei fragt es sich, 
ob der Versuch der Entbürokratisierung denn nicht im Gegenteil eine Menge Mehr-
arbeit für die unteren Denkmalschutzbehörden bedeutet; denn dieses Denkmal-
pflegewerk soll zusammen mit den Eigentümerinnen und Eigentümern bzw. deren 
Architekten erarbeitet werden. Inwieweit Pläne, die festschreiben, was in einem 
dreihundert Jahre alten Bauernhaus oder einer Schule aus dem 19. Jahrhundert 
in den kommenden zehn Jahren an Sanierungsarbeiten stattfinden, Sinn machen, 
wissen wir noch nicht. Wir sind in dieser Hinsicht aber offen. Ich bin selbst Archi-
tektin. Das kann gut gehen, wenn die Bestandsaufnahme in gute Hände kommt, 
es muss aber nicht gut gehen. Wir sehen da noch eine gewisse Unsicherheit. Man 
kann mit viel Engagement und gutem Willen ein solches Pflegewerk aufstellen; 
aber vielleicht ist das Regelwerk nach zwei Jahren aber schon wieder Makulatur. 
Es muss also wirklich die Nachhaltigkeit eines Denkmalpflegewerkes gut geprüft 
werden. Wir sind aber noch im Verfahren. Wir sind da offen. Vielleicht gelingt es 
uns, eine gute Sache hinzukriegen.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Frau Kollegin, achten Sie bitte auf Ihre Rede-
zeit.

Ursula Sowa (GRÜNE): Ich habe doch noch Redezeit.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nein.

Ursula Sowa (GRÜNE): Dann schließe ich: Jedes Denkmal ist einzigartig. Wir 
wollen diesen Prozess konstruktiv weiterverfolgen. Wir schließen eine Zustimmung 
oder eine Enthaltung zu diesem Gesetzentwurf nicht aus. Auf keinen Fall wollen 
wir ihn aber ablehnen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Die nächste Rednerin ist die Kollegin Roswitha 
Toso für die Fraktion der FREIEN WÄHLER.

Roswitha Toso (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Wir befassen uns heute in Ers-
ter Lesung mit dem Gesetzentwurf zur Änderung des Bayerischen Denkmalschutz-
gesetzes. Dieser Entwurf ist ein entscheidender Schritt, um den Bürokratieabbau 
im Denkmalschutz voranzutreiben und das Gesetz an die Anforderungen unserer 
modernen Zeit anzupassen.

Seit dem Erlass des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes im Jahr 1973 waren 
alle Veränderungen an Baudenkmälern und alle Maßnahmen an Bodendenkmälern 
grundsätzlich erlaubnispflichtig. Die Praxis der letzten Jahrzehnte hat aber gezeigt, 
dass dieses pauschale System in vielen Fällen zu unnötigem Verwaltungsaufwand 
führte, ohne einen substanziellen denkmalfachlichen Mehrwert zu schaffen.
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Bayern zeichnet sich durch eine unverwechselbare Kulturlandschaft, historische 
Städte, prächtige Kirchen und archäologische Stätten aus, die weltweit einmalig 
sind. Es steht außer Frage, dass ihr Schutz höchste Priorität haben muss. Doch 
damit der Schutz gelingt, ist es wichtig, dass der Denkmalschutz akzeptiert wird. 
Unser Ziel ist es daher, das Gesetz weiterzuentwickeln und wirksame Maßnahmen 
zur Entbürokratisierung zu ergreifen. Wir wollen die Akzeptanz erhöhen, indem wir 
den Eigentümern mehr Vertrauen entgegenbringen, die Verwaltung entlasten und 
die Verfahren beschleunigen. Der vorliegende Gesetzentwurf greift die Notwendig-
keit der Weiterentwicklung auf und sieht mehrere zentrale Änderungen vor, die ich 
im Folgenden kurz aufzeigen möchte.

Als neues zentrales Instrument zum Bürokratieabbau wird das sogenannte Denk-
malpflegewerk eingeführt. Das Landesamt für Denkmalpflege kann einem Denk-
malpflegewerk einer maximal zehn Jahre lang gültigen pauschalen Genehmigung 
zustimmen. Maßnahmen bei der Durchführung dieses Werks bedürfen keiner wei-
teren Erlaubnis mehr. Dies gilt für Bau- und Bodendenkmäler gleichermaßen.

Die Denkmalpflegewerke bieten eine verlässliche, mehrjährige Grundlage für die 
erlaubnisfreie Durchführung regelmäßig wiederkehrender oder längerfristig vorher-
sehbarer Instandhaltungsarbeiten. Sie dienen der Verwaltungsvereinfachung und 
gewährleisten denkmalverträgliche Anforderungen ohne Einzelerlaubnisverfahren.

Ein weiterer Baustein ist die Einführung der Unterscheidung bei Baudenkmälern, 
um die Erlaubnispflicht zu beschränken, wo der Denkmalwert dies zulässt. Bei Ein-
zelbaudenkmälern, bei denen nur das Erscheinungsbild erhaltenswürdig ist, wird 
die Erlaubnispflicht künftig auf Maßnahmen am Äußeren beschränkt. Für Maßnah-
men im Inneren besteht in diesen Fällen keine Erlaubnispflicht mehr, sofern sie 
sich nicht auf den Bestand auswirken. Die Ausweisung solcher Denkmäler würde 
durch das Landesamt erfolgen. Der Vorteil solch einer differenzierten Betrachtung, 
wie sie in anderen Staaten, wie zum Beispiel in Großbritannien, bereits üblich ist, 
wäre auch hier ein vereinfachter Vollzug durch den Wegfall von Erlaubnispflichten.

Der vorliegende Gesetzentwurf geht diesen Weg aber noch weiter: Sowohl im 
Bereich der Bau- als auch der Bodendenkmäler werden konkrete Kataloge für 
erlaubnisfreie Maßnahmen eingeführt. Das entlastet die Denkmalbehörde in den 
Routinefällen, die ja häufig vorkommen.

Im Katalog für erlaubnisfreie Maßnahmen an Baudenkmälern würden zum Beispiel 
Küchen- und Baderneuerung ohne Substanzverlust ebenso wie zeitlich begrenzte 
Maßnahmen und die Beseitigung von Antennen enthalten sein. Bei diesen Maß-
nahmen sind keine substanziellen Nachteile für das Denkmal zu befürchten, und 
all das kann unter einer Maßgabe zusammengefasst werden: weniger Bürokratie, 
mehr Vertrauen.

Die Gesetzesänderung beinhaltet auch eine Verschlankung. Es sind einige Rege-
lungen zur Streichung vorgesehen, die sich in der Praxis nicht durchgesetzt haben, 
allen voran die Liste der beweglichen Denkmäler. Diese war ursprünglich einge-
führt worden, um die Abwanderung beweglicher Kulturgüter zu verhindern. Heute 
ist dieser Schutz mit dem Kulturgutschutzgesetz effektiv sichergestellt. Die durch 
die Bezirke auszuweisenden Grabungsschutzgebiete werden ebenfalls gestrichen, 
da diese in der Praxis kaum Bedeutung haben. Abgerundet wird der Entwurf durch 
Maßnahmen zur Verfahrensbeschleunigung und Digitalisierung wie etwa die Ab-
kehr von der Schriftform hin zur Textformerfordernis.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Gesetzesänderung macht vor, wie man 
vom Reden über Bürokratieabbau zum Machen kommt. Durch diese Änderungen 
und Streichungen erhalten wir ein schlankeres, praxisnahes Denkmalschutzgesetz, 
das den Bedürfnissen unserer Zeit angepasst ist. Dieser Gesetzentwurf ist ein 
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ausgewogener Kompromiss, der den berechtigten Wunsch nach Bürokratieabbau 
mit dem unverzichtbaren Auftrag des Denkmalschutzes verbindet.

Die Änderungen führen zu mehr Flexibilität und Planungssicherheit für die Denk-
maleigentümer, entlastet die Behörden bei Routinefällen und konzentrieren die 
knappen Ressourcen der Denkmalpflege auf die wirklich wichtigen Aufgaben. Ich 
bitte Sie daher, dem vorliegenden Gesetzentwurf zuzustimmen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Nächste Rednerin für die SPD-
Fraktion ist Frau Kollegin Katja Weitzel.

Katja Weitzel (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Staatsregierung beabsichtigt mit diesem Gesetz – viele haben es schon gesagt 
–, den Denkmalschutz in Bayern in Richtung Bürokratieabbau weiterzuentwickeln. 
Das Ziel ist wirklich richtig und wichtig; denn auch die Denkmalpflege in Bayern 
muss nachvollziehbar, effizient und vor allen Dingen bürgerfreundlich sein.

Im Gesetzentwurf gibt es viele positive Neuerungen. Besonders hervorheben 
möchte ich – wie viele meiner Vorredner:innen – die Möglichkeit, Baudenkmäler 
in die Denkmalliste einzutragen, bei welchen nur das äußere Erscheinungsbild 
erhaltungswürdig ist; denn wenn wir ehrlich sind: In unserem Erscheinungsbild 
und beim Charakter unserer Ortschaften geht es nicht so sehr um das gesamte 
erhaltenswerte Baudenkmal, sondern oft nur um das äußere Erscheinungsbild, das 
den Charakter des jeweiligen Ortbildes prägt. Insofern ist es sehr begrüßenswert, 
dass diese Möglichkeit eingeräumt wird.

Die praktische Umsetzung bleibt in diesem Gesetzentwurf jedoch ein bisschen 
unklar. Der Landesverein für Heimatpflege hat in seiner Stellungnahme völlig zu 
Recht auf folgende Fragestellungen hingewiesen: Muss das Bayerische Landes-
amt für Denkmalpflege jetzt alle bestehende Denkmäler im Freistaat daraufhin 
überprüfen, ob sie unter dieses neue Kriterium fallen? Wie sollen die unteren 
Bauaufsichtsbehörden künftig damit umgehen, wenn sie bei jedem Umbauantrag 
prüfen müssen, ob das Vorhaben fassadenwirksam ist, also in die Fassade einge-
griffen wird? Hier bleiben viele Fragen offen. Ohne klare Zuständigkeiten und prak-
tikable Verfahren besteht die Gefahr, dass statt Bürokratieabbau mehr Bürokratie 
auf die Bürger:innen und vor allem auf die Kommunen zukommt. Wir werden uns 
in der folgenden Beratung im Ausschuss mit zwei Änderungsanträgen – ich würde 
sie lieber Ergänzungsanträge nennen – beteiligen. Dadurch sollen diese beiden 
Schwachstellen möglichst entschärft werden.

Nach dem Gesetzentwurf soll die Eintragung als Baudenkmal, bei dem es auf das 
äußere Erscheinungsbild ankommt, nur auf Antrag des Eigentümers im Einverneh-
men mit der Gemeinde erfolgen. Das halten wir nicht für richtig, weil hier zwingend 
eine fachliche Kompetenz erforderlich ist. Wir halten es für zwingend erforderlich, 
dass Heimatpflegerinnen und Heimatpfleger bei der Neueintragung von Baudenk-
mälern einbezogen werden. Zudem muss im Gesetz verankert werden, dass die 
Eintragung grundsätzlich beim Landesamt für Denkmalpflege erfolgt. Damit wäre 
eine verlässliche Qualitätssicherung gegeben.

Ein zweiter zentraler Punkt dieser Reform, der ebenfalls bereits angesprochen 
wurde, ist die Einführung des neuen Instrumentes des Denkmalpflegewerkes. 
Diese Idee halten wir für richtig und unterstützenswert; denn eine geplante Maß-
nahme, bei der über die Dauer von maximal zehn Jahren kleine Einzelmaßnahmen 
von vornherein als genehmigt gelten und bei Eintritt nicht neu genehmigt werden 
müssen, sorgt für Planungssicherheit, entlastet die Verwaltung und die Eigentümer. 
Das Ganze bleibt unseres Erachtens jedoch ebenfalls zu unkonkret. Wer hat dar-
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auf hingewiesen? – Die Architektenkammer und der Landesverein für Heimatpfle-
ge. Sie empfehlen, dieses neue Instrument zunächst als Pilotprojekt zu testen und 
nach einer gewissen Anwendungszeit zu evaluieren. Dadurch könnten die Fragen 
geklärt werden, wie aufwendig die Erstellung dieses neuen Instrumentes ist und 
wie die Maßnahmen finanziert und umgesetzt werden.

Sinnvoll sind unseres Erachtens die Einführung von Kontroll- und Stichprobensys-
temen, um sicherzustellen, dass der Erfolg durch diese Veränderungen und der 
Erfolg des Denkmalpflegewerkes erreicht werden. Geehrte Kolleginnen und Kol-
legen, das sind alles wichtige praxisorientierte Vorschläge, die wir unterstützen 
werden. Wir werden sehen, was die Beratungen in Bezug auf die Ergänzungen 
noch bringen.

Ein ganz zentrales Problem, welches dieser Gesetzentwurf überhaupt nicht an-
spricht, ist Folgendes: Viele Denkmäler sind akut einsturzgefährdet. Warum? – 
Weil die Eigentümer mit der Finanzierung des Denkmalschutzes schlicht überfor-
dert sind. Darüber verliert der Gesetzentwurf keine einzige Silbe. Wir brauchen 
hier mehr gezielte Förderprogramme, um die Eigentümer in die Lage zu versetzen, 
Finanzielles zu stemmen, um den Verlust von erhaltenswerten Denkmälern zu 
vermeiden.

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist um.

Katja Weitzel (SPD): Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Damit ist die Aussprache ist 
geschlossen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Wissenschaft 
und Kunst als federführendem Ausschuss zu überweisen. Erhebt sich dagegen 
Widerspruch? – Das sehe ich nicht. Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 f auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Bayerischen Bodenschutzgesetzes (Drs. 19/8101)
- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden miteinander verbunden. Die Gesamtredezeit 
der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Staatregierung erhält 14 Minuten Redezeit. 
Ich eröffne zugleich die Aussprache. Ich erteile Herrn Staatsminister Thorsten 
Glauber das Wort. Herr Staatsminister, bitte.

Staatsminister Thorsten Glauber (Umwelt und Verbraucherschutz): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, verehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr ver-
ehrte Gäste! Richten wir den Blick nach vorne, sprechen wir über eine gute Zukunft 
in unserem Land. Zu diesem guten Thema gehören der Schutz unserer Böden, 
der Schutz unserer Umwelt und damit der Schutz für kommende Generationen und 
eine Zukunftsaufgabe.

Viele von uns sind hier aus diesem Parlament im Kommunalen, im Gemeinderat, 
im Stadtrat gut verhaftet und wissen, Bodenschutz ist nach wie vor ein existentes 
Thema. Bei der Ausweisung eines neuen Bau- oder Gewerbegebiets stößt man 
plötzlich auf die Herausforderung einer eventuellen Altlast, die 30, 40 Jahre oder 
noch weiter in die Zeit zurückgeht, in der das Umweltministerium 1970 gegründet 
wurde. Der eine oder andere Erfahrene in diesem Raum kann sich noch erinnern, 
dass die eine oder andere Schubkarre durch den Ort gefahren wurde, und plötzlich 
ist auf der einen oder anderen Wiese oder in dem einen oder anderen Waldstück 
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etwas verschwunden. Dabei handelt es sich um Altlasten, die Gemeinden erben. 
Konkret können Kommunen auch eigene Hausmülldeponien betrieben haben, die 
gefüllt wurden, aber nicht den Standards entsprochen haben. Deshalb ist es für 
den Bodenschutz, für den Naturschutz, aber auch für den Wasserschutz wichtig, 
gemeinsam dieser Herausforderung zu begegnen. Die Kommunen machen das im 
Schulterschluss mit dem Freistaat Bayern.

Wir haben ein gutes Instrument, um die früheren sogenannten Hausmülldeponien 
zu sanieren. Dieses wird seit zwei Jahrzehnten angewendet, und es ist ein Erfolgs-
modell. Im Jahr 2006 wurde in enger Abstimmung mit den kommunalen Spitzen-
verwänden ein staatliches Sondervermögen geschaffen. Im Artikel 13a des Baye-
rischen Bodenschutzgesetzes ist dieses Sondervermögen verankert, und es wird 
seit dieser Zeit paritätisch kofinanziert. 50 % zahlt der Freistaat Bayern, 50 % zah-
len die Gemeinden in Bayern. Geschaffen wurde dieses Sondervermögen dafür, 
den Kommunen bei der Aufgabe zu helfen, ihnen unter die Arme zu greifen, alte 
Hausmülldeponien zu untersuchen und gegebenenfalls gemeinsam zu sanieren.

Die Lasten wollen wir nicht auf die Gemeinden und die Bürgerschaft übertragen, 
sondern das Problem partnerschaftlich lösen. Der Fonds wirkt, und die Bilanz 
stimmt. Seit 2006, also in fast 20 Jahren, konnten 690 Deponien gefördert werden. 
530 Maßnahmen sind bereits abgeschlossen, und rund 150 Projekte in Sanierung 
laufen derzeit in Bayern. Insgesamt wurden in diesen jetzt 19 und dann 20 Jahren 
63 Millionen Euro, liebe Kolleginnen und Kollegen, an Zuschüssen ausbezahlt. 
Damit steht fest, dass der Fonds wirkt, die Gemeinden darauf zugreifen und wir 
eine faire Lastenverteilung für die Kommunen und die Umwelt erreichen.

Wir müssen gemeinsam am Ball bleiben. Ohne eine Verlängerung dieser Regelung 
würde Stillstand drohen. Ich bin sehr dankbar, dass sich die Gemeinden und die 
kommunalen Spitzenverbände bereit erklärt haben, hierbei weiterhin mitzumachen. 
Ohne Verlängerung müssten viele laufende Prozesse abgebrochen werden. Auf 
der nächsten Etappe bis 2030 in der Verlängerung rechnen wir mit einem weiteren 
Mittelbedarf von rund 42 Millionen Euro, um die Gemeinden und Städte bei dieser 
Sanierung zu unterstützen. Bis 2021 wurde der Fonds mit jährlich 5 Millionen 
Euro partnerschaftlich von Kommune und Freistaat Bayern finanziert. Jetzt zahlen 
Kommune und Freistaat Bayern jeweils 1 Million Euro ein. Das wollen wir auch in 
Zukunft so beibehalten.

Die Mitverantwortung der Gemeinden ist dort zu erkennen, sehr verehrte Kollegin-
nen und Kollegen. Wir stehen hier fest an der Seite der Kommunen. Wir bitten 
um eine Verlängerung und Unterstützung für diese wichtige und zukunftsweisende 
Aufgabe. Organisatorisch ist es gut, dass es in Bayern eine Gesellschaft zur Alt-
lastensanierung in Bayern – GAB – gibt. Hätten wir diese nicht, hätten wir keine 
Sondermüllverbrennungsanlage, die der Freistaat Bayern über die GAB unterstützt 
und betreibt. Das ist ein wichtiges Standbein für die Wirtschaft. Ganz Süddeutsch-
land und viele Nachbarländer sind dort Kunden, weil wir diese wichtige Aufgabe 
übernehmen. Auch bei der sogenannten Altlastenbeseitigung ist die GAB ein sehr 
wichtiger Partner, um den Kommunen zur Seite zu stehen. Die Rückmeldung aus 
den Gemeinden ist nur positiv; denn nach der Altlastensanierung sind viele neue 
Projekte möglich.

Ich bitte Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns gemeinsam am Ball 
bleiben. Ich bitte Sie um Unterstützung für eine Verlängerung des Fonds und damit 
auch für eine vorbildliche Art und Weise, wie wir mit Gemeinden Verantwortung 
übernehmen. – Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit und noch einmal die Bitte 
um Unterstützung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)
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Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Nächster 
Redner ist Herr Kollege Gerd Mannes für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Gerd Mannes (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Damen und Herren! 
Die CSU hat in ihrer langen Regierungszeit sehr viele Probleme hinterlassen, und 
zu den unzähligen Altlasten gehört auch ein Müllproblem. – Daher ist es gut, Herr 
Glauber, dass wir heute über die Versäumnisse der Staatsregierung sprechen, die 
man Ihnen in Ihrer kurzen Amtszeit natürlich nicht anlasten kann. 6.000 gemeinde-
eigene Deponien mit teilweise ungeklärtem Inhalt sind nach den Zahlen, die wir 
haben, im Altlastenkataster erfasst. 800 davon haben die höchste Priorität A. Hier 
besteht – Sie haben es richtig ausgeführt – Handlungsbedarf. Viele müssen wohl 
aufwendig untersucht und, falls notwendig, saniert werden.

Herr Glauber, Ihr Umweltministerium schätzt laut den Zahlen, die wir haben, dass 
allein die Sicherung der Deponien noch die kommenden dreißig Jahre dauern wird. 
So ist offensichtlich die Schätzung. Das ist ein sehr langer Zeitraum. Auch gibt 
es Unsicherheiten über die notwendigen Sanierungsmaßnahmen, weil man nicht 
genau weiß, was sich darin befindet. Dennoch – das wurde absolut richtig ausge-
führt – muss die Finanzierung dieser Projekte sichergestellt werden. Darin sind wir 
uns alle einig. Die Hälfte der anfallenden Kosten zahlt der Freistaat, die Hälfte die 
Kommune. Die Kommunen sind knapp bei Kasse. Grund dafür sind die falschen 
Regierungsbeschlüsse in der Vergangenheit. Deswegen stehen viele Gemeinden 
und Städte schlecht da. Bürgergeld, Migration und Klimaschutzvorschriften überfor-
dern unsere Städte und Gemeinden. Da wir gerade über Müll sprechen: Auch die 
Ausweitung der CO2-Bepreisung auf Müllverbrennung ist in diesem Zusammen-
hang schädlich. Die Entsorgung wird dadurch unnötig verteuert.

Ihr vorliegender Gesetzentwurf sieht vor, die Laufzeiten für den Unterstützungs-
fonds um weitere fünf Jahre zu verlängern. Die Zuschussbedingungen – Sie haben 
es ausgeführt – bleiben soweit unverändert. Es wird sich zeigen, ob die verfügba-
ren Mittel die realen Kosten entsprechend decken können. Das wissen wir heute 
noch nicht, aber uns allen ist klar, dass dies "ein Fass ohne Boden" ist. Eine fach-
gerechte Entsorgung ist technisch aufwendig und sehr kostenintensiv. Ich möchte 
noch ergänzen: Die Fehler bei den früheren Altdeponien kann man heute entweder 
nicht mehr korrigieren, oder wir sind dabei, dies sehr kostenaufwendig zu tun. Das 
sollte uns eine Lehre sein, um die Müllproblematik von heute besser anzugehen; 
denn wer es ernst mit dem Umweltschutz meint, muss auch eine ehrliche Bilanz 
ziehen. Dazu gehören auch Windkraft- und Photovoltaikanlagen. Diese werden 
heute massenhaft gebaut. Deren Entsorgung ist problematisch. Windkraftanlagen 
haben Bauteile wie Verbundstoffe und enthalten teilweise auch Chemikalien, die 
schwierig zu entsorgen sind. Mit der Energiewende haben wir im Grunde genom-
men schon das nächste Müllproblem geschaffen. Darüber sollten wir alle einmal 
nachdenken. Laut Interpol werden mit illegaler Abfallentsorgung jährlich 35 Milliar-
den Euro umgesetzt. Auch das ist eine Schattenseite der als sauber propagierten 
Klimapolitik.

Um es kurz zu machen: Die AfD-Fraktion bekennt sich zur Sanierung der baye-
rischen Deponien. Wir unterstützen diese, fordern aber auch mehr Ehrlichkeit bei 
den neuen Quellen für Problemmüll, insbesondere bei – ich habe es schon gesagt 
–Windkraft und Photovoltaik. Wir brauchen in Bayern auch eine funktionierende 
Kreislaufwirtschaft. Das beginnt bei der Verwendung der richtigen Ausgangsmate-
rialien, die wir in die Prozesse einführen. Der Produktionszyklus muss in Zukunft 
mehr vom Ende her gedacht werden. Dann werden wir künftig kein Müllproblem 
haben.
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(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist Frau 
Kollegin Dr. Andrea Behr für die CSU-Fraktion.

Dr. Andrea Behr (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen und 
Kollegen! Wenn wir in Bayern über Bodenschutz reden, dann reden wir nicht über 
dreckige Erde, sondern über das, was uns trägt, über den Boden, auf dem unsere 
Kinder spielen und unser Wein angebaut wird, und über das Fundament unserer 
Landwirtschaft. Boden ist unsere Lebens- und Wirtschaftsgrundlage und unsere 
Heimat. Manchmal, liebe Kolleginnen und Kollegen, reden wir dabei auch über 
das, was unter dem Boden liegt, und das ist nicht immer schön; denn aus der Zeit, 
als der Abfall noch hinter dem Dorf auf den Schuttabladeplatz geleert und danach 
zugeschüttet wurde, stammen in Bayern noch heute rund 6.000 solcher Hausmüll-
deponien. 800 mit der höchsten Priorität A sind im Altlastenkataster erfasst.

Herr Mannes, das ist kein Versäumnis der Staatsregierung, sondern der Zeit ge-
schuldet. Das war in Bayern, Deutschland, Europa und weltweit so. Sehe ich mich 
in meinem Stimmkreis in Würzburg um, stelle ich fest, dass es immer wieder 
sanierungsbedürftige Flächen gibt: alte Industrieflächen, ehemalige Deponien, Ka-
sernen oder belastete Grünflächen. Die Verantwortung ist klar, aber die Kosten 
kann keine Kommune allein stemmen. Genau hier springt der Unterstützungsfonds 
nach Artikel 13a des Bayerischen Bodenschutzgesetzes ein, den wir heute per Ge-
setzentwurf um weitere fünf Jahre verlängern möchten. Damit helfen wir unseren 
Städten, Märkten und Gemeinden, diese Altlasten zu erkunden und, wo nötig, zu 
sanieren. Der Unterstützungsfonds ist ein Beitrag zum politischen Ziel der Staats-
regierung, die Kommunen bei ihren Aufgaben zu unterstützen. Erstmals wurde der 
Unterstützungsfonds per Gesetz vom 5. April 2006 als staatliches Sondervermö-
gen in das Bayerische Bodenschutzgesetz aufgenommen. Bereits damals gab es 
Forderungen von Städtetag und Gemeindetag nach einer Verlängerung über die 
fünfjährige Laufzeit hinaus sowie Äußerungen des damaligen Ministerpräsidenten 
Dr. Edmund Stoiber, wonach der Fonds nach Ablauf der Befristung mit Sicherheit 
weitergeführt werde. Auch der damalige Umweltminister versicherte, dass der Frei-
staat die Kommunen bei der Erkundung und Sanierung ihrer Hausmülldeponien 
nicht alleinlasse.

An der fachlichen Notwendigkeit und dem politischen Willen zur Fortführung des 
Unterstützungsfonds hat sich seither nichts geändert. Wir lassen unsere Kommu-
nen mit dieser Aufgabe nicht allein. Wir unterstützen, wir übernehmen Verantwor-
tung, und wir tun das seit fast 20 Jahren verlässlich und planbar.

Seit Inkrafttreten der Unterstützungsfondsverordnung im Jahr 2006 wurden bei 
der Gesellschaft zur Altlastensanierung in Bayern bis einschließlich 31.03.2025 
Anträge für 1.249 Maßnahmen bei 818 gemeindeeigenen Hausmülldeponien auf 
Gewährung eines Zuschusses gestellt. Die Gesellschaft zur Altlastensanierung in 
Bayern hat die Untersuchung und Sanierung von 685 gemeindeeigenen Hausmüll-
deponien gefördert, wobei die Bearbeitung bei 536 der Hausmülldeponien abge-
schlossen werden konnte. Bei 149 Deponien laufen die Maßnahmen noch.

Wegen der Vielzahl an Verdachtsflächen und des hohen Mittelbedarfs der Kommu-
nen ist ein schrittweises und an Prioritäten orientiertes Vorgehen erforderlich. Die 
im Altlastenkataster erfassten Flächen werden in die Bearbeitungsprioritäten A, B 
und C eingestuft. Diese Einstufung in Prioritäten bedeutet eine fachlich begründete 
zeitliche Reihung der Bearbeitung.

Mit dem Unterstützungsfonds schaffen wir, was Bayern auszeichnet: Verantwor-
tung mit Vernunft. Wir sanieren nicht blind drauf los, sondern nach Priorität, Schritt 
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für Schritt. Der Unterstützungsfonds wird daher auch noch nach 2030 benötigt 
werden.

Für die gemeindeeigenen Hausmülldeponien in der Priorität A wird bei durch-
schnittlichen Sanierungskosten von 775.000 Euro pro zu sanierender Hausmüllde-
ponie und den Kosten für die Erkundungen nach grober Schätzung noch ein künfti-
ger Mittelbedarf von rund 95 Millionen Euro anfallen. Dieser dürfte sich aufgrund 
der aktuellen Bearbeitungs- und Laufzeiten der Maßnahmen noch über einen er-
heblichen Zeitraum, das heißt mehrere Förderperioden, hinziehen. Das können 
unsere Kommunen alleine nicht schaffen.

Für die nächste Laufzeitperiode des Unterstützungsfonds von 2026 bis 2030 wird 
mit einem Mittelbedarf in Höhe von insgesamt 42 Millionen Euro gerechnet. Das 
Vermögen des Unterstützungsfonds würde bei unveränderter Beitragshöhe von 
einer Million Euro auf dann rund 50 Millionen Euro im Jahr 2030 reduziert werden. 
Daher ist eine fortlaufende kontinuierliche Beitragszahlung geboten.

Bisher wurden aus dem Unterstützungsfonds rund 58 Millionen Euro an Zuschüs-
sen an die Gemeinden ausbezahlt. Der gesamte Mittelabfluss liegt bei rund 72 Mil-
lionen Euro. Der Vollzug des Gesetzes erfolgt im Rahmen der bestehenden Stellen 
und Mittel bzw. bleibt künftigen Haushaltsaufstellungen vorbehalten.

Das Gesetz belastet die Wirtschaft und die Bürger nicht mit Kosten. Wir in Bayern 
wissen, was Boden für unsere Landwirte, Winzer, Familien und Gemeinden bedeu-
tet. Boden ist nicht austauschbar.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns gemeinsam zeigen, dass Bayern 
handelt, schützt und unterstützt. Bitte stimmen Sie diesem Gesetzentwurf mit uns 
zu, um einen reibungslosen Weiterlauf des Unterstützungsfonds bis Dezember 
2030 zu gewährleisten.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächster Redner 
ist Kollege Christian Hierneis für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Christian Hierneis (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, werte Kolleginnen 
und Kollege! Der Gesetzentwurf insgesamt lautet: "Art. 13a tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2030 außer Kraft." – Nur falls Sie sich denken, das wäre jetzt hier 
ein Riesenentwurf, weil so viel darüber geredet wird.

Der Gesetzentwurf ist natürlich richtig. Wir müssen die Laufzeit des Unterstüt-
zungsfonds für die Erkundung und Sanierung stillgelegter gemeindeeigener Haus-
mülldeponien zur Unterstützung der Kommunen um weitere fünf Jahre bis zum 
31.12.2030 verlängern, um die betroffenen Gemeinden auch weiterhin vor einer 
Überforderung ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit aufgrund möglicher hoher Kos-
ten einer Altlastensanierung zu schützen.

Uns wäre es allerdings lieber gewesen, wenn der Freistaat Mittel und Wege gefun-
den hätte – oder vielleicht auch noch findet –, die Einzahlung in den Fonds, den 
Eigenanteil der Gemeinden sowie die von den Gemeinden zu tragenden Kosten für 
die Erkundung und die Sanierung gemeindeeigener Hausmülldeponien zu einem 
großen oder größeren Teil oder vollständig zu übernehmen. Wir wissen ja alle, in 
welchen finanziellen Situationen sich unsere Kommunen befinden.

Letztendlich müssen die betroffenen Gemeinden ja für etwas zahlen, was entweder 
nach damals geltendem Recht in Ordnung war oder wofür die jetzt Handelnden 
definitiv nichts mehr können.
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Im Bundes-Bodenschutzgesetz, das die Grundlage stellt, steht nur drin, wer zu-
ständig ist. Das sind in der Regel die Kommunen. Es steht aber nicht drin, wer es 
bezahlen muss.

Da wir vermutlich auch 2030 noch nicht mit der Altlastensanierung fertig sein 
werden und Artikel 13a und der Unterstützungsfonds dann noch einmal um fünf 
weitere Jahre verlängert werden müssen, unser Appell an die Staatsregierung: 
Suchen Sie bis dahin – wenn es geht, auch jetzt schon – nach Mitteln und Wegen, 
die Gemeinden von den Kosten so weit wie möglich freizustellen. Für den Freistaat 
sind fünf Millionen in fünf Jahren nicht viel, für die Kommunen schon.

Wir stimmen dem Gesetzentwurf natürlich zu, weil es sonst gar keinen Fonds mehr 
geben würde.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Für die Fraktion der FREI-
EN WÄHLER spricht die Frau Kollegin Marina Jakob.

Marina Jakob (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Jeder kennt das: Daheim im Ort ist irgend so ein Eck, wo man weiß, 
dass da früher irgendwas verbuddelt worden ist und da noch irgendwelche Autos 
oder Metalle liegen.

Als Kind haben mein Cousin und ich da was entdeckt und haben daran gebuddelt, 
bis wir von unseren Eltern natürlich verscheucht worden sind. Ich habe nicht ge-
dacht, dass ich 30 Jahre später zu dem Thema hier im Landtag sprechen darf.

(Heiterkeit bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Wir verlängern das Bayerische Bodenschutzgesetz um weitere fünf Jahre. Wir 
wollen die Kommunen weiterhin unterstützen, ihre Altlasten bei ihren Deponien vor 
Ort zu entsorgen, die richtigen Gutachten zu machen und herauszufinden, was 
dort vor Ort die richtigen Maßnahmen sind.

Ich glaube, wir sind mit einem Anteil von 50 % – 50 % tragen die Kommunen – auf 
einem guten Weg und zeigen damit, dass uns der Umweltschutz und der Boden in 
Bayern wichtig sind und wir die Kommunen dort nicht alleinlassen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Wir gehen den bereits seit Januar 2006 erfolgreichen Weg weitere fünf Jahre 
weiter; denn wir sind, wie wir bereits gehört haben, noch lange nicht am Ende. Es 
wird noch unzählige Jahre dauern, bis wir alle Hausmülldeponien so weit saniert 
oder sicher gemacht haben, dass das in der Zukunft kein Problem mehr sein wird.

Es ist definitiv kein Nice-to-have, sondern es ist eine Pflicht unserer Staatsregie-
rung, die Kommunen hier zu unterstützen. Das zeigt sich auch daran, dass der 
Bayerische Städtetag und der Bayerische Gemeindetag dieses Gesetz unterstüt-
zen und uns dafür danken, dass wir es auch in Zeiten, in denen die Haushaltslage 
gerade nicht rosig ist, weiterlaufen lassen.

Unser Boden und unser Wasser sind das, wovon wir leben, das, wovon wir uns 
ernähren. Deswegen steht es außer Frage, dass wir die Kommunen hier weiter 
unterstützen.

Ich möchte deswegen dem Umweltminister Thorsten Glauber für sein Engagement 
dafür danken, dass wir das weiterführen und das zur großen Priorität machen. 
Abschließend gilt mein Dank auch der Gesellschaft zur Altlastensanierung in Bay-
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ern. Wir hatten da vor Kurzem einen Vortrag im Umweltausschuss, der ganz klar 
gezeigt hat, wie Sie die Kommunen unterstützen, wie Sie mit Ihrem Fachwissen 
dort vor Ort bereitstehen, um den Kommunen in diesen wirklich auch rechtlich 
schwierigen Situationen die Hand zu reichen. Herzlichen Dank dafür.

Wir bitten um Zustimmung zum Gesetzentwurf.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Für die SPD-Fraktion spricht 
die Kollegin Anna Rasehorn.

Anna Rasehorn (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen der demokrati-
schen Fraktionen! Auch ein "Willkommen zurück" aus der Sommerpause.

Liebe Frau Jakob, man kann es so machen, dass man da buddelt, oder man macht 
es so schlau wie Augsburg und jagt einfach die Touris den Müllberg oder den 
Rosenauberg hoch.

Worum geht es hier? – Es geht tatsächlich um den kleinen Absatz, dass wir den 
Unterstützungsfonds – wir haben es heute schon gehört – für die Kommunen 
verlängern wollen. Eine herausragende Sache.

Es geht um die Verantwortung für Altlasten; auch das haben wir gehört. Die Gene-
rationen vor uns haben einfach alles verbuddelt. Es geht darum, dass wir, zumal 
wir bei dem Thema auch viele Herausforderungen haben, einfach auf unseren 
Boden achten.

Ich möchte auch das Thema PFAS ansprechen, das gerade bei uns in Schwaben 
ein großes, massives Problem ist; dort ist es eben schon aus den Mülldeponien 
oder den Militärflughäfen ins Grundwasser gegangen. Die Kommunen stehen jetzt 
vor Riesenherausforderungen, für die wir leider noch keine Lösung haben.

Frau Jakob hat es gerade schon berichtet. Wir hören im Ausschuss regelmäßig, 
wie intensiv – und vor allem wie zeitintensiv – diese Beratungen und die Erkundun-
gen von diesen Mülldeponien dazu sind, wie groß die Schäden überhaupt sind und 
was wir da machen müssen. Es ist eine gute Sache der Staatsregierung, hier zu 
sagen: Zwar sind es gemeindeeigene Mülldeponien, und, ehrlich gesagt, wurde 
der Müll auch Jahrzehnte von den Kommunen dort geduldet; man hat einfach die 
Augen verschlossen, obwohl man genau wusste – wie Frau Jakob schon gesagt 
hat –, dass da etwas verbuddelt worden ist; aber wir wollen paritätisch die Hand 
reichen, und wir wollen unsere Kommunen hier nicht im Regen stehen lassen.

Im Ausschuss haben wir aber auch gelernt, dass wir mit diesen 5 Millionen Euro 
nicht wirklich weiterkommen. Wir wissen, dass wir jetzt noch 6.000 gemeindeei-
gene Mülldeponien haben, von denen wir noch gar nicht wissen, wie hoch die 
Kosten sind und wie viele dabei herauskommen. Aber wir wissen, dass es schon 
800 Deponien mit Priorität eins gibt. Das sind also große Herausforderungen. 
Deswegen stimmen wir den GRÜNEN voll und ganz zu, dass das Geld eigentlich 
erhöht werden müsste, damit wir die Kommunen, gerade die kleinen Kommunen, 
die schon mit geringen Beiträgen total überlastet sind, unterstützen.

Eine Anmerkung sei hier erlaubt: Wir wollen Bürokratie abbauen. Wir wissen, 
dass wir 2030 wieder in die Verhandlungen gehen müssen und wahrscheinlich 
wieder mehr als fünf Jahre brauchen werden, um diesen Unterstützungsfonds 
voranzubringen. Hier wäre anzuregen, dass man vielleicht schon für die nächsten 
zehn Jahre verhandelt, um den Kommunen Sicherheit zu geben. Manche Kommu-
nen brauchen vielleicht länger. Sie haben sich vielleicht gerade in den letzten ein, 
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zwei Jahren überlegt, ob sie überhaupt Zeit investieren möchten, weil sie gar nicht 
wissen, ob der Fonds über 2030 hinaus noch existiert. Ich glaube, das wäre ein 
guter Beitrag zum Bürokratieabbau. Wir werden den Gesetzentwurf auf jeden Fall 
positiv begleiten.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich 
schlage vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Umwelt und Verbraucher-
schutz als federführendem Ausschuss zu überweisen. Erhebt sich Widerspruch? 
– Das ist nicht der Fall. Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 g auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Bayerischen Landespflegegeldgesetzes 
(Drs. 19/8147)
- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden nicht miteinander verbunden. Zur Begrün-
dung erteile ich Frau Staatsministerin Judith Gerlach das Wort. – Frau Staatsminis-
terin, bitte schön.

Staatsministerin Judith Gerlach (Gesundheit, Pflege und Prävention): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir beraten heute 
über die Änderung des Landespflegegeldgesetzes, mit der wir die Pflege in Bayern 
stärken und Verbesserungen bei der Antragstellung und beim Bezug von Landes-
pflegegeld herbeiführen wollen. Am 9. April hat der Bayerische Landtag bereits 
zwei Dinge beschlossen: das Pflegegeldjahr an das Kalenderjahr anzupassen und 
die Auszahlung auf den Anfang des Folgejahres zu verschieben.

Worum geht es also heute? – Das vorliegende Gesetz enthält drei zentrale Punkte: 
Erstens die Kürzung des Landespflegegeldes auf 500 Euro für das Landespflege-
geldjahr 2026 und dessen Auszahlung Anfang des Jahres 2027; wir setzen damit 
den Ministerratsbeschluss vom 11.11.2024 um. Zweitens machen wir den Weg 
für das digitale Antrags- und Entscheidungsverfahren beim Landespflegegeld frei, 
indem im Gesetz künftig auf das Schriftformerfordernis verzichtet wird. Drittens 
wird das LfP künftig auf Rückforderungen verzichten, wenn der Leistungsempfän-
ger nach dem Ende des Pflegegeldjahres verstorben ist, das Landespflegegeld 
aber nicht vor seinem Tod auf seinem Konto eingegangen ist. Wir beseitigen damit 
eine Regelung, die von vielen Menschen als wirklich ungerecht empfunden wurde.

Warum sind diese Änderungen überhaupt notwendig? – Aufgrund des demografi-
schen Wandels wird es immer mehr pflegebedürftige Menschen hier bei uns in 
Bayern geben. Gleichzeitig wird das, was wir informell Pflege durch "Pflegende" 
nennen, also die Pflege durch Angehörige zu Hause, sukzessive stetig zurückge-
hen, und das, obwohl wir eigentlich viel mehr Angehörige bräuchten, die diese 
verantwortungsvolle Aufgabe übernehmen. Um sicherzustellen, dass Pflegebedürf-
tige trotzdem möglichst selbstbestimmt im gewohnten Umfeld weiterleben können, 
wenn sie das wollen, müssen wir Alternativen schaffen. Das tun wir bereits mit dem 
Ausbau alternativer Wohnformen, mit den Quartierskonzepten und mit familienent-
lastenden Diensten.

Durch die Absenkung des Landespflegegeldes auf 500 Euro reagieren wir zum 
einen auf die anstehenden haushalterischen Herausforderungen, die wir auch hier 
in Bayern haben. Zum anderen prüfen wir, inwieweit die dadurch frei werdenden 
Mittel für die genannten Bereiche in der Pflege verwendet werden können. Auch 
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das digitale Antragsverfahren wird Kosten einsparen, weil weniger Bürokratie nötig 
sein wird und Verwaltungsprozesse effizienter gestaltet werden können.

Unser Ziel ist grundsätzlich, die häusliche Pflege zu stärken. Da passt es nur 
zu gut, dass wir im gleichen Zug die Unvererblichkeit des Landespflegegeldes 
anpacken. Sie hat zu sehr vielen Eingaben geführt, bei mir im Ministerium, aber 
auch zu Petitionen hier im Bayerischen Landtag, mit denen auch Sie alle sich 
schon beschäftigt haben. Ich verstehe es deswegen wirklich auch als Zeichen der 
Wertschätzung, wenn künftig Auszahlungen, die innerhalb von drei Monaten nach 
Ende des jeweiligen Landespflegegeldjahres, das der Leistungsempfänger noch 
vollständig erlebt hat, erfolgen, nicht mehr von potenziellen Erben zurückgefordert 
werden können, zumal wir bedenken müssen, dass es oft die Erben sind, die sich 
in der letzten Lebensphase um den Landespflegegeldempfänger bzw. die -empfän-
gerin aufopferungsvoll gekümmert haben.

Bayern ist das einzige Bundesland, das ein Landespflegegeld gewährt. Das ist und 
bleibt eine wichtige Leistung. Aber es ist auch an der Zeit, auf die veränderten 
Gegebenheiten zu reagieren und die Leistung anzupassen. Ich bitte Sie deshalb 
um Zustimmung zu dem Gesetzentwurf.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Vielen Dank. – Ich eröffne nun die Ausspra-
che. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der 
Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich 
erteile Herrn Kollegen Roland Magerl, AfD-Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Roland Magerl (AfD): Herr Vizepräsident, Kolleginnen und Kollegen! Es ist schon 
angesprochen worden, dass die haushalterischen Probleme auch in Bayern nicht 
außen vor bleiben. Somit haben wir das Thema auch beim Landespflegegeld. 
Mit dem Gesetzentwurf wird eine Kürzung auf 500 Euro angestrebt. Gerne sehen 
wir das natürlich nicht. Man muss es so sagen, wie es ist. Zurückgehend ins 
Jahr 2018, war die Einführung des Landespflegegeldes ein Wahlkampfgeschenk; 
man kann es so nennen. Darüber kann man nicht anders sprechen. Nichtsdesto-
weniger war und ist es für sämtliche Menschen, die darauf angewiesen waren und 
sind, eine nicht unerhebliche Leistung des Freistaats, die so auch weiter beibehal-
ten werden sollte.

Gerade die Pflege wird immer teurer. Die Pflegeplätze werden teurer. Die Aufwän-
de zu Hause, vor allem im familiären Bereich, werden immer größer, um die Pflege 
sicherzustellen. Die 1.000 Euro waren für die, denen sie zustanden, schon ein 
nicht unerhebliches Werkzeug.

Nun soll das Landespflegegeld um 50 % auf 500 Euro gekürzt werden. Das ist uns 
von der AfD-Fraktion ein bisschen zu wenig, um es pauschal zu nehmen. Wieso 
gehen wir nicht hin und staffeln das Ganze? – Wir reden von einem Anspruch ab 
dem Pflegegrad 2. Bis jetzt waren es 1.000 Euro; der Betrag soll auf 500 Euro 
heruntergehen. Unser Vorschlag an dieser Stelle: Je höher der Pflegegrad, umso 
höher auch der Betrag; denn der finanzielle Aufwand ist dementsprechend höher.

Wir haben sehr viele Menschen mit einem Pflegegrad 2, die anspruchsberechtigt 
sind. Bei ihnen würden wir bei den 500 Euro mitgehen. Aber bei Pflegegrad 3 
würden wir dann auf 1.000 Euro, bei Pflegegrad 4 und 5 auf 1.500 Euro erhöhen. 
Das ist mehr als nötig für alle, die sich um Angehörige kümmern und die die Pflege 
bewerkstelligen müssen.
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Im Gesetzentwurf sind gute Sachen enthalten, so die Regelung nach dem Ableben 
der Empfangsberechtigten. Wir haben im Gesundheitsausschuss sehr, sehr viele 
Petitionen gehabt, immer mit dem gleichen Thema, dass, wenn der Empfangsbe-
rechtigte verstorben ist, das Geld zurückgefordert worden oder nicht ausbezahlt 
worden ist. Teilweise war es direkt eine Schwemme. Es ist eine sehr gute Rege-
lung, dass das aufgenommen worden ist. Genauso ist die Digitalisierung im heuti-
gen Zeitalter überfällig. Sie ist vor allem, wenn das Ganze unkompliziert abläuft, 
sehr zu befürworten.

Nichtsdestoweniger würde man das Ganze im Arbeitsrecht als betriebliche Übung 
bezeichnen. Wir hatten das Ganze sieben Jahre mit 1.000 Euro zur Auszahlung. 
Nun soll der Rotstift angesetzt werden, gerade bei den Schwächsten. Die Alten, 
die es verdient haben, die sich um dieses Land verdient gemacht haben, werden 
jetzt zur Kasse gebeten. Ich denke, es gibt genügend andere Stellen, an denen 
man den Rotstift ansetzen kann, statt bei den Bürgerinnen und Bürgern, die sich 
um dieses Land verdient gemacht haben.

Nichtsdestoweniger freue ich mich auf die Diskussion im Ausschuss. – Vielen Dank 
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Nächster Redner ist der Kollege Bernhard 
Seidenath für die CSU-Fraktion. – Herr Kollege, bitte schön.

Bernhard Seidenath (CSU): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! In Erster Lesung befassen 
wir uns heute mit einem Gesetz zur Änderung des Bayerischen Landespflegegeld-
gesetzes. Frau Staatsministerin hat die geplanten Änderungen bereits dargestellt.

Lassen Sie mich zunächst einmal grundsätzlich feststellen: Pflege betrifft immer 
mehr Menschen in unserem Land. Die Zahl der Pflegebedürftigen wird in den 
nächsten Jahren weiter steigen. Pflege ist deshalb ein Megathema, das die Men-
schen bewegt wie kaum ein anderes, und es geht weiterhin um nicht mehr und 
nicht weniger als darum, eine humanitäre Katastrophe zu verhindern. Wir wollen 
– ja, wir müssen – eine menschenwürdige Pflege sicherstellen. Daran, wie wir 
mit den vulnerabelsten der Pflegebedürftigen unserer Gesellschaft umgehen, zeigt 
sich die Humanität unserer Gesellschaft.

Deshalb – und das habe ich im Hohen Haus schon mehrfach erläutert, etwa in den 
Debatten vom 26. September letzten Jahres und vom 22. Januar dieses Jahres 
– müssen wir Pflege neu, anders und groß denken, um die vielen Baustellen 
anzugehen. Pflege darf kein Armutsrisiko sein. Wir brauchen eine auskömmliche 
Finanzierung. Wir müssen pflegende Angehörige wirksam entlasten und deutlich 
stärker unterstützen als bisher. Wir müssen Bürokratie abbauen. Wir brauchen 
wirksame Maßnahmen gegen den Fachkräftemangel in der Pflege. Wir brauchen 
eine Vereinfachung und eine Regionalisierung von Strukturen. Wir brauchen Ent-
bürokratisierung und mehr Digitalisierung. Wir brauchen mutige Schritte.

All das wird aktuell in der Reformarbeitsgruppe aus Bund und Ländern beraten. 
Für sie ist gerade etwa Halbzeit. Die Vorschläge sollen bis zum Jahresende vorge-
legt werden. Als Arbeitskreis Gesundheit, Pflege und Prävention der Landtagsfrak-
tion sind wir da nicht eingebunden; aber ich habe nichts dagegen, wenn vieles, 
ja alles einmal auf den Prüfstand kommt, wenn Ideen entwickelt und Vorschläge 
gemacht werden. Alles sollte genau beleuchtet werden, und da ist es erst einmal 
kontraproduktiv, wenn Schnipsel aus solchen Gesprächen zur Grundlage empörter 
Kommentare gemacht werden. Es ist doch gut zu beleuchten, ob die Pflegegrad-
einteilung noch passt. Die Vor- und Nachteile für Betroffene müssen abgewogen 
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werden, und dann muss ein Reformvorschlag unterbreitet werden. Der Arbeitskreis 
der CSU-Fraktion meint nicht, dass es sinnvoll sein wird, den Pflegegrad 1 abzu-
schaffen; aber über eine Reform wird man nachdenken dürfen, und das gehört 
einfach dazu, wenn man alles auf den Prüfstand stellt. Eine Abschaffung wird nicht 
die Lösung sein, eine Reform realistischerweise aber schon.

Ich kann nur sagen: Lasst doch die Arbeitsgruppe erst einmal arbeiten und sauber 
nachdenken, alles ohne Denkverbote. Wenn das nicht mehr möglich ist, kann 
es in unserem Land keinerlei Veränderung mehr geben. Wir wissen: Das einzig 
Beständige ist der Wandel. Also gehen wir bitte herunter vom Gas. Es ist gerade 
erst Halbzeit für die Bund-Länder-Kommission.

(Beifall bei der CSU)

In diesem Wunsch nach möglichst passgenauen und modernen Lösungen fügt sich 
auch der Gesetzentwurf zur Änderung des Bayerischen Landespflegegeldgesetzes 
ein. Wir brauchen möglichst passgenaue Lösungen für die Pflegebedürftigen und 
ihre Angehörigen. Deshalb gibt es das Landespflegegeld seit 2018, und deshalb 
reformieren wir es jetzt auch.

Der Hintergrund ist – Sie haben es gerade gehört –: Das Bayerische Landespfle-
gegeldgesetz gewährt jedem Pflegebedürftigen mit mindestens dem Pflegegrad 2 
mit Hauptwohnsitz in Bayern bisher einen Geldbetrag in Höhe von 1.000 Euro 
jährlich, der auf keine staatliche Leistung anzurechnen ist. Ziel ist die Stärkung der 
Selbstbestimmung der Pflegebedürftigen. Es geht darum, die Würde der Pflegebe-
dürftigen zu stärken. Es geht um Würde.

Diese Direktzahlungen werden nun von 1.000 auf 500 Euro halbiert; gleichzeitig 
aber wird das frei werdende Geld in die Strukturen der Pflege investiert. Ich nenne 
nur ein Beispiel, weil die Verwendung des Geldes noch nicht in Stein gemeißelt 
ist: Wenn die Investitionskosten übernommen werden – sei es in der ambulanten 
oder auch in der stationären Pflege –, dann hilft das den Betroffenen, den Pfle-
gebedürftigen und ihren Angehörigen. Es kommt ihnen zugute und es stärkt die 
Pflege insgesamt. Alles folgt der Frage: Wie können wir bei diesem Megathema 
Pflege in Zukunft gute Lösungen finden? Wie können wir die Pflege und ihre 
Strukturen stärken? Wie können wir Schwachstellen abstellen? – Denn die Zahl 
der pflegebedürftigen Menschen in Bayern wird auch in den nächsten Jahren spür-
bar ansteigen. Das sogenannte informelle Pflegepotenzial geht dagegen immer 
mehr zurück. Familienentlastende Dienste wie Tages- und Nachtpflegeeinrichtun-
gen, Helferkreise, Betreuungsgruppen und die Pflegebedürftigen unterstützende 
Konzepte des sozialen Nahraums müssen erheblich ausgebaut werden. Gleiches 
gilt für alternative Wohnformen wie zum Beispiel Pflegewohnungen oder ambulant 
betreute Wohngemeinschaften, vor allem solche, die sich in der Nähe des bishe-
rigen häuslichen Umfelds der pflegebedürftigen Bewohner befinden, damit diese 
nach wie vor durch ihre Verwandten, Freunde und Nachbarn unterstützt werden 
können.

Es ist also gut, wenn in diese Strukturen stärker investiert wird. Dies wird durch 
die im Gesetzentwurf vorgesehene Umstrukturierung der finanziellen Ressourcen, 
durch eine Halbierung der Direktzahlungen und Investition der anderen Hälfte der 
rund 230 Millionen Euro pro Jahr möglich. Das ist so viel Geld. Das Bayerische 
Landespflegegeld hat durch die Umstrukturierung in die Pflegestruktur bisher 
460 Millionen Euro pro Jahr gekostet. Das hat die Staatsregierung zugesagt, und 
das ist uns auch wichtig.

Hier kann ich aus dem Bericht aus der Kabinettssitzung vom 12. November 2024 
zitieren. Dort heißt es:
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"– Das Bayerische Landespflegegeld, […] [wird] neu ausgerichtet und an die 
finanz- und gesellschaftspolitischen Herausforderungen angepasst. Ziel ist 
dabei, unter Fortentwicklung der bisherigen Mittelverwendung zukünftig 50 % 
für direkte Leistungen und 50 % zur Stärkung der Strukturen einzusetzen. So 
kann das Angebot an Familien- und Kinderleistungen weiter bedarfsgerecht 
ausgebaut werden.

[…]

Das Staatsministerium für Gesundheit, Pflege und Prävention wird prüfen, 
wie die für das Landespflegegeld vorgesehenen Mittel zukünftig zur Hälfte 
zur Stärkung der Pflegestrukturen, insbesondere auch der ambulanten Pflege, 
eingesetzt werden können."

Das ist eine gute Grundlage für moderne und passgenaue Pflegestrukturen, von 
denen dann letztlich alle profitieren.

In diesem Zusammenhang ist es auch notwendig, eine Rechtsgrundlage zur An-
tragsbearbeitung durch eine automatische Einrichtung zu schaffen. Auch muss 
eine neue Datenschutz-Folgenabschätzung durchgeführt werden. Auch dies sieht 
der vorgelegte neue Gesetzentwurf vor.

In ihm regeln wir zudem, was uns im Ausschuss immer und immer wieder in Pe-
titionen beschäftigt hat, nämlich die Konstellation, dass anspruchsberechtigte Per-
sonen nach dem für die Auszahlung maßgeblichen Stichtag versterben, ohne dass 
bis dahin die Auszahlung erfolgt wäre, oder – noch härter und gefühlt ungerechter 
–, dass die Auszahlung erfolgt ist, nachdem der Anspruchsberechtigte verstorben 
war und das Bayerische Landespflegegeld dann zurückgefordert werden musste.

Hintergrund ist: Das Bayerische Landespflegegeld ist nicht vererblich. Deshalb 
haben die Erben auch keinen Anspruch darauf, das zurückzufordern und einzube-
halten. Das soll auch so bleiben. Es soll aber für solche Konstellationen auf eine 
Rückforderung verzichtet werden, bei denen die Pflegebedürftigen die Anspruchs-
voraussetzungen erfüllt haben, aber vor dem faktischen Zahlungseingang verstor-
ben sind. Auch das ist eine gute Regelung. Das stelle ich hier ausdrücklich fest. 
Der Gesetzentwurf der Staatsregierung ist also ein guter. Wir werden ihm zustim-
men. Das kann ich hier jetzt schon ankündigen.

Ich möchte aber zum Schluss gerne darauf hinweisen, dass wir einen Änderungs-
antrag zum Gesetzentwurf stellen werden. Dieser Änderungsantrag betrifft § 1 
Nummer 4 und folglich die Neufassung des Artikels 6 Absatz 1 des Bayerischen 
Landespflegegeldgesetzes. Dort muss nämlich der Buchstabe a gestrichen wer-
den; denn wir wollen alle, die in diesem Jahr 2025 einen Antrag auf Landespflege-
geld stellen, weiterhin die 1.000 Euro bezahlen, und das ist auch das Ziel, dieses 
Jahr 1.000 Euro in voller Höhe zu bezahlen; aber wir sind uns auch einig, dass 
einen Anspruch nur haben soll, wer pflegebedürftig ist, wer mindestens Pflege-
grad 2 hat und wer seinen Hauptwohnsitz in Bayern hat. Deswegen wollen wir im 
Gesetzentwurf diesen Buchstaben a bei § 1 Nummer 4 streichen, denn der hätte 
zur Folge, dass diese Voraussetzungen – Pflegebedürftigkeit und Hauptwohnsitz 
in Bayern – gerade nicht mehr erforderlich wären. Das war und ist von der Baye-
rischen Staatsregierung so, wie ich meine, auch nicht beabsichtigt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich freue mich nun auf die Beratungen im Aus-
schuss. Vielen Dank Ihnen fürs Zuhören.

(Beifall bei der CSU)
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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Kollege. – 
Nächster Redner ist der Kollege Andreas Hanna-Krahl für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. – Bitte schön, Sie haben das Wort.

Andreas Hanna-Krahl (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, geschätzte 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Seidenath, wenn ich die 460 Millionen 
Euro für das Bayerische Landespflegegeld mit 7 multipliziere für die sieben vergan-
genen Jahre, dann hätten wir fast 2,5 Milliarden Euro in die Landes- oder in die 
Pflegeinfrastruktur stecken können.

(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Seidenath (CSU))

Aber das ist jetzt sicherlich nicht das größte Geheimnis, dass ich seit jeher ein 
großer Kritiker des sogenannten Bayerischen Landespflegegeldes bin, und das 
ehrlicherweise aus noch immer gutem Grund. Von Anfang an war nämlich klar, 
dass das Bayerische Landespflegegeld zum einen reine Symbolpolitik ist, zum 
anderen ein reines Wahlkampfgeschenk von Ministerpräsident Markus Söder aus 
dem Landtagswahlkampf 2018.

(Beifall bei den GRÜNEN – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Jetzt gehen Ihnen 
die Argumente aus!)

Auf dem Papier klingt das gut und wirkt auch wahnsinnig freundlich. Aber jetzt 
haben Sie endlich eingesehen: Das strukturelle Problem in der Pflege wurde in den 
letzten sieben Jahren nicht gelöst. Heute erleben wir das als Eingeständnis dieses 
Scheiterns. Die Staatsregierung will das Landespflegegeld jetzt von 1.000 Euro auf 
500 Euro halbieren. Damit bricht sie ihr eigenes Versprechen. Sie zeigt damit aber 
auch, dass dieses Konzept ursprünglich nie tragfähig gewesen ist. Ein System, 
das in guten Zeiten Geld mit der Gießkanne an Pflegebedürftige austeilt, muss 
in schwierigen Zeiten gekürzt werden, in denen es nach Ihrer Argumentation am 
dringendsten gebraucht wird, ja, richtig sinnvoll wäre.

Sehr geehrte Frau Staatsministerin, ich erinnere mich an sehr viele Diskussionen, 
insbesondere mit Ihrem Vorgänger Klaus Holetschek, der mich in vielen Gesprä-
chen davon überzeugen wollte, dass das Landespflegegeld ein sehr gutes Instru-
ment ist.

(Bernhard Seidenath (CSU): Recht hat er!)

Er hat zum Beispiel argumentiert, dass dieses Geld für viele Pflegebedürftige kein 
Luxus sei, sondern eine Alltagserleichterung. Er hat argumentiert, dass sich man-
che damit eine Haushaltshilfe finanzierten und sich einfach eine kleine Entlastung 
gönnten, weil – und das ist der wichtige Satz – sie sonst nichts hätten. Ich habe 
diese Argumentation für das Landespflegegeld nie geteilt, das ist kein Geheimnis. 
Aber selbst nach Ihrer eigenen Argumentation müssten Sie jetzt eingestehen: Ge-
rade diese Menschen trifft diese Kürzung mit voller Wucht.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf des Abgeordneten Bernhard Seidenath 
(CSU))

– Lieber Bernhard, ich komme gleich dazu. Auch die Beibehaltung der 500 Euro 
löst für diese Menschen keinerlei Probleme. Wie du es selbst ausgeführt hast, 
fehlen jedes Jahr 230 Millionen Euro, die auch in Zukunft bei der Ausbildung 
von Fachkräften, bei der Pflegeinfrastruktur, bei der Infrastrukturplanung von Kom-
munen, bei Kurzzeitpflegeplätzen, bei Tagespflegeplätzen und bei Nachtzeitpfle-
geplätzen fehlen und die man vielleicht für die Unterstützung von pflegenden 
Angehörigen verwenden kann. Dafür steht das Landespflegegeld jetzt nicht zur 
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Verfügung. All das kann man mit diesem Geld machen. All das unterstützt genau 
die Menschen, die bedarfsorientiert genau das brauchen.

Es geht um die Würde des Menschen. Die Würde des Menschen ist nicht sinn-
bildlich von einem 500 Euro-Schein und einem Wahlkampfgeschenk von Markus 
Söder abhängig. Die Würde des Menschen ist davon abhängig, mit welcher Ernst-
haftigkeit wir das "Megathema" der Pflege in den kommenden Jahren angehen, 
um es mit deinen Worten, lieber Bernhard, zu sagen. Mit 500 Euro nach dem 
Gießkannenprinzip wird das nicht funktionieren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Die näch-
ste Rednerin ist Frau Kollegin Susann Enders für die Fraktion der FREIEN WÄH-
LER. Bitte schön, Frau Abgeordnete, Sie haben das Wort.

Susann Enders (FREIE WÄHLER): Vielen Dank, Herr Präsident. Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich nehme gleich die letzten Worte des Kollegen 
Hanna-Krahl auf, und verweise auf die "Ernsthaftigkeit" der Diskussion. Nachdem 
sämtliche sachliche Grundlagen dieses Gesetzentwurfs bereits von der Frau Minis-
terin und vom Kollegen Seidenath sachlich korrekt dargelegt wurden, finde ich 
schon interessant, wie hier von der AfD oder von den GRÜNEN von Wahlkampfge-
schenken, von Symbolpolitik oder im nächsten Moment dann doch ganz lapidar 
von der nicht unerheblichen Leistung des Landespflegegeldes für die Pflege ge-
sprochen wird. Es ist davon die Rede, man brauche unbedingt eine Staffelung, 
aber auf der anderen Seite auch Bürokratieabbau. Leute, was wollt ihr denn 
eigentlich? – Herr Kollege Hanna-Krahl hat sich gerade in einem Redebeitrag 
für eine Zahlung an die zu Pflegenden ausgesprochen, aber dann im nächsten 
Moment gesagt, was das für ein Unsinn sei, also alles hin und her geworfen.

(Zuruf des Abgeordneten Andreas Hanna-Krahl (GRÜNE))

Fragen Sie doch mal die Leute, die in den vergangenen Jahren seit 2018 das 
Landespflegegeld bekommen haben. Es wurden nämlich seit der Einführung etwa 
2,8 Milliarden Euro an die zu Pflegenden ausgezahlt. Allein im Jahr 2024 waren es 
knapp 480 Millionen Euro, von denen jeder Euro direkt bei den Pflegebedürftigen 
angekommen ist. Das schaffen Sie erst einmal mit irgendeiner Regelung auf Bun-
des- oder auf Landesebene. Das Landespflegegeld war eine ganz unkomplizierte, 
ganz niederschwellige Unterstützung für pflegebedürftige Menschen und eine Mög-
lichkeit, als Pflegebedürftiger eigenständig zu entscheiden, das Geld beispielweise 
an die Nachbarstochter zu geben, weil vielleicht genau diese Person diejenige 
ist, die einen unterstützt, weil die eigenen Kinder weit weg wohnen und einen 
vor Ort nicht unterstützen können. Es geht darum, dass der zu Pflegende über 
dieses Geld entscheiden konnte. Die bayerische Koalition hat seit 2018 den zu 
Pflegenden einen Teil ihrer Würde zurückgegeben, indem sie selbst entscheiden 
konnten, wem man als Dankeschön für die Unterstützung ein Bonbon mitgibt. Dass 
davon natürlich keiner reich wird, wissen wir. Wir wissen aber auch, dass in Zeiten, 
in denen wir gerade die Corona-Krise hinter uns haben, in denen wir uns in einer 
Energiekrise und in einer Wirtschaftskrise befinden und in denen im Bund horrende 
Summen an Sondervermögen, also Schulden, aufgenommen werden,

(Toni Schuberl (GRÜNE): Da habt ihr zugestimmt!)

was wir leider nicht verhindern konnten,

(Lachen bei der AfD)
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wir in Bayern die Möglichkeiten überdenken, wie wir die Leistungen für die Pflege 
aufgrund der geänderten Rahmenbedingungen zielgerichtet einsetzen können.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Bei den Punkten, wo genau diese Leistungen ankommen, nämlich bei der Verwen-
dung für die Strategie "Gute Pflege. Daheim in Bayern" usw., geht es um ambu-
lante Pflegedienste, häusliche Pflege, Kurzzeit-, Tages- und Nachtpflegeeinrichtun-
gen, vergleichbare Einrichtungen sowie die Unterstützung pflegender Angehöriger 
und die Einbeziehung junger Pflegebedürftiger in die Förderprogramme. Dann fin-
den Sie aber wieder blöd, was wir vonseiten der Bayerischen Staatsregierung auf 
den Weg bringen wollen. Sie haben sich in Ihren Wortmeldungen ganz deutlich 
immer wieder selbst widersprochen, nur um eine Leistung schlechtzureden, die wir 
jetzt nicht abschaffen, sondern die wir zum Teil für die zu Pflegenden, zum Teil zur 
Stärkung der Struktur einsetzen. Darauf haben die FREIEN WÄHLER bestanden.

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Genau das ist der richtige Weg; denn wir brauchen nun einmal auch diese ambu-
lanten und stationären Pflegeangebote.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zusammenfassend kann ich sagen: Wir 
erhalten das Landespflegegeld; denn es ist für viele Pflegebedürftigen eine wich-
tige Leistung angesichts des steigenden pflegerischen Bedarfs. Das hat für uns 
Priorität, damit zur Verfügung stehende Hilfsmittel eingesetzt werden können und 
verstärkt ein Ausbau der Leistungsstrukturen angelegt werden kann. Ich bitte um 
Zustimmung zu diesem Vorhaben im weiteren Prozess. Wenn Sie das Pflegegeld 
ganz abschaffen wollen, fragen Sie die zu Pflegenden, ob sie das überhaupt in 
Ordnung fänden. Wir haben die Erfahrung gemacht, dass dieses Geld bei den 
zu Pflegenden richtig gut angekommen ist, nämlich da, wo es hingehört, aber 
dass der Bedarf an Pflegeeinrichtungen im stationären und ambulanten Bereich 
aufgrund des demografischen Wandels ansteigt. Wir steuern nach. Deshalb bitte 
ich um Zustimmung im weiteren Prozess.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Frau Kollegin. – Die näch-
ste Rednerin ist Frau Kollegin Ruth Waldmann für die SPD-Fraktion. Bitte schön, 
Sie haben das Wort.

Ruth Waldmann (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen im Hohen Haus! Wir alle wissen: Die Pflege stellt die Menschen vor 
enorme Herausforderungen. Sie gehen hohe persönliche Belastungen ein, um ihre 
Angehörigen zu unterstützen. Das ist aller Ehren und aller Unterstützung wert. Wir 
wissen es: Die Angehörigen sind der wichtigste Pflegedienst in unserem Land. 
Ohne sie geht es nicht.

Wir als SPD wollen sie und die pflegebedürftigen Menschen wirksam unterstüt-
zen: mit Hilfsangeboten, mit ausreichend Pflegeplätzen und auch mit finanziellen 
Entlastungen. Wir waren deswegen auch von Anfang an an Ihrer Seite, um mit 
Ihnen zusammen dieses Pflegegeld einzuführen; denn Pflegebedürftigkeit bringt 
nach wie vor, auch heute noch, sehr hohe Kosten mit sich, und diese steigen 
immer weiter. Das ist auch der Grund, warum wir als SPD keine Kürzungen beim 
Landespflegegeld wollen. Es darf nicht sein, dass die Betroffenen und diejenigen, 
die sich hier für sie engagieren, auch noch finanziell das Nachsehen haben. Wir 
haben uns in den vergangenen Jahren, nach der Einführung des Pflegegeldes, als 
SPD immer wieder darum bemüht, das Pflegegeld noch gerechter zu machen, die 
Auszahlungsbedingungen fairer zu machen, weil es immer wieder Schwierigkeiten 
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mit Rückforderungen gab, weil das bürokratisch nicht so ganz ideal geregelt war. 
Da sind jetzt Verbesserungen in dem aktuellen Gesetzentwurf vorgesehen. Das ist 
gut so. Es war auch höchste Zeit.

Aber wir als SPD wollen darüber hinaus, dass insbesondere die Menschen, die es 
eh schon schwer haben, die wenig Geld zur Verfügung haben, jetzt auf gar keinen 
Fall an dieser Stelle schlechter gestellt werden.

Deswegen werde auch ich einen Änderungsantrag zu diesem Gesetzentwurf ein-
bringen mit dem Ziel, dass bei denjenigen, die eh schon auf Unterstützung und 
Hilfeleistungen angewiesen sind, nicht gespart wird und sie weiterhin das Landes-
pflegegeld in voller Höhe bekommen.

(Beifall bei der SPD)

Wir hatten dazu schon Anfang des Jahres einen Antrag im Ausschuss. Er wurde 
mit dem Hinweis abgelehnt, es wäre zu bürokratisch, wenn man das noch mal 
prüfen müsste. Deswegen haben wir einen neuen, praktischeren Vorschlag vorbe-
reitet, den wir dann im Ausschuss gemeinsam beraten werden, sodass wir ohne 
Bürokratie zielgerichtet die Personen unterstützen können, die finanziell stärker 
darauf angewiesen sind als andere.

Darüber hinaus werden wir als SPD auch sehr genau darauf achten, dass das 
künftig eingesparte Geld auch wirklich in mehr Pflegeplätze und weitere Hilfsange-
bote investiert wird. Alle wissen, dass die Pflege immer mehr Hilfe und Entlastung 
braucht. Deshalb kommt es darauf an, dass dieses Geld wirklich in Zusätzliches 
investiert wird und nicht am Ende das Geld, was man bei manchen Pflegebedürfti-
gen an der Stelle jetzt abknapst, bloß zum Stopfen von Löchern verwendet wird 
oder für Dinge, für die die Staatsregierung und der Freistaat Bayern sowieso zu-
ständig sind, bei den Investitionskostenförderungen. Das muss man eh machen. 
Das muss aber nicht von dem Geld gemacht werden, das man an der Stelle den 
Pflegebedürftigen wegnimmt.

(Beifall bei der SPD)

Es ist gar nicht so leicht, strukturelle Angebote zu machen, mit denen man gezielt 
die Pflegebedürftigen selbst und ihre Angehörigen unterstützen kann. Es ist gar 
nicht so leicht, dafür Instrumente gesetzgeberischer Art und auch finanzielle Instru-
mente zu finden. Deswegen waren wir an Ihrer Seite und haben gemeinsam mit 
Ihnen dieses Landespflegegeld eingeführt.

Jetzt müssen wir aber dafür sorgen, dass es genau bei den Leuten bleibt, die es 
am meisten brauchen, und wir wirklich zu wirksamen Verbesserungen der Pflege-
infrastruktur kommen, sodass das für alle wirklich spürbar wird, damit sie merken, 
dass da etwas zusätzlich kommt, was es so vorher noch nicht gegeben hat.

Es wird also eine interessante Diskussion. Ich habe mit Interesse vernommen, 
dass auch die Regierungsseite Änderungsanträge einbringen wird, kleine Korrektu-
ren und Verbesserungen dieses Entwurfs. Wir werden ebenfalls einen geeigneten 
Vorschlag machen und hoffen, dass wir dann gemeinsam ein zukunftsfestes, ge-
rechtes neues Landespflegegeld auf den Weg bringen können.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Vielen Dank, Frau Kollegin. – Weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist hiermit geschlossen. 
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Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Gesundheit, Pflege und 
Prävention als federführendem Ausschuss zu überweisen. Erhebt sich Wider-
spruch? – Dann ist das so beschlossen.

Werte Kolleginnen und Kollegen, ich möchte noch darauf hinweisen, dass unter 
den Tagesordnungspunkten 4 und 5 wieder zwei Wahlen mit Namenskarte und 
Stimmzettel stattfinden. Ich erinnere Sie also daran, dass Sie Ihre Stimmkartenta-
sche aus den Postfächern vor dem Plenarsaal abholen, sofern noch nicht gesche-
hen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 h auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes 
(Drs. 19/8148)
- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden nicht miteinander verbunden. Zur Begrün-
dung erteile ich an Herrn Staatsminister Christian Bernreiter das Wort. Bitte schön.

Staatsminister Christian Bernreiter (Wohnen, Bau und Verkehr): Sehr geehrter 
Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Alle reden von mehr Tempo 
bei der Digitalisierung und bei der Beschleunigung von Genehmigungsverfahren. 
Bayern geht hier jetzt voran.

Mit dem Gesetz zur Änderung des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes 
schaffen wir die Grundlage für einen schnelleren und einfacheren Infrastrukturaus-
bau. Ausgangspunkt ist der Pakt zur Beschleunigung zwischen Bund und Ländern 
aus dem Jahr 2024. Mit unserem Gesetzentwurf übertragen wir die bundesgesetz-
lichen Regelungen in Landesrecht und erreichen damit eine deutliche und dauer-
hafte Vereinfachung der Verfahren.

Zu den wesentlichen Inhalten gehört eine weitere Digitalisierung des Planfeststel-
lungsverfahrens durch elektronische Bekanntmachung der Planunterlagen und die 
Möglichkeit zur elektronischen Einreichung von Einwendungen und Stellungnah-
men. Ziel ist es, dass die elektronische Abwicklung zum Regelfall wird. Damit 
beschleunigen wir natürlich die Planfeststellung und das gesamte Bauvorhaben.

Außerdem streben wir schnellere Genehmigungsverfahren an, durch eine Fristver-
kürzung von drei Wochen auf eine Woche bei der Auslage der Planunterlagen 
und durch den möglichen Verzicht auf einen Erörterungstermin. Es gibt auch eine 
neue Einvernehmensfiktion, das heißt, die stillschweigende Zustimmung der Stra-
ßenbaubehörde bei Bauwerken in der Anbaubeschränkungszone.

Wir bündeln das verkehrsrechtliche Erlaubnis- und Genehmigungsverfahren für 
Großraum- und/oder Schwertransporte bei der Landesbaudirektion. Wir wollen 
damit eine einheitliche Zuständigkeit im Freistaat. Das bedeutet natürlich weniger 
Bürokratie.

Wir setzen darüber hinaus auf Verfahrenserleichterungen für Bauvorhaben für er-
neuerbare Energien. Das setzen wir hiermit um. Künftig gilt hier Privilegierung 
statt Bürokratie. Photovoltaikanlagen werden aus der Anbaubeschränkungs- und 
Anbauverbotszone ausgenommen. Künftig reicht in manchen Fällen eine einfache 
Anzeige bei der Straßenbaubehörde. Für Windenergieanlagen braucht es keine 
Zustimmung der Straßenbaubehörde mehr, wenn nur der Rotor in die Anbaube-
schränkungszone hineinragt.
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Dann gibt es natürlich noch einen sehr wichtigen Punkt. Es geht um Brücken 
und Ersatzbauten. Die wollen wir unter bestimmten Voraussetzungen ohne Plan-
feststellung ermöglichen, zum Beispiel, wenn es nicht um einen Straßenausbau 
geht, sondern darum, die Infrastruktur leistungsfähig zu halten, also um eine reine 
Sanierung, um den Austausch einer Brücke. Sie wissen, die Brücken sind alle in 
einem ähnlich gleichen Zeitraum gebaut worden. Sie werden jetzt natürlich nach 
und nach sanierungsbedürftig. Unser Ziel ist es, dass die Straßenbaulastträger, die 
Genehmigungsbehörden, sehr schnell handlungsfähig sind.

Meine Damen und Herren, die Gesetzesänderung ist wirklich ein wichtiger Schritt, 
um Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich zu vereinfachen und zu beschleu-
nigen. In der Verbändeanhörung haben wir eigentlich ganz überwiegend sehr po-
sitive Rückmeldungen erhalten. Ich bitte deshalb um eine zügige Beratung und 
Beschlussfassung unseres Gesetzentwurfes.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Staatsminister.

Ich eröffne nun die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Mi-
nuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der 
stärksten Fraktion. Ich erteile dem Abgeordneten Markus Striedl für die AfD-Frak-
tion das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Markus Striedl (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident, geschätzte Kolleginnen und 
Kollegen, liebe Zuschauer auf der Tribüne, Herr Staatsminister! Wir beraten heute 
über die Änderung des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes. Zu Beginn 
müssen wir klarstellen: Wenn die Staatsregierung pragmatische und vernünftige 
Vorschläge zur Entbürokratisierung macht, sind wir eigentlich mit die Ersten, die 
sagen: Jawohl, das machen wir.

Ja, der Entwurf enthält durchaus vernünftige Ansätze, die die richtige Richtung auf-
zeigen. Die Digitalisierung von Planfeststellungsverfahren ist längst überfällig. Die 
Beschleunigung von straßenbaulichen Maßnahmen durch eine Genehmigungsfik-
tion oder die Vereinbarung beim Ersatzbau maroder Brücken sind richtige, pra-
xisnahe Schritte, die man gerne mitgehen kann. Auch die Neuregelung bei den 
Schwertransporten, die Bündelung der Zuständigkeiten bei der Landesbaudirektion 
in Bayern, ist ein solcher richtiger und längst überfälliger Schritt. Er wird Verfahren 
für unsere Transport- und Logistikbranche beschleunigen, vereinheitlichen und er-
leichtern.

Aber, meine Damen und Herren, hier zeigt sich auch wieder die Halbherzigkeit 
dieser Regierung; denn wenn die Verwaltung durch diese Bündelung effizienter 
wird, dann muss sich das selbstverständlich auch in den Genehmigungsgebühren 
niederschlagen. Hierzu gibt es kein Wort. Es kann nicht sein, dass der Staat hier 
Synergieeffekte hebt, die Kosten aber unverändert bleiben.

Und wo bleibt der Mut zu echten Vereinfachungen, die den Menschen wirklich 
helfen? Ich spreche von einem massiv vereinfachten Verfahren für standardisierte 
Transporte. Denken Sie zum Beispiel an unsere Schausteller. Jedes Jahr fahren 
sie mit exakt gleichen Fahrzeugen zu den exakt gleichen Volksfesten. Warum 
müssen sie jedes Jahr aufs Neue durch ein aufwendiges Einzelprüfungsverfahren, 
anstatt eine unbürokratische mehrjährige Genehmigung zu erhalten? An dieser 
Stelle fehlt mir ganz klar der politische Wille, den Menschen das Leben wirklich 
leichter zu machen.
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Doch von den allgemein guten Ansätzen lassen wir uns jetzt nicht täuschen. In 
Wahrheit schiebt uns die Regierung mal wieder ein trojanisches Klimapferd unter. 
Verpackt in einem Gesetz mit einigen sinnvollen Änderungen wird uns der eigentli-
che Zweck untergeschoben. Das ist der Klimawahn in Form des brandgefährlichen 
Artikels 25 mit der Errichtung von Wind- und Solaranlagen entlang unserer Stra-
ßen. Das soll massiv erleichtert werden. An dieser Stelle wird nicht pragmatisch 
gehandelt, stattdessen wird Ideologie über die Sicherheit der Bürger gestellt. Das 
bisher zwingend notwendige Einvernehmen unserer Straßenbauexperten, bisher 
eine entscheidende Sicherheitsbremse, wird zu einer zahnlosen Stellungnahme 
degradiert. Damit wird die Fachkompetenz derer, die für die Sicherheit auf unseren 
Straßen zuständig sind, mit einem Federstrich entwertet. Und wofür? – Für den 
forcierten Ausbau einer unzuverlässigen Energieform, deren Gefahrenpotenzial 
systematisch kleingeredet wird.

Man sagt uns, die Risiken seien beherrschbar. Na gut, schauen wir uns mal die 
Realität an. Im Februar 2024 ist bei Ulm ein 40 Meter langes Rotorblatt von einer 
Windkraftanlage zu Boden gestürzt. Wissen Sie, wo die Anlage stand? – Nur 
wenige 100 Meter von der Bahnstrecke München-Stuttgart entfernt und in unmittel-
barer Nähe der Autobahn 8. Nicht auszudenken, hätte die Windkraftanlage deutlich 
näher an der Straße gestanden. Folglich musste die Polizei die Geschwindigkeit 
auf der Autobahn auf 40 km/h reduzieren. Die Züge mussten auf Sicht fahren. 
Das heißt, sie mussten auch 40 km/h fahren. Das ist die Realität, wenn Material 
ermüdet und tonnenschwere Trümmer unkontrolliert und im schlechtesten Fall auf 
Straßen und Schienen fallen.

Das ist kein Einzelfall. Brennende Anlagen, die 150 Meter hoch sind, lässt man 
einfach brennen, weil die Feuerwehr dort einfach nicht hinaufkommt. Brennende 
Trümmerteile, die Hunderte Meter weit fliegen, fallen bisher nur auf Felder und 
Wiesen, künftig vielleicht auch auf Straßen und Schienen. Das weiß man nicht. 
Wir haben Anlagen, die einfach wie Streichhölzer abknicken. Das war letztens 
in Sachsen der Fall, us. usf. Angesichts dieser realen dokumentierten Gefahren 
will die Staatsregierung die Sicherheitsstandards senken. Sie wollen Anlagen, von 
denen tödliche Gefahren ausgehen, näher an unsere viel befahrenen Hauptver-
kehrsstraßen bauen. Das ist nicht nur fahrlässig, sondern ein direkter Angriff auf 
die körperliche Unversehrtheit der Menschen in diesem Lande.

(Befall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, dieses Gesetz ist ein klassisches Beispiel für die Politik 
dieser Regierung. Es ist ein kleines Bonbon für die Wirtschaft, verpackt in einem 
Papier aus grüner Ideologie und grober Fahrlässigkeit. Wir als AfD-Fraktion sagen 
daher klar und deutlich: Wir unterstützen die vernünftigen, pragmatischen Teile 
dieses Gesetzes, aber wir werden niemals zustimmen, dass die Sicherheit unserer 
Bürger auf dem Altar der Energiewende geopfert wird.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Abgeordneter, es liegt eine Meldung 
für eine Zwischenbemerkung vor. – Jetzt erteile ich das Wort an den Abgeordneten 
Julian Preidl von der FREIEN-WÄHLER-Fraktion.

Julian Preidl (FREIE WÄHLER): Sie malen Horrorszenarien von fliegenden Rotor-
blättern an die Wand. Man kann unterschiedlicher Meinung sein. Ich bin auf jeden 
Fall für die Windkraft und weniger für Atomkraft. Wo würden Sie Ihr Atomkraftwerk 
hinstellen? In die Nähe von einer Autobahn oder vor die nächste Ortschaft?

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)
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Markus Striedl (AfD): Ich habe nicht gesagt, dass ich Atomkraftwerke bauen 
möchte. Ich habe Ihnen nur gesagt, wo ich keine Windkraftwerke bauen möchte. 
Wo Leib und Leben gefährdet sind, baue ich keine Windkraftwerke hin, wurscht, ob 
sie mir gefallen oder nicht.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Nächster Redner ist für die CSU-Fraktion 
der Kollege Thorsten Schwab. Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Thorsten Schwab (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen 
und Herren! Kennen Sie folgende Killerphrasen? – Das haben wir noch nie so 
gemacht. Das wird überhaupt nicht funktionieren. Wir machen das so, weil wir das 
schon immer so gemacht haben.

Solche Sätze werden auch Totschlagargumente genannt. Aber genau da durch 
wollen wir uns in Bayern nicht abhalten lassen. Wir wollen vereinfachen, verbes-
sern und verkürzen. Wir wollen die Dinge eben nicht so tun, wie wir sie immer ge-
macht haben. Mit mehreren Modernisierungsgesetzen haben wir in Bayern schon 
viel auf den Weg gebracht. Dazu zählen Erleichterungen für das Ehrenamt, Ver-
besserungen im Vergaberecht durch Anhebung der Wertgrenzen, Entschlackung 
des Baurechts, unter anderem durch genehmigungsfreie Dachgeschossbauten 
oder genehmigungsfreie Kinderspielplätze. Wir sind aber noch lange nicht am 
Ende. Nein, wir packen an und bringen noch weitere Verbesserungen auf den 
Weg. An dieser Stelle richte ich ein herzliches Dankeschön an unseren Entbüro-
kratisierungsbeauftragten Walter Nussel und auch an Steffen Vogel als Vorsitzen-
den der Enquete-Kommission zur Entbürokratisierung. Eure Arbeit ist sehr wertvoll 
für unser gemeinsames Ziel, den Staat schlanker zu machen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Es sind viele Bausteine auf dem Weg zu weniger Bürokratie. Heute geht es um 
Verbesserungen im Straßen- und Wegegesetz. Mit dem Gesetzentwurf bringen 
wir ein ganzes Bündel von Änderungen ein. Die Digitalisierung in den Planfest-
stellungsverfahren wird ausgeweitet, die Behandlung von Planunterlagen wird be-
schleunigt, bauliche Ersatzbaumaßnahmen bei Brücken werden künftig unter be-
stimmten Voraussetzungen verfahrensfrei. Das ist auch absolut richtig. Wenn jede 
Brücke, die bei uns marode ist, einmal eine Genehmigung erhalten hat, muss es 
einfacher gehen, einen Ersatzbau als Brücke hinzustellen. Es kann nicht sein, dass 
wir in jahrelange Planfeststellungsverfahren gehen müssen, nur weil eine Brücke 
erneuert oder ersetzt wird.

Ich bedanke mich herzlich bei der Staatsregierung. Unser Staatsminister Christian 
Bernreiter hat den Gesetzentwurf schon detailliert vorgetragen – herzlichen Dank 
für die Vorarbeit und für die Bemühungen, um Verbesserungen auf den Weg zu 
bringen.

Die nächsten Worte richte ich an die AfD. Ich glaube, ein bisschen Verfolgungs-
wahn besteht in Ihrer Fraktion. Wenn es um die Vereinfachung von Planfeststel-
lungsverfahren und um Beschleunigungen geht, vermuten Sie gleich wieder, dass 
es um Windräder geht, die man irgendwo unterjubeln will. Das ist schon echt weit 
hergeholt. Das ist überhaupt nicht Sinn und Zweck der Änderung des Straßen- 
und Wegegesetzes. Das muss ich einmal feststellen. Jeder, der als kommunaler 
Mandatsträger bei uns in der kommunalen Familie schon einmal ein Planfeststel-
lungsverfahren miterlebt hat, muss doch wirklich die Probleme erkennen. Es kann 
doch nicht sein, dass wir 10 Jahre brauchen, um eine Staatsstraße zu planen, 
20 Jahre, um eine Bundesstraße auf den Weg zu bringen und 30 Jahre, um 
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eine Bahnlinie zu verändern. An dieser Stelle braucht es Vereinfachungen und 
Beschleunigungen.

Die Neuerungen zielen darauf ab, Abläufe zu vereinfachen, einzelne Schritte künf-
tig digitaler abzuhandeln und langwierige Bürokratie deutlich abzubauen. Deshalb 
sind wir auf einem guten Weg. Ich freue mich auf die Diskussion im Ausschuss.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Nächster Redner ist für Bünd-
nis 90/DIE GRÜNEN der Kollege Dr. Markus Büchler. Bitte, Sie haben das Wort.

Dr. Markus Büchler (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! In die-
sem Gesetzentwurf stehen viele richtige Dinge, die wir voll und ganz unterstützen. 
Die Planungsbeschleunigung, die Digitalisierung oder auch die Verfahrensfreiheit 
bei Ersatzneubauten sind absolut richtig. Da müssen wir schneller und besser 
werden. Da sind gute Ansätze dabei. Eine gute Planung heißt aber auch die Be-
rücksichtigung aller betroffenen Belange. Das heißt, wir werden genau hinschauen, 
dass es nicht zu einem Schleifen von Natur- und Umweltstandards durch die Hin-
tertür kommt. Das brauchen wir nicht. Das muss weiterhin einfließen und berück-
sichtigt werden. Die Details werden wir uns im Ausschuss anschauen und uns im 
Rahmen der Zweiten Lesung noch einmal damit beschäftigen. – So viel für diesen 
Moment.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Für die FREIEN WÄHLER spricht als 
Nächster Tobias Beck. Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Tobias Beck (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, liebe Besucherinnen und Besucher auf der Besuchertribüne! Wir 
beraten heute die Erste Lesung des Gesetzentwurfs der Staatsregierung zur Ände-
rung des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes. Eines gleich einmal vorweg: 
Das ist kein Gesetz für Schlagzeilen. Es ist ein Gesetz für die Praxis.

Der Bund hat im Jahre 2023 das Gesetz zur Beschleunigung von Genehmigungs-
verfahren im Verkehrsbereich beschlossen. Damit wurden im Bundesfernstraßen-
gesetz zahlreiche Neuerungen eingeführt, von der Digitalisierung über schnellere 
Beteiligungsverfahren bis hin zu klaren Zuständigkeiten. Wir alle wissen: Nur wenn 
Landes- und Bundesrecht zusammenpassen, schaffen wir Verfahren, die funktio-
nieren. Kein Unternehmer, keine Kommune und kein Bürger hat Verständnis dafür, 
wenn Infrastrukturprojekte an föderalen Zuständigkeiten hängen bleiben.

Wir dürfen in der Diskussion nicht vergessen: Bayern ist Teil Europas. Es gibt 
eine EU-Richtlinie, die klare Ziele setzt. Das transeuropäische Verkehrsnetz soll 
schnell Wirklichkeit werden. Deswegen ist es wichtig, dass wir die Infrastruktur 
schnellstmöglich schaffen. Es geht um sichere Lieferketten, um den Austausch 
von Waren und Dienstleistungen und um die Mobilität der Menschen. Wenn wir 
unsere Hausaufgaben in Bayern nicht machen, dann bleibt das europäische Netz 
Stückwerk. Ich glaube, das wollen wir nicht. Deshalb ist dieser Gesetzentwurf der 
Staatsregierung genau richtig.

Ein Kernstück der Reform ist die Digitalisierung von Plan- und Anhörungsverfah-
ren. Künftig können die Bürgerinnen und Bürger die Unterlagen im Netz einsehen 
und ihre Stellungnahmen elektronisch abgeben, einfach, schnell und unkompliziert. 
Trotzdem bleibt gewährleistet, dass auch Menschen ohne Internetzugang durch 
Veröffentlichungen in Tageszeitungen oder alternative Zugänge einbezogen wer-
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den. Das ist moderner Rechtsstaat in Balance, digital, aber nicht exklusiv, effizient, 
aber bürgernah.

Es gibt auch weitere Instrumente für mehr Tempo: Der Herr Minister und die Kolle-
gen haben dazu schon Ausführungen gemacht. Die Einvernehmensfiktion ist ein 
tolles Instrument, um Verfahren zu beschleunigen und monatelange Hängepartien 
zu vermeiden. Sonderregelungen für Ersatzbaumaßnahmen bei Brückenwerken 
sind ebenfalls wichtig. Brücken sind im Regelfall die Nadelöhre unserer Infrastruk-
tur. Wenn sie nicht funktionieren, werden zum Teil ganze Regionen abgeschnitten, 
oder sie funktionieren nicht mehr. Künftig können Ersatzbauwerke schnell und 
unbürokratisch, aber rechtssicher verwirklicht werden.

Zum Schluss möchte ich sagen, dass dieses Gesetz meines Erachtens ein unver-
zichtbarer Baustein ist, ein Baustein für eine Verwaltung, die schnell über eine 
Infrastruktur entscheidet, damit diese nicht in Papierstapeln versinkt, und für ein 
Bayern, das mutig und entschlossen in die Zukunft geht und in die Zukunft inves-
tiert.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Für die 
SPD-Fraktion spricht jetzt noch Frau Kollegin Anna Rasehorn. Bitte schön, Sie 
haben das Wort.

Anna Rasehorn (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen 
der demokratischen Fraktionen! Mit diesem Gesetzentwurf zieht die Staatsregie-
rung bei dem nach, was die Ampel auf Bundesebene schon längst vorgemacht 
hat, nämlich Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich zu beschleunigen. Das 
ist grundsätzlich richtig und wichtig. Wir begrüßen das sowohl im Bund als auch 
im Land, weil damit endlich Landesrecht und Bundesrecht weitgehend angepasst 
werden.

Ich möchte noch ein paar andere Punkte positiv hervorheben: Verfahren werden 
digitaler. Anhörung, Einreichung und Bekanntmachung können zukünftig endlich 
online stattfinden. Das ist gut. Auch die Möglichkeit, dass Solaranlagen und Wind-
räder an Straßen einfacher genehmigt werden können, ist ein Fortschritt. Das gilt 
auch für das vereinfachte Verfahren bei Brücken und bei Ersatzbrückenbauten. 
Angesichts des Sanierungsstaus in Bayern stelle ich fest: Das spart Zeit, Geld und 
Nerven.

Eines ist für uns entscheidend: Beschleunigung darf nicht auf Kosten von Beteili-
gung oder Sorgfalt auf der Strecke bleiben. Das Dritte Modernisierungsgesetz lässt 
grüßen. Genau das sehe ich auch bei diesem Gesetzentwurf; denn die CSU und 
die FREIEN WÄHLER kürzen die Fristen für Stellungnahmen betroffener Behörden 
radikal zusammen. So können zum Beispiel Naturschutzbehörden statt innerhalb 
von drei Wochen nur noch innerhalb einer Woche ihre Bedenken gegen Straßen 
oder sonstige Projekte vorbringen.

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Die machen doch eh nur copy and paste!)

Was ist, wenn hier Feiertage dazwischen liegen, oder ein Wochenende? Das 
macht die Beteiligung gerade bei Naturschutzthemen sehr schwierig.

Manche Ämter arbeiten auch am Limit. Was ist, wenn diese Ämter über zu wenig 
Personal verfügen? Wie sollen sich solche Ämter konstruktiv in die Sache einbrin-
gen? Wir fordern deshalb, die überzogene Fristenkürzung wieder zu streichen. 
Sonst würde nämlich etwas passieren, was dann in diesem Gesetzentwurf wieder 
geheilt werden müsste. Noch vor einem Jahr, beim Ersten Modernisierungsgesetz, 
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wurde im Eifer des Gefechts die Pflicht zur Führung von Straßenverzeichnissen 
gestrichen. Jetzt wird sie heimlich wieder eingeführt, weil erkannt wurde: Ja, es 
gibt weiterhin die Pflicht zur Führung von Verzeichnissen, weil diese Verzeichnisse 
als Urkunde eine Beweisfunktion haben. Deshalb muss diese Regelung erneut 
eingeführt werden. Das nenne ich Bürokratieabbau; erst einmal streichen, und es 
dann wieder heimlich einführen. Chapeau, liebe CSU und liebe FREIE WÄHLER.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen unser Fazit: Gut gedacht, aber schlecht umgesetzt. Um unsere Enthal-
tung zu erkaufen, muss noch einiges getan werden. Wir wünschen dabei viel 
Erfolg.

(Beifall bei der SPD – Felix Locke (FREIE WÄHLER): Erkaufen?)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Frau Kollegin. – Die 
Aussprache ist damit geschlossen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Aus-
schuss für Wohnen, Bau und Verkehr als federführendem Ausschuss zu überwei-
sen. Erhebt sich Widerspruch? – Das ist nicht der Fall. Dann ist das so beschlos-
sen. – Frau Kollegin, hier wird nichts erkauft, auch nicht im Ausschuss für Wohnen, 
Bau und Verkehr.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung
über Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht 
einzeln beraten werden (s. Anlage ...)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der 
Fraktionen verweise ich auf die endgültige Abstimmungsliste.

(Siehe Anlage …)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Ab-
stimmungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmungs-
liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind augenschein-
lich alle Fraktionen. Gibt es einzelne Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – 
Dann übernimmt der Landtag diese Voten.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Bestätigung
eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds für den 
Landesgesundheitsrat

Frau Staatsministerin Judith Gerlach hat mit Schreiben vom 20. August 2025 mit-
geteilt, dass auf Vorschlag der Bayerischen Hochschulen mit pflegewissenschaft-
lichem Studiengang das derzeitige stellvertretende Mitglied Herr Prof. Markus Witz-
mann künftig die Funktion eines Mitglieds des Landesgesundheitsrates und das 
derzeitige Mitglied Frau Prof. Anita Hausen künftig die Funktion eines stellvertre-
tenden Mitglieds ausüben soll.

Frau Staatsministerin hat darum gebeten, die gesetzlich vorgesehene Bestätigung 
durch den Landtag herbeizuführen. Eine Aussprache findet hierzu nicht statt.

Wir kommen damit gleich zur Bestätigung durch den Landtag. Wer mit der Bestäti-
gung von Herrn Prof. Markus Witzmann als Mitglied des Landesgesundheitsrats 
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind sämtliche Fraktio-
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nen. Gibt es Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Dann ist das so beschlos-
sen. 

Wer mit der Bestätigung von Frau Prof. Anita Hausen als stellvertretendes Mit-
glied des Landesgesundheitsrats einverstanden ist, den bitte ich ebenfalls um das 
Handzeichen. – Auch das sind sämtliche Fraktionen. Gegenstimmen? – Wiederum 
keine. Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist auch das so beschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Hinblick auf die Tagesordnungspunkte 4 und 
5 – Wahl eines Vizepräsidenten und Wahl eines Schriftführers des Bayerischen 
Landtags – hat die AfD-Fraktion eine Begründung der Wahlvorschläge sowie eine 
gemeinsame Aussprache beantragt. Hierüber soll auf Antrag der AfD-Fraktion 
gemäß § 42 Absatz 2 Satz 2 unserer Geschäftsordnung in der Vollversammlung 
eine Entscheidung herbeigeführt werden. Ich lasse daher über diesen Antrag ab-
stimmen. 

Wer dem Antrag der AfD-Fraktion auf Begründung und gemeinsame Aussprache 
zu den Wahlvorschlägen eines Vizepräsidenten und eines Schriftführers im Hin-
blick auf die Tagesordnungspunkte 4 und 5 zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen? – Das sind die 
Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Wahl
einer Vizepräsidentin oder eines Vizepräsidenten des Bayerischen 
Landtags

Die AfD-Fraktion hat Herrn Abgeordneten Harald Meußgeier als Kandidaten vor-
geschlagen. Eine Aussprache findet hierzu nicht statt. Die Wahl selbst wird in 
geheimer Form auf dem blauen Stimmzettel durchgeführt.

Sofern Sie Ihren Stimmzettel an Ihrem Sitzplatz ausfüllen, tragen Sie dabei bitte 
dafür Sorge, dass für andere im Plenarsaal oder auf der Tribüne nicht ersichtlich 
ist, wie Sie sich bei der Vornahme der Wahlhandlung entscheiden.

Das Prozedere ist Ihnen mittlerweile bestens bekannt. Für den Wahlvorgang ste-
hen vier Minuten zur Verfügung. Wir beginnen jetzt mit der Wahl. 

(Stimmabgabe von 17:49 bis 17:53 Uhr)

Werte Kolleginnen und Kollegen, befinden sich noch Damen und Herren Abgeord-
nete an den Wahlkabinen? Haben alle Mitglieder des Hauses Gelegenheit zur 
Stimmabgabe gehabt und ihre Stimmabgabe beendet? – Das scheint der Fall zu 
sein. Dann ist die Wahl hiermit beendet. Das Wahlergebnis wird nun außerhalb des 
Plenarsaals festgestellt und später bekannt gegeben.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Wahl
einer Schriftführerin oder eines Schriftführers des Bayerischen 
Landtags

Die AfD-Fraktion hat Herrn Abgeordneten Dieter Arnold als Kandidaten vorgeschla-
gen. Eine Aussprache findet auch hierzu nicht statt. Die Wahl selbst wird in gehei-
mer Form auf den gelben Stimmzetteln durchgeführt. Das Prozedere ist Ihnen 
bekannt. Für den Wahlvorgang stehen nun zwei Minuten zur Verfügung. Wir begin-
nen jetzt mit der Wahl. 
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(Stimmabgabe von 17:53 bis 17:55 Uhr)

Befinden sich noch Damen und Herren Abgeordnete an der Wahlkabine? Hat-
ten alle Kolleginnen und Kollegen Gelegenheit zur Stimmabgabe und haben ihre 
Stimmabgabe beendet? – Das scheint der Fall zu sein. Dann ist die Wahl hiermit 
beendet. Auch dieses Wahlergebnis wird nun außerhalb des Plenarsaals festge-
stellt und später bekannt gegeben.

Kolleginnen und Kollegen, nehmen Sie bitte wieder Platz. Soll heißen: Vorher 
machen wir nicht weiter. – Ich darf Sie noch einmal bitten, Platz zu nehmen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf:

Zwischenbericht
der Enquete-Kommission "Potenziale in Gesellschaft, Wirtschaft und 
Verwaltung entfesseln - Das Leben leichter machen, Bürokratie 
abbauen, den Staat neu denken" (Drs. 19/2909)

Im Zuge der Einsetzung der Enquete-Kommission wurde beschlossen, dass diese 
in einem ersten Schritt dem Landtag nach Ablauf eines Jahres über die Untersu-
chungsergebnisse berichten soll. Auf der Ehrentribüne begrüße ich hierzu als ex-
terne Mitglieder der Enquete-Kommission Herrn Dr. Ernst Böhm, Herrn Dr. Hubert 
Faltermeier und Herrn Prof. Ferdinand Wollenschläger. Seien Sie begrüßt!

(Allgemeiner Beifall)

Ich heiße Sie im Namen des gesamten Hauses herzlich willkommen und möchte 
Sie bitten, unseren Dank auch allen anderen Mitgliedern der Enquete-Kommission 
für ihre wertvolle Arbeit auszurichten.

Zur Berichterstattung erteile ich nun dem Vorsitzenden der Enquete-Kommission 
Herrn Kollegen Steffen Vogel das Wort. Bitte schön.

Steffen Vogel (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Als Klaus Holetschek mich letztes Jahr gefragt hat, ob ich mir vorstellen 
könnte, den Vorsitz der Enquete-Kommission "Bürokratieabbau" zu übernehmen, 
war ich etwas skeptisch und zurückhaltend. Es war alles andere als ein inneres 
Anliegen, diese Kommission zu leiten, weil mir bewusst war, dass es eine unglaub-
liche Aufgabe, eine Herkulesaufgabe ist, das Fett, das sich Bayern, wir als Staat, 
in 75 Jahren angefuttert hat, in den ein, zwei Jahren Arbeit einer Kommission für 
Bürokratieabbau wieder abzubauen. Wahrscheinlich ist es besser, Sisyphus statt 
Herkules zu sagen.

Jetzt, nach einem Jahr, muss ich sagen, es war die beste Entscheidung, Ja zu 
dieser Kommission zu sagen. Es macht eine unglaubliche Freude, mit den Kom-
missionsmitgliedern zusammenzuarbeiten und gemeinsam Ideen zu entwickeln, 
wie wir Bayern schlanker, moderner und digitaler, wie wir Bayern einfach besser 
machen können. Deshalb sage ich voller Anerkennung und Wertschätzung ein 
herzliches Vergelts Gott.

Vielen herzlichen Dank allen Mitgliedern der Enquete-Kommission, die sich neben 
ihrer Tätigkeit als Abgeordnete und neben ihrer Tätigkeit in den Stimmkreisen und 
in den Ausschüssen in der Enquete-Kommission mit ganz viel Herzblut, Leiden-
schaft und Engagement einbringen. Deshalb vielen Dank – viele wissen vielleicht 
gar nicht, wer alles dabei ist – an Alexander Dietrich von der CSU-Fraktion, an 
Peter Tomaschko, an Sebastian Friesinger, an meinen Stellvertreter Markus Saller, 
an Stefan Frühbeißer, an Franz Bergmüller, an Johannes Becher und an Katja 
Weitzel. Das sind die ordentlichen Mitglieder der Enquete-Kommission. Ich sage: 
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Das ist eine ganz tolle, eine kollegiale, eine freundschaftliche Zusammenarbeit. 
Vielen herzlichen Dank!

(Allgemeiner Beifall)

Das gilt auch für die Stellvertreter – ich nenne sie jetzt nicht alle –, die einspringen 
und sich bei uns – das wird bei euch nicht anders sein – bei der Entwicklung der 
Handlungsempfehlungen einbringen. Deshalb auch vielen herzlichen Dank an die 
Stellvertreter. Auch für sie könnt ihr klatschen.

(Allgemeiner Beifall)

Namentlich erwähnen möchte ich aber die externen Experten, weil sie wirklich eine 
unglaubliche Bereicherung für uns in der Kommission darstellen. Die Kommission 
besteht aus den Abgeordneten, aber dann noch aus sieben externen Experten aus 
ganz verschiedenen Bereichen aus dem praktischen Leben, aus der Wissenschaft. 
Deshalb vielen Dank.

Zwei sitzen hier oben. Herzlichen Dank, lieber Prof. Wollenschläger von der Uni-
versität Augsburg, der uns als Staatsrechtler wichtige Impulse gibt. Vielen herzli-
chen Dank, lieber Dr. Ernst Böhm. Er ist erfolgreicher Unternehmer, unglaublich 
erfahren im Bereich Bauen. Die "Süddeutsche Zeitung" hat neulich einen großen 
Artikel darüber geschrieben, wie er seine Vorschläge einbringt, wie man besser 
und einfacher bauen kann. Deshalb vielen herzlichen Dank an euch beide für eure 
Arbeit, aber auch an Dr. Hubert Faltermeier, an Hubert Steffl, an Dr. Hanna Sam-
müller, an Prof. Frank Arloth und an Gerhard Eck. Das sind die sieben Experten, 
die uns bereichern und die, obwohl es vielleicht gar nicht mehr ihre Fachbereiche 
sind, trotzdem ihre Expertise immer miteinbringen. Deshalb vielen Dank für euer 
großartiges Engagement und euren Einsatz!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der 
AfD, der GRÜNEN und der SPD)

Es ist wirklich so: Uns eint das gemeinsame Interesse, Bayern voranzubringen, 
nicht mit Gejammer, sondern zukunftsorientiert. Nur damit man das Pensum sieht: 
Wir hatten bis jetzt 19 Sitzungen der Enquete-Kommission, insgesamt 65 Stun-
den, nur die reinen Sitzungen ohne die Vorbereitungssitzungen. Es gab dann 
noch fünf Redaktionssitzungen, wo wir die Handlungsempfehlungen gemeinsam 
durchgegangen sind. Die kommen noch dazu. Wir haben 39 Experten angehört. 
Übrigens gibt es 800 Seiten Protokoll. Das ist unfassbar. Da sieht man, wie arbeits-
intensiv unsere gemeinsame Arbeit war, weil man sich auf die Sitzungen noch mal 
vorbereiten muss.

Und was kam heraus? – 82 Handlungsempfehlungen in 5 Themenfeldern bis jetzt. 
Wir haben insgesamt 13 Themenfelder. 5 konnten wir bis jetzt bereits durcharbei-
ten. Das waren die Themenfelder Wohnen, Bauen und Verkehr, Digitalisierung, 
Daten, Künstliche Intelligenz/neue Technologien, das war das Thema Pflege. Das 
Thema Gesundheit kommt jetzt noch. Das war das Thema Ehrenamt, das ganz 
wichtig für Bayern ist. Das war das Thema Bürokratieabbau gegenüber den Bürge-
rinnen und Bürgern und das Megathema Bürokratieabbau in der Landwirtschaft 
und Bürokratieabbau im ganzen Bereich der Wirtschaft. Wir haben noch mal so 
viele Handlungsempfehlungen vor uns. Wir sind guter Dinge, dass wir mindestens 
200, lieber Johannes, Katja,

(Johannes Becher (GRÜNE): Schaffen wir!)

bis 250 Handlungsempfehlungen dann vorlegen können.
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Die Frage ist aber: Was kommt dann am Ende tatsächlich heraus? Ich werde ganz 
oft gefragt: Steffen, du bist jetzt in der Bürokratieabbaukommission der Vorsitzen-
de. Was habt ihr denn bisher bewegt? – Wir selbst bewegen gar nichts, sondern 
wir geben nur Impulse. Das Gremium, das Maßnahmen beschließen muss, ist das 
bayerische Parlament, der Bayerische Landtag. Deshalb kann ich die Fraktionen 
nur parteiübergreifend auffordern, dass wir jetzt für alle Handlungsempfehlungen, 
die wir entwickeln, nicht nur bei diesen Empfehlungen bleiben, sondern konkrete 
Vorschläge, konkrete Gesetzesinitiativen erarbeiten, wie wir unser Land schlanker, 
moderner, digitaler und einfach besser machen können. Das muss unser gemein-
samer Auftrag, unser gemeinsames Ziel sein.

Es ist klar, dass sich jetzt manches herauskristallisiert. Was ist der Kern dessen, 
was wir bisher über alle Politikfelder hinweg feststellen konnten? – Wir brauchen 
mehr Vertrauen und mehr Mut. Wir brauchen Mut zur Vereinfachung, für einfache 
Nachweise, zum Beispiel Verwendungsnachweise. Wir brauchen Mut für Bagatell-
grenzen. Rentieren sich denn Kleinstförderungen? Evaluieren wir, was uns der 
Aufwand kostet für Kleinstförderprogramme und was dann tatsächlich beim Bürger 
ankommt! Wir brauchen mehr Pauschalierungen und weniger Einzelfallgerechtig-
keit.

Wir brauchen auch ein anderes Mindset, mehr Vertrauen. Was soll das heißen? 
Welches Bild haben wir als Staat und staatliche Behörden von unseren Bürgerin-
nen und Bürgern? Sehen wir den Gastronomen grundsätzlich als Vergifter seiner 
Gäste? Sehen wir den Handwerker generell als Steuerhinterzieher? Sehen wir 
den Landwirt als jemanden, der früh aufsteht, in den Stall geht und Tiere quält, 
mittags auf dem Acker zu viel Dünger ausbringt und damit die Brunnen vergiftet 
und abends an den Computer geht und Subventionen zu erschleichen versucht? 
Ist das das Bild, was wir haben? Sollten wir nicht davon ausgehen: Wenn jemand 
eine tolle Ausbildung hat und bisher vollkommen unauffällig war – warum brauche 
ich dann diese Überkontrolle? Ich finde – da sind wir uns in der Kommission einig 
–, wir brauchen eine anlassbezogene, stichprobenartige Überprüfung, keine Total-
überwachung durch den Staat. Nur so können wir das Vertrauen der Bürgerinnen 
und Bürger zurückgewinnen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der 
GRÜNEN)

Der Staat muss dem Bürger mehr vertrauen, aber auch der Bürger muss dem 
Staat mehr vertrauen.

Thema Datenschutz: Gehe ich als Bürger, wenn ich die Daten dem Staat gebe, 
davon aus, dass jeder Beamte unzulässigerweise auf meine Daten zurückgreift? 
Deswegen müssen wir in Deutschland, in Bayern ein Bewusstsein dafür haben, 
dem Staat zu vertrauen, dass mit den Daten sorgsam umgegangen wird. Wir 
waren in Dänemark, wir kennen Länder wie Österreich. Die haben denselben 
europäischen Rechtsrahmen, denselben Datenschutz – Datenschutz-Grundverord-
nung. Die haben eine ganz andere Handhabung. Dort gibt man die Daten dem 
Staat einmal. Alle staatlichen Behörden können darauf zugreifen. Der Bürger kann 
kontrollieren, wer zugreift und aus welchem Anlass. Wenn jemand nicht anlassbe-
zogen zugreift und keine Berechtigung hat, dann gibt es eine richtige Sanktion. Nur 
so geht es. Wir brauchen einen Datenschutz mit Vernunft, keine Überregulierung 
im Datenschutz.

Deshalb ist die Frage: Was brauchen wir noch? – Das eine sind die Handlungs-
empfehlungen. Ich gehe jetzt nicht auf jede Handlungsempfehlung einzeln ein. Vor 
uns liegt aber noch ein großer Berg Arbeit.
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Erstens, die Frage des Förderdschungels. Wir haben zum Beispiel derzeit fünf För-
derprogramme für Streuobstwiesen. Vollkommener Wahnsinn! Wir haben 400 För-
derprogramme, und keiner weiß so genau, wofür. Das heißt, ein großer Handlungs-
punkt wird sein, Förderprogramme zu entschlacken und mehr Transparenz zu 
schaffen.

Das Zweite ist die Frage des Staatsaufbaus, die Staatsorganisation. Brauchen wir 
eine Verwaltungsreform?

Das Dritte liegt mir ganz besonders am Herzen. Ich glaube, dass unsere Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in staatlichen Behörden mehr können und wir mehr 
herausholen können, wenn wir mehr Verantwortung zulassen für unsere Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in den staatlichen Verwaltungen. Wir brauchen weniger 
Juristen, wir brauchen mehr Quereinstieg. Wir brauchen ein anderes Mindset in der 
Ausbildung. Wir bilden derzeit zu Risikovermeidern aus. Wir müssen ausbilden zu 
Erfolgssuchern.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der 
GRÜNEN und der SPD)

Jeder Mitarbeiter in staatlichen Verwaltungen sollte verliebt sein in das Gelingen, 
verliebt sein in das Genehmigen und verliebt darin sein, Mut zu machen. Das muss 
Schlagwort unserer staatlichen Behörden sein. Daran wollen wir arbeiten. Deshalb 
freue ich mich auf das weitere Jahr, das vor uns liegt. Wir werden mit ganzer 
Leidenschaft, mit ganzem Engagement rangehen.

Ich bedanke mich noch mal ganz herzlich bei allen Mitgliedern der Kommission, 
bei den externen Sachverständigen, bei Frau Forstner vom Landtagsamt, die uns 
wunderbar begleitet.

(Allgemeiner Beifall)

Ich danke auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus unseren Fraktionen, die 
unsere Arbeit begleiten, uns raten und letztlich unsere Handlungsempfehlungen 
umsetzen. Letztlich sind wir ein großes Team.

Lasst uns diesen gemeinsamen Geist, Bayern schlanker, gemeinsam moderner 
und digitaler zu machen, weitertragen. Das ist kein Thema für Kampf zwischen den 
Fraktionen, sondern es muss unser gemeinsames Interesse sein, damit der Staat 
und wir als Freistaat Bayern beim Bürger Akzeptanz zurückgewinnen. In diesem 
Sinne vielen Dank für die freundschaftliche Zusammenarbeit. Ich freue mich auf 
alles, was vor uns liegt. Herzlichen Dank!

(Allgemeiner Beifall)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Vielen Dank, Herr Kollege. – Ich eröffne 
nun die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die 
Redezeit der Staatsregierung orientiert sich an der Redezeit der stärksten Fraktion. 
Erster Redner ist der Kollege Peter Tomaschko für die CSU-Fraktion. Bitte, Sie 
haben das Wort.

Peter Tomaschko (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen, liebe 
Kollegen, Hohes Haus! Gleich vorneweg: Ein riesengroßes Dankeschön und Ver-
gelts Gott an unseren Vorsitzenden Steffen Vogel, der das wirklich ganz hervorra-
gend macht und es schafft, dass wir hier parteiübergreifend sehr gut nur an der 
Sache orientiert zusammenarbeiten. Herzlichen Dank, lieber Steffen!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der 
AfD, der GRÜNEN und der SPD)
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Unsere Enquete-Kommission hat den Auftrag, das Leben der Menschen einfacher 
zu machen, unnötige Hürden abzubauen und vor allem unseren Staat zukunfts-
fest zu gestalten. Es geht dabei um nichts weniger als das Ziel, Bayern bis 
2030 schlank, modern und digital aufzustellen. Ich möchte den Blick vor allem 
auf eine moderne Verwaltung richten. Gesetze sind das eine, aber es gibt auch 
viele Möglichkeiten im Verwaltungsvollzug, das Leben der Menschen einfacher zu 
machen. Wir haben in unseren Handlungsempfehlungen konkrete Empfehlungen 
vorgelegt, wo für die Menschen Bürokratieabbau einfach spürbar ist. Verwaltung 
muss Dienstleister sein: unkompliziert, effizient und bürgernah.

Wir brauchen eine echte Serviceoffensive in der Verwaltung. Wir brauchen einheit-
liche Standards zu Erreichbarkeit, Bearbeitungsdauer und zu Terminvereinbarun-
gen. Wir brauchen geschulte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bürgerkontakt, 
die Servicefreundlichkeit leben. Vor allem brauchen wir für den Bürger ausschließ-
lich einen Ansprechpartner, ein sogenanntes One-Stop-Government, sodass der 
Bürger eben nur zu einer Stelle gehen muss und danach die Transparenz gestärkt 
wird. Digitale Verfahren sollen Eingangsnachrichten und automatische Informatio-
nen zum Bearbeitungsstand liefern, sodass jeder Bürger jederzeit weiß, wo der 
Antrag liegt, wie der Bearbeitungsstand ist und was eben mit seinem Anliegen 
passiert.

Digitalisierung ist dabei ein Schlüssel. Es geht darum, dass wir ein benutzerfreund-
liches Portal aufbauen, eine App, mit der der Bürger sowohl zur Gemeinde als 
auch zum Landkreis und zum Freistaat kommt, wo er alle Zugänge hat und alle 
Verwaltungsleistungen gebündelt sind, und das alles natürlich in klarer und ver-
ständlicher Sprache.

Aktuell gibt es noch viele Hindernisse. Der Bürger muss oftmals seine Nachweise 
einzeln bei ganz unterschiedlichen Stellen einbringen. Das nervt, und es ist natür-
lich eine Zeitverschwendung. Wir brauchen hier einen Kulturwandel. Wir müssen 
es hinbekommen, dass alle Stellen zusammenarbeiten, alle Behörden zusammen-
arbeiten und der Bürger eben die Verwaltung – egal an welcher Stelle – als Partner 
begreift. Behörden müssen auch besser erreichbar sein. Warum nicht am Sams-
tag? Warum nicht am Abend? Warum nicht die Digitalisierung und sogenannte 
digitale Chatbots nutzen, die rund um die Uhr Auskunft geben? Das ist einfach 
der Appell an die Benutzerfreundlichkeit, wo Bund, Land und Kommunen zusam-
menarbeiten müssen mit einer App, wo alle Verwaltungsleistungen des Freistaates, 
der Landkreise und der Gemeinden gebündelt sind; wir haben uns das in anderen 
Ländern bereits angesehen.

Digitalisierung ist für uns eine Riesenchance. Wir müssen aber auch alle Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter im Freistaat in den Behörden mitnehmen. Generell wollen 
wir einen Schwerpunkt, einen Fokus bei der Ausbildung der Mitarbeiter setzen. Es 
geht nicht nach dem Prinzip, wie ich es einmal gelernt habe, als Erstes zu prüfen, 
ob man örtlich und sachlich zuständig ist. Es geht nicht um die Zuständigkeit, 
sondern es geht darum, wie man dem Bürger helfen, wie man dem Bürger etwas 
ermöglichen kann; dies ist der erste Grundsatz.

Wir haben hier konkrete Verbesserungsmöglichkeiten aufgezeigt. Wir müssen jetzt 
im nächsten Schritt mit Kommunen, dem Freistaat und den unterschiedlichen Be-
hörden das Ziel umsetzen, Verwaltung moderner, digitaler und serviceorientierter 
zu gestalten. Das darf keine Floskel sein, sondern es muss eben für den Bürger 
spürbare Realität im Alltag sein. Ziehen wir gemeinsam an einem Strang! – Noch 
einmal herzlichen Dank für die hervorragende Zusammenarbeit.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Nächster Redner ist 
der Abgeordnete Franz Bergmüller für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Bitte schön, Sie haben das Wort.

Franz Bergmüller (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Entschuldigen Sie, dass ich heute nicht so deutlich sprechen kann, aber 
ich bin brutal schlecht beieinander. Aber das Thema ist wichtig, und ich will mich 
beim Steffen Vogel für seine – ich würde fast sagen – pathetischen Worte über 
die Zusammenarbeit bedanken. Das kann ich nur unterstreichen. Es ist für mich 
und unseren Sachverständigen durchaus ein Genuss, in dieser Atmosphäre zu 
arbeiten; das muss ich wirklich sagen.

Am 05.10.2025 hat der allseits bekannte Carsten Linnemann in "Berlin direkt" 
gesagt, Unternehmen würden in der Bürokratie ersticken. Der Städtetag hat zum 
Bauvereinfachungsgesetz, das jetzt vom Bundesbauministerium auf den Weg ge-
bracht worden ist, gesagt: Da brauchen wir mehr Personal. – Das ist das Verwal-
tungsdenken, das wir ausmerzen müssen. Es muss ein Ruck durchs Land gehen. 
Wir müssen anpacken, und alle Vereinfachungen müssen konsequent umgesetzt 
werden. Wir haben auch gesagt, die Bayerische Verwaltungsschule muss hier 
auch entsprechend anders auf die Ausbildung einwirken, damit es mehr Praxisbe-
zug und mehr Dienstleistungsbereitschaft gibt.

Manchmal ist mir die Entbürokratisierungskommission natürlich schon zu theore-
tisch und hat zu wenig Praxisbezug; da bitte ich um Verständnis. Ich bin immerhin 
42 Jahre selbstständiger Unternehmer und bin es eigentlich so gewohnt. Ich kriege 
das nie raus. Ich war zig Jahre in der IHK-Vollversammlung, in allen Wirtschaftsor-
ganisationen usw.

Das Problem ist: Es gibt immer noch das Gefühl, dass nichts ankommt. Alle bishe-
rigen Entbürokratisierungsbemühungen sind im Endeffekt so verlaufen, dass es 
das Gefühl gibt – vielleicht ist es auch wirklich so –, dass es immer mehr Bürokra-
tie gibt. Warum ist das so? – Weil die Leute, die die Bürokratie abschaffen oder 
anders leben sollen, würden ja ihren eigenen Posten wegrationalisieren, wenn man 
ganz konsequent denkt. So weit müssen wir aber kommen. Wir müssen unseren 
ausufernden Beamtenstaat zurückschneiden.

Bürokratie ist wie eine Krake, die Verwaltung, Gesellschaft und Firmen fest um-
schlossen hat. Es reicht nicht, nur Tentakel abzuschlagen. Wir müssen einen richti-
gen Kahlschlag setzen.

(Beifall bei der AfD)

Wenn man auf der ganzen Welt schaut, dann ist natürlich das Beispiel einschlä-
gig, das der Wissenschaftler Philipp Bagus in der Sachverständigendiskussion 
dargestellt hat, wonach es durchaus möglich ist, zahlreiche Rechtsnormen einzu-
schränken und abzuschaffen. Er hat das Beispiel Argentinien gebracht. Mittlerweile 
gibt es in der Wirtschaftsliteratur einen interessanten Verweis auf Vietnam. Das 
ist eigentlich ein kommunistischer Staat gewesen, aber man sieht: Die Chinesen 
haben ja auch die Entwicklung hin zum Kapitalismus vollzogen, aber die Vietname-
sen haben ein riesiges Wirtschaftswachstum, weil sie eben viele Fesseln abgelegt 
haben. Dahin müssen wir. Betriebe bezeichnen zu 85 % Bürokratie als größtes 
Hemmnis. Aber die Bürger, die Firmen und auch die Kommunen nehmen das 
anders wahr.
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Auch die Verordnungen oder die angeblichen Verlagerungen, wie die Stellplatz-
satzung usw., die zuletzt im Modernisierungsgesetz auf die Kommunen verlagert 
worden sind, sind keine Entbürokratisierung. Das ist eine Verlagerung. Das ist 
falsch. Wir müssen von oben richtig durchgreifen und hier einiges verändern. Im 
Grunde genommen muss man auch sagen: Ihr alle hier drin wart jahrelang an der 
Regierung.

(Johannes Becher (GRÜNE): Manche sind es noch!)

Wir hatten schon zig Entbürokratisierungskommissionen. – Lieber Johannes, wir 
waren nicht an der Regierung.

(Johannes Becher (GRÜNE): Wir in Bayern auch nicht!)

– Ihr wart an der Bundesregierung beteiligt; in Bayern nicht, das ist schon klar. Das 
wird auch noch eine Zeit dauern, oder kommt es überhaupt? Das ist eine andere 
Frage.

(Unruhe bei der AfD)

Grundsätzlich müssen sich auch einmal die Parteien, die in der Regierung waren, 
selbst an die Nase fassen und sagen: Wir müssen das jetzt einmal endgültig 
beseitigen und dieser Krake den Kopf abschlagen.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank. – Bevor wir nun zum 
nächsten Redner kommen, darf ich noch Dr. Hubert Faltermeier begrüßen, der 
vorher noch nicht anwesend war. 

Als Nächstes gebe ich das Ergebnis der vorher durchgeführten Wahl eines Vize-
präsidenten des Bayerischen Landtags, Tagesordnungspunkt 4, bekannt. Gewählt 
ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Bei der 
Ermittlung der erforderlichen Mehrheit werden Enthaltungen nicht berücksichtigt. 
An der Wahl haben 154 Abgeordnete teilgenommen. Ungültig war keine Stimme. 
Auf den Abgeordneten Harald Meußgeier entfielen 29 Ja-Stimmen und 124 Nein-
Stimmen. Ein Abgeordneter hat sich seiner Stimme enthalten. Damit hat der Abge-
ordnete Harald Meußgeier nicht die erforderliche Mehrheit der Stimmen erreicht. 
Der Tagesordnungspunkt 4 ist damit erledigt. 

Ich gebe nun das Ergebnis der vorher durchgeführten Wahl eines Schriftführers 
des Bayerischen Landtags, Tagesordnungspunkt 5, bekannt. Auch hier ist ge-
wählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Bei 
der Ermittlung der erforderlichen Mehrheit werden Enthaltungen auch hier nicht 
berücksichtigt. An der Wahl haben 151 Abgeordnete teilgenommen. Ungültig war 
keine Stimme. Auf den Abgeordneten Dieter Arnold entfielen 29 Ja-Stimmen und 
120 Nein-Stimmen. Der Stimme enthalten haben sich zwei Abgeordnete. Damit 
hat der Abgeordnete Dieter Arnold nicht die erforderliche Mehrheit der Stimmen 
erreicht. Auch der Tagesordnungspunkt 5 ist damit erledigt.

Als nächstem Redner erteile ich nun dem Kollegen Markus Saller für die FREI-
EN WÄHLER das Wort. – Sie haben das Wort.

Markus Saller (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich kann mich den Worten meiner Vorredner Steffen Vogel und Peter 
Tomaschko weitgehend anschließen. Ich werde nicht wiederholen, was schon ge-
sagt wurde. Es war alles richtig, und es war alles gut. Die Zusammenarbeit in der 
Kommission läuft wirklich gut.
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Wir alle sind der Meinung, dass Bürokratie an sich nichts Schlechtes ist; denn die 
Bürokratie setzt den Rechtsrahmen. Sie ist der Rahmen für einen funktionierenden 
Staat. Max Weber – wir sind hier in der Nähe vom Max-Weber-Platz – erwähne 
ich als herausragendes Beispiel. Die Bürokratie neigt aber dazu, sich selbst zu 
vermehren. Das macht sie am Ende problematisch. Es gibt am Ende so viele 
Verflechtungen und so viele Dinge, die geregelt werden. Grundsätzlich soll ein 
Gesetz jedoch etwas Allgemeines sein. Wir kommen jedoch immer mehr dazu, 
dass wir irgendwelche Probleme oder Krisen durch neue Vorschriften in den Griff 
bekommen wollen, die fast schon den Charakter von Einzelfallgesetzen haben. 
Genau das muss man verhindern.

Wir haben das in der Kommission erkannt. Ich muss in diesem Zusammenhang 
Walter Nussel hervorheben, der als entsprechender Beauftragter der Bayerischen 
Staatsregierung agiert. Wir müssen, wenn wir Gesetze und Vorschriften erlassen, 
uns konkret überlegen, ob sie in der Praxis handhabbar und darstellbar sind und 
welche Kosten sie auslösen. Ich nenne als Stichwort den "Praxischeck". Der Pra-
xischeck ist ein unheimlich wichtiges Instrument. Ich denke, das sind Sachen, die 
wir in dieser Kommission gelernt haben.

Am meisten verblüfft mich aber, dass wir im Land eine Verhinderungskultur entwi-
ckelt haben. Vorher ist ja das Thema Vertrauen ganz weit nach vorne gesetzt 
worden; aber wir haben im Land manchmal so eine Verhinderungskultur. Ich nenne 
nur ein Beispiel: Wenn heute jemand etwas bauen möchte, sollten eigentlich alle 
Beteiligten zustimmen und sagen: "Wow, da ist einer, der was bauen will. Jetzt 
müssen wir mal schauen, wie wir das miteinander hinkriegen." So ist es aber 
leider nicht bei uns. Bei uns ist das keine Ermöglichungskultur, sondern eher eine 
Verhinderungskultur. Alle suchen das Haar in der Suppe und das Problem; man 
arbeitet aber eigentlich nicht miteinander an einer vernünftigen Lösung.

Das ist vielleicht etwas, was die juristische Ausbildung mit sich bringt. Wir haben 
viele Juristen unter uns – ich bin selber einer. Sie arbeiten auch in der Verwaltung. 
Viele Verwaltungsbeamte sind wie Juristen geschult. Wir sind exzellent darin, Pro-
bleme zu erkennen und Probleme zu diskutieren; wir sind aber nicht unbedingt so 
gut im Lösen dieser Probleme. Ich glaube, dorthin müssen wir. Dazu gehören auch 
Mut und Kreativität. Es ist wichtig, dass der Rahmen dafür nicht zu eng ist, sondern 
dass auch Spielraum offengelassen wird.

Ich finde den Titel der Kommission wichtig. Wir haben ihn verkürzt, indem wir 
sagen, dass wir Bürokratieabbau machen; aber, wenn man den Titel liest, stellt 
man fest: Es geht darum, das Leben leichter zu machen. Die Bürokratie soll dem 
Menschen dienen. Sie soll keine Freiheiten beschneiden, sondern das Leben leich-
ter machen. Wir haben in der Vergangenheit das Rad überdreht. Das müssen wir 
jetzt zurückdrehen.

Wir tagen auch nicht öffentlich. Wir sollen auch den Staat neu denken. Ja, auch 
solche Dinge muss man ab und zu in die Diskussion werfen. Ist die Verwaltungs-
struktur in dem Fall richtig? Haben wir mit der Nachkontrolle der Verwaltung das 
richtige System? – Alle diese Themen können wir in der Kommission ansprechen, 
und das wird auch gemacht.

Ich bin wirklich dankbar dafür, dass wir fraktionsübergreifend vertrauensvoll daran 
zusammenarbeiten können. Das ist ein gutes Beispiel dafür, das zeigt, wenn man 
sich zusammenraufen möchte, dann funktioniert die Sache auch.

Meine Damen und Herren, letztendlich darf Bürokratie kein Selbstzweck sein. 
Bürokratie muss den Bürgerinnen und Bürgern dienen. Wenn Sie mich fragen, 
woran wir den Bürokratieabbau letztendlich messen können, dann nenne ich – der 
Kollege Franz Bergmüller hat das ja gerade auch ein bisschen angeschnitten – 
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auch die Staatsquote. Wenn wir eine Staatsquote von mehr als 50 % haben, dann 
heißt das, dass jeder zweite Job mittelbar oder unmittelbar vom Staat abhängt. Wir 
brauchen einen schlanken Staat.

Wenn wir Krisen bewältigen müssen, dann neigen wir dazu, drei verschiedene 
Instrumentarien zu bemühen. Entweder sagen wir: "Wir brauchen eine neue Vor-
schrift", oder wir sagen: "Wir brauchen mehr Personal", oder wir sagen: "Wir brau-
chen mehr Geld". Mit diesen Instrumenten glauben wir jede Krise bewältigen zu 
können. Damit allein wird es aber nicht gehen. Wenn wir am Ende des Tages 
zum Bürokratieabbau kommen, werden wir das daran ablesen können, ob wir die 
Staatsquote senken können.

Man muss sagen: Bürokratieabbau ist dringender notwendig denn je; denn die 
Wirtschaft ächzt unter der Bürokratie. Ich habe selber lange genug für Handwerks-
unternehmen gearbeitet. Wir müssen schauen, dass die Leute ihre Professionen 
ausüben können und sich nicht mit irgendwelchen Formularen oder anderen Sa-
chen drangsaliert fühlen.

Wir sind auf dem richtigen Weg. Ich freue mich auf die weitere Zusammenarbeit. 
Die Kommission ist mutig gegründet worden. Mir ging es am Anfang genauso 
wie Steffen Vogel. Wir haben am Anfang gedacht: "Um Gottes Willen, was tun 
wir uns da eigentlich an?". Fünfzig Jahre lang hat man versucht zu entbürokrati-
sieren. Fünfzig Jahre lang ist eigentlich nichts rausgekommen. Wir haben aber 
einen entscheidenden Hebel. Wir müssen nämlich alle Bereiche digitalisieren. Der 
Digitalisierungsdruck ist mittlerweile so groß, dass die Entbürokratisierung mit ihr 
gelingen kann und gelingen muss. Meine Damen und Herren, vielen Dank.

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege – Der 
nächste Redner ist der Kollege Johannes Becher für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Johannes Becher (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ein Jahr nach dem Einsetzen der Enquete-Kommission haben wir 
nun den Zwischenbericht. Wir sehen Bereicherung und Ernüchterung. Bereiche-
rung haben wir, weil jede Sitzung spannend ist und geprägt ist von einer hohen 
Bereitschaft, vom Zuhören, vom gemeinsamen Denken, vom Überlegen und vom 
Aufeinander-Zugehen. Im Ausschuss will man eine Mehrheit; in der Enquete-Kom-
mission will man eine Lösung. Das ist der Geist. Daher mein herzlicher Dank 
an die Kolleginnen und Kollegen, an den Vorsitzenden Steffen Vogel, aber auch 
an alle Gäste, die uns Praxisbeispiele geliefert haben. Herzlichen Dank für Ihre 
Unterstützung alle miteinander!

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der CSU und der SPD)

82 Empfehlungen haben wir ausgesprochen. Die meisten von ihnen wurden ein-
stimmig ausgesprochen – nicht alle, aber die meisten von ihnen schon. Wie viele 
von ihnen wurde umgesetzt? – Fast keine. Ernüchterung macht sich breit. Spüren 
denn die Menschen jetzt schon eine Besserung, seitdem es die Enquete-Kommis-
sion gibt? Ist es jetzt unbürokratischer als vor einem Jahr? – Nicht wirklich. Die 
Staatsregierung greift teilweise Empfehlungen auf, wie etwa beim Verzicht auf 
Verwendungsnachweise bei kleinen Förderungen. Sie gibt aber ein diffuses Bild 
ab. Ich kann mich daran erinnern: Markus Söder wollte bayerische Statistiken im 
Wirtschaftsbereich abschaffen. In der Enquete-Kommission haben wir dann festge-
stellt, dass es keine einzige gibt.

Dann gab es die Idee, dass man, wenn ein neues Gesetz geschaffen wird, zwei 
Gesetze abgeschafft werden müssen. Das ist aus meiner Sicht völliger Käse. Ge-
setze zu zählen bringt nichts. Das war nur ein wirkungsloser Überschriftensprech.
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Dann haben wir aktuell die Situation der Kinderstartgeldeinführung. Es drohen 
uns 100.000 neue Anträge pro Jahr. Das, was beim Familiengeld bisher ohne 
eigenen Antrag automatisch ging, wird jetzt neu mit einem Antrag gemacht, also 
antragspflichtig, damit die Menschen erkennen, dass es sich um eine bayerische 
Leistung handelt. Damit drohen uns jährlich 100.000 neue Anträge. Das ist das 
Gegenteil von Entbürokratisierung!

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD)

Die Enquete-Kommission hat eine Reise nach Dänemark durchgeführt. Man denkt: 
Dänemark ist ein Nachbarland, aber das ist eine andere Welt. Dort ist alles digital, 
transparent, total serviceorientiert. Die Dänen haben hohes Vertrauen in den Staat 
– und der Staat hat hohes Vertrauen in die Menschen. Das ist geradezu das 
Gegenteil von dem, wie es bei uns ist.

Vertrauen gewinnt man durch Service, mit Freundlichkeit, verständlicher Sprache, 
mit einem ganz einfachen digitalen Angebot, das so gut ist, dass es jeder anneh-
men will. Keep it simple. Vertrauen gewinnt man durch Transparenz. Transparenz 
wird durch öffentliche Daten geschaffen. Unser Staat weiß alles. Oft tut er aber 
so, als wisse er gar nichts, und bezeichnet das dann als "Datenschutz". Das geht 
nicht. Das, was woanders mit dem Datenschutz geht, das muss auch bei uns 
gehen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD)

Die Menschen brauchen mehr Vertrauen vom Staat, weniger Dokumentation, weni-
ger Verwendungsnachweis. Trotzdem gilt der Grundsatz: Vertraue, aber prüfe – 
nicht alles und jeden, aber eben Stichproben. Wenn das passt, dann gibt es mehr 
Freiraum, wenn es aber nicht passt, dann wird es richtig teuer. Der Anständige 
muss entlastet werden, und der Betrüger muss zahlen. Das ist nicht nur eine Frage 
der Entbürokratisierung, sondern eine Frage der Gerechtigkeit, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wie schaffen wir jetzt das? Wie geht das? – Der Schlüssel ist Digitalisierung. Das 
haben wir in Dänemark gesehen. Eine gemeinsame Digitalisierungsstrategie von 
Bund, Ländern und Kommunen, bei der Standards definiert sind, Schnittstellen 
definiert sind, und dann müssen alle mitmachen, alle Körperschaften des öffentli-
chen Rechts wie die Rentenversicherung und die Arbeitsagentur. Wir sind Meister 
der IT-Insellösung, bei der alle die freie Entscheidung haben: Habe ich heute 
Lust auf eine einheitliche Behördenkommunikation? So wird das nichts. Bei der 
Digitalisierung gilt: entweder ganz oder gar nicht. Einmal beschließen, dann einen 
Standard haben und diesen sauber durchziehen. Das muss das Ziel sein, das 
macht Dänemark uns vor. Wenn wir es anders machen, werden wir scheitern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die zentrale Aufgabe für ein Digitalministerium wäre es eigentlich, sich um eine 
solche Strategie zu kümmern. Solange allerdings jeder Hausmeister in der Staats-
kanzlei mehr Zuständigkeiten hat als unser Digitalministerium, wird es wahrschein-
lich nichts werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bayern faxt und Dänemark schafft die Post ab. Das sind die Realitäten im 
Jahr 2025. In Dänemark ist die Bürokratie dagegen so einfach wie Online-Banking. 
Man loggt sich einmal ein und kann alles machen. Man hat eine Nummer für alles: 
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Steuer, Krankenversicherung, Rentenversicherung, Sozialversicherung. Man hat 
für alles eine Nummer und das geht. Ich kann ein Grundstück kaufen, ohne dass 
ich zum Notar gehe. Das ist schlecht für Notare, aber in Dänemark funktioniert 
es. Die Steuererklärung erstellt der Staat automatisiert mit den Daten, die ohnehin 
vorhanden sind. Was für ein Service.

Jetzt kann man sagen: Ja gut, das ist Dänemark, das ist eine andere Kultur. – 
Wir müssen uns verändern. Das braucht Mut, beispielsweise Mut zur Fehlertole-
ranz. Das geht uns völlig ab. Mutig sein bedeutet, dass man bereit ist, ein Risiko 
einzugehen. Freiheit bedeutet, dass man bereit ist, Verantwortung zu übernehmen. 
Zudem brauchen wir den Schulterschluss zwischen Deutschland, Bayern und den 
Kommunen. Ich bin überzeugt, wir können es besser, wir können Digitalisierung 
besser umsetzen: digital, effizient, serviceorientiert, schnell und einfach. Wir müs-
sen uns gewaltig anstrengen, Zeit aufzuholen, liebe Freundinnen und Freunde, 
weil wir leider meilenweit hinterher sind.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Nächste 
Rednerin für die SPD-Fraktion ist Frau Kollegin Katja Weitzel. Bitte, Sie haben das 
Wort.

Katja Weitzel (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
mein Dank gilt zunächst den Kolleginnen und Kollegen in der Enquete-Kommis-
sion, die geprägt ist von Sacharbeit ohne Parteipolitik. Als wir vor circa einem 
Jahr die Enquete-Kommission eingesetzt haben, ahnten wir allein aufgrund der 
Größe des Fragenkatalogs, was für eine Aufgabe auf uns zukommt. Der Ruf nach 
Bürokratieabbau ist oft – und ich muss auch sagen leider – eine populistische 
Forderung und in Bierzeltreden und Diskussionsrunden ganz laut präsent; aber 
Allheilmittel ist Bürokratieabbau nicht und es ist nicht einfach, sondern höchst 
komplex. Ich habe für mich aus den vielen Sitzungen drei Dinge mitgenommen:

Erstens. Bürokratie ist nicht einfach vom Himmel gefallen. Sie wurde vom Gesetz-
geber eingeführt und besteht manchmal eben zu Recht. Ja, der Gesetzgeber 
übertreibt es manchmal mit den Anforderungen an die Wirtschaft, an die Land-
wirtschaft, an Bildungseinrichtungen oder an das Gesundheitswesen; aber so un-
terschiedlich diese Bereiche sind, so unterschiedlich sind eben die gesetzlichen 
Anforderungen. Entsprechend unterschiedlich sind die Erwartungen in der Bevöl-
kerung an die Qualität von Regelungen und Richtlinien. Bei den Vorgaben im 
Gesundheitswesen sind die Anforderungen, die gestellt werden, wesentlich höher, 
als das vielleicht in der Wirtschaft der Fall ist, weil es um unser aller Gesundheit 
geht. Daher gilt es, die Regeln in jedem einzelnen Bereich nach dessen eigenen 
Anforderungen auf den Prüfstand zu stellen und zu entscheiden, welche gesetz-
liche Vorgabe sinnvoll ist und welche gestrichen werden kann; aber eine Rasen-
mähermethode in einer unglaublichen Geschwindigkeit, am besten noch mit der 
Kettensäge, führt zu gar nichts. Wenn wir das machen, dann wachen wir morgen 
nicht mehr in einem Rechtsstaat auf, sondern es gilt das Recht des Stärkeren. Ich 
glaube nicht, dass wir das wollen.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens. Bürokratie ist nicht immer schlecht. Die Vorredner haben es schon aus-
geführt. Sie sorgt für Rechtssicherheit, sie sorgt für Transparenz von Verwaltungs-
entscheidungen und damit auch für Akzeptanz in der Bevölkerung. Gerade das 
Berichtswesen und die Dokumentationspflicht, die oft bejammert werden, dienen 
auch der Eigenkontrolle und damit dem Eigenschutz.
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Manchmal stelle ich fest, Bürokratie wird gerne als Monster dargestellt und für alle 
aktuellen Probleme verantwortlich gemacht. Ich finde das blauäugig und viel zu 
kurz gegriffen. Die Menschen haben zu Recht den Eindruck, der Staat sei nicht 
mehr richtig funktionsfähig: Die Bahn kommt zu spät, der Bus fährt überhaupt nicht, 
Schulgebäude befinden sich in einem bedauernswerten Zustand, Baumaßnahmen 
dauern viel zu lang. Das hat jedoch nicht immer und ausschließlich mit der Büro-
kratie zu tun. Häufig liegt es daran, dass über Jahrzehnte die schwarze Null vor 
sich hergetragen wurde und vor allen Dingen die Kommunen, die vieles umsetzen 
müssen, kaputtgespart wurden. Bei den Behörden ist Ähnliches passiert. Die Ka-
pazitäten, um schneller zu arbeiten, sind nicht mehr da. Das hat mit Bürokratie 
nichts zu tun und gehört ebenfalls zur Wahrheit.

Einige identifizieren Bürgerrechte, Rechtswege und Beteiligungsrechte als die Wur-
zel allen Übels: Im Bauwesen dauert es viel zu lang, weil Bürgerentscheide gefasst 
werden müssen und vielleicht noch Gerichtsverfahren durchgeführt werden. Ja, 
Demokratie und Rechtsstaat sind anstrengend; aber sie sind ein hohes Gut. Ich 
möchte nur kurz ein paar Negativbeispiele nennen: die Abschaffung des Berichts-
wesens beim Gleichstellungsbericht oder beim Klimaschutzbericht. Dabei geht es 
auch darum, dass wir unsere eigenen Rechte beschränken, weil uns diese Berich-
te vorgelegt werden sollen. Wir sind der Gesetzgeber. Wir prüfen, welche Gesetze, 
die wir erlassen haben, sinnvoll sind und wo wir nachsteuern müssen. Wenn wir 
das Berichtswesen abschaffen, verändern wir das zu unseren eigenen Lasten. 
Über alle Dinge, die wir tun, müssen wir nachdenken.

Mein dritter Punkt ist schon angesprochen worden: die Digitalisierung. Ich frage 
immer alle Sachverständigen, ob ihnen nicht schon ordentlich geholfen wäre, wenn 
wir eine gescheite Digitalisierung hinbekommen. Dabei geht es oft nicht nur um die 
Anwendung von Digitalem, sondern um die Schnittstellen zwischen den Einrichtun-
gen und der Verwaltung und der Verwaltungen untereinander.

Zum Abschluss zitiere ich die österreichischen Kollegen, die wir eingeladen hatten, 
die sagten, eine Plattform zu bauen, habe rund dreißig Jahre gedauert. Bei dem 
jetzt vierten Modernisierungsgesetz sehe ich noch nirgendwo, dass sich bei der 
Digitalisierung irgendetwas tut oder irgendetwas verbessert hat; aber es braucht 
Zeit. Vielleicht braucht die Staatsregierung noch ein bisschen Zeit, die wir leider 
nicht haben. Wir werden das weiterverfolgen und unseres dazu tun, Dinge auf 
den Weg zu bringen, die wir möglichst schnell umsetzen. Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Frau Kollegin. – Nächster 
Redner ist für die CSU-Fraktion Herr Dr. Alexander Dietrich. Herr Kollege, Sie 
haben das Wort.

Dr. Alexander Dietrich (CSU): Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Dem Dank meiner Vorrednerinnen und Vorredner möchte ich mich anschlie-
ßen. Wir haben wirklich eine hervorragende Zusammenarbeit in der Enquete-
Kommission, und ich glaube, eines zieht sich wie ein roter Faden durch alle 
Handlungsfelder, die wir besprochen haben und auch durch die heutige Debatte: 
Der Schlüssel für einen modernen, effizienten Staat, der liegt nicht in Berichten, 
sondern in einer vernünftigen, zielgerichteten Digitalisierung und in der Nutzung 
neuer Technologien.

(Beifall bei der CSU)

Ohne eine vernünftige Digitalisierung, ohne den Mut und ohne diese Haltung, neue 
Technologien wie die KI einzusetzen, geht es schlicht nicht mehr. Das haben wir, 
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glaube ich, in Dänemark eindrücklich vor Augen geführt bekommen. Das wurde 
heute hier schon angesprochen. Was haben wir als Erkenntnis mitgenommen? 
– Wir haben viele Details gesehen, auf die ich in der wenigen Zeit gar nicht 
eingehen möchte; aber eines habe ich für mich mitgenommen: Wenn wir es in 
Deutschland und in Bayern mit der Digitalisierung ernst meinen, dann brauchen wir 
ein echtes Umdenken in der Politik, aber auch in der Verwaltung. Wir brauchen 
einen wirklichen Kulturwandel. Wir müssen die Digitalisierung in erster Linie als 
Chance begreifen und nicht als Risiko. Das ist die heutige Haltung, die wir haben.

Wir müssen Dinge ausprobieren, wir müssen Fehler zulassen, wir müssen aus 
diesen Fehlern lernen und uns dann anpassen. Dieses starre Festhalten an alten 
Abläufen, dieses ewige Prüfen, Testen, Nachjustieren, lähmt uns. Während wir 
noch am Konzeptpapier schreiben, hat sich die Welt draußen längst weitergedreht. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, so kann es nicht weitergehen.

(Beifall bei der CSU)

Wir müssen uns auch neu aufstellen und unseren Föderalismus in gewisser Weise 
neu definieren. Wir stellen immer wieder fest, dass Föderalismus so, wie wir ihn 
heute leben, mit der Digitalisierung nicht funktioniert. Wir brauchen verbindliche 
Vorgaben und einheitliche Standards für die Kommunen. In diesem Zusammen-
hang müssen wir auch die Organisationshoheit der Kommunen betrachten und im 
Rahmen der Verfassung als Staat Vorgaben machen. Es ist absurd, dass in Bay-
ern jede Kommune und jedes Landratsamt eigene Softwarelösungen für dieselben 
Aufgaben einsetzt. Diese Vielfalt schadet mehr als zu nutzen. In Dänemark haben 
wir gesehen, wie es besser funktioniert: einheitliche Systeme, klare Strukturen, 
weniger Reibungsverluste.

Wir müssen auch mehr auf die Privatwirtschaft setzen. Als Staat tun wir in der 
Digitalisierung noch viel zu viel selbst. Wir bauen schließlich auch keine Polizeiau-
tos selbst, sondern das machen BMW oder Audi. Bei der Software meinen wir als 
Staat immer, wir könnten das alles selbst. Das ist Unsinn und ein Irrweg. In Däne-
mark haben wir gesehen, welch tolle europäische IT-Unternehmen es gibt, die das 
können. Gemeinsam mit diesen müssen wir die Digitalisierung voranbringen.

Schließlich brauchen wir einen pragmatischen Datenschutz. Auch das ist schon 
angesprochen worden. Datenschutz darf nicht länger zum Bremsklotz für die Digi-
talisierung werden. Wir müssen hier alle Spielräume nutzen, die das Recht uns 
heute schon bietet. Davon gibt es viele. Unsere Datenschutzbehörden sollten 
diese Spielräume ermöglichen und nicht einengen, liebe Kolleginnen und Kollegen; 
denn eines muss auch im Datenschutz gelten – auch das ist schon angesprochen 
worden –: Vertrauen geht vor Kontrolle. Wenn jeder Entscheidung und Datenver-
arbeitung mit Misstrauen begegnet wird, schaffen wir eine Kultur der Angst, und 
diese ist der Tod jeder Innovation, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Wir brauchen also einen echten Kulturwandel. Ich bin davon überzeugt, bis dahin 
ist es noch ein langer Weg. Aber wenn wir diesen gemeinsam, entschlossen, 
mutig, pragmatisch und mit gesundem Menschenverstand beschreiten, können wir 
unser Land wirklich voranbringen. Daran arbeiten wir in der Kommission mit großer 
Leidenschaft, und ich denke, das werden wir auch weiterhin tun.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist hiermit geschlossen, und 
der Tagesordnungspunkt ist damit erledigt.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 7 auf:
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Beratung der zum Plenum eingereichten Dringlichkeitsanträge

Vorab gebe ich bekannt, dass zum Dringlichkeitsantrag der AfD-Fraktion betreffend 
"Brandanschläge auf AfD- und CSU-Büros, Polizei und Infrastruktur – Linkem 
Terror endlich einen Schlusspunkt setzen!" auf Drucksache 19/8271 namentliche 
Abstimmung beantragt wurde.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes 
Becher, Jürgen Mistol u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Stopp des Verkaufs des alten Strafjustizzentrums München: 
Wohnraum schaffen statt Privatisierung öffentlichen Eigentums 
(Drs. 19/8267)

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Horst 
Arnold, Sabine Gross u. a. und Fraktion (SPD)
Kein Verkauf des Strafjustizzentrums - Bezahlbarer Wohnraum für 
München statt teurer Luxuswohnungen (Drs. 19/8273)

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache und erteile Herrn Kollegen Christian 
Hierneis das Wort, der schon wartet, Bitte.

Christian Hierneis (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, werte Kollegin-
nen und Kollegen! Das Strafjustizzentrum in München steht derzeit im Fokus der 
medialen und öffentlichen Aufmerksamkeit, und das zu Recht. Als zuständiger, 
direkt gewählter Stimmkreisabgeordneter befasse ich mich mit dem Thema schon 
länger. Das alte Strafjustizzentrum an der Nymphenburger Straße wird in naher 
Zukunft leer stehen. Das Grundstück gehört dem Freistaat Bayern. Nachdem die 
Staatsregierung im Jahr 2023 großmächtig und direkt nach einem Ministerratsbe-
schluss angekündigt hatte, der Freistaat würde bezahlbaren Wohnraum im Zen-
trum Münchens schaffen, hat sie irgendwann im Juli dieses Jahres beschlossen, 
das Grundstück zu verkaufen und diese Entscheidung vermutlich wegen schlech-
ten Gewissens erst fünf Wochen später verkündet.

Dieser Beschluss reiht sich in eine Politik der Staatsregierung ein, die im negativen 
Sinne ihresgleichen sucht. Laut Antwort der Staatsregierung auf eine Anfrage von 
uns GRÜNEN wurden zwischen 2012 und 2022 57 staatliche Grundstücke mit 
einer Gesamtgröße von rund 11 Hektar alleine in bayerischen Städten mit über 
50.000 Einwohnern verkauft. In den letzten 22 Jahren wurden alleine in München-
Hartmannshofen 91 staatliche Grundstücke verkauft. Zudem erinnern wir uns an 
das Grundstück an der Seidlstraße im Herzen von München, das gegen den Willen 
der Bevölkerung meistbietend versilbert wurde. Aktuell geht die Alte Akademie in 
München vermutlich an einen CSU-Amigo. Die beiden Grundstücke sind ebenfalls 
in meinem Stimmkreis. Diese Filetgrundstücke will ich nicht in den Händen von 
Investoren, sondern gerne in den Händen des Staates sehen.

Gleichzeitig verfehlt Ihre BayernHeim sämtliche vom Ministerpräsidenten vollmun-
dig erklärten Wohnbauziele, und zwar drastisch. Würden Sie Ihre eigenen Grund-
stücke für den Wohnungsbau nehmen, wären Sie schon ein ganzes Stück weiter.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD)

Anstatt bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, verscherbeln Sie diese Grundstücke 
an Investoren, die dort Wohnungen bauen, die sich Normalverdiener in München 
nicht leisten können und die nicht in die Nachbarschaft passen. Sie tragen damit 
zur Gentrifizierung in unseren Städten bei. Sie sagen, sie bauen lieber anderswo 
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in München. Ich frage mich nur, wo Sie gerade in München bauen; denn mir ist 
hier nichts bekannt. Anderswo in München heißt auch immer, auf den letzten Grün-
flächen oder in den letzten Frischluftschneisen zu bauen, die wir in dieser dicht 
bebauten Stadt dringend erhalten müssen. Anderswo heißt schließlich auch, auf 
den letzten landwirtschaftlichen Flächen in München zu bauen. Diese brauchen wir 
aber für die regionale Ernährung und die Biodiversität. Wir müssen diese Flächen 
in München bewahren und dürfen sie nicht zubauen, nur weil sie keine Lust haben, 
das Projekt Strafjustizzentrum in Angriff zu nehmen.

Das wäre ein Vorzeigeprojekt, ein echtes Pilotprojekt. Längst ist in den Köpfen 
der Menschen angekommen, dass Abriss und Neubau nicht der richtige Weg sein 
können. Das ist die Vernichtung von Rohstoffen und graue Energie. Umbau und 
Sanierung im Bestand ist die Zukunft. Das neue Bauen ist das Bauen im Bestand. 
Umbau muss das neue "Normal" werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Natürlich ist dies ein besonderes Gebäude, und natürlich wird der Umbau nicht ein-
fach, aber es gibt schon viele, viele Vorschläge von Architekten und Universitäten, 
wie das gelingen kann, mit sinnvoller Mischnutzung und bezahlbaren Wohnungen. 
Trauen Sie sich! Zeigen Sie, dass die Staatsregierung den Mut hat, ein solches 
Projekt anzugehen. Legen Sie nicht die Hände in den Schoß und sagen, das ist 
mir zu kompliziert, dann verkaufe ich es lieber und habe keinen Stress. Nein, 
Politik muss Mut zeigen, anpacken und die Bedürfnisse der Menschen befriedigen. 
Dazu gehört auch bezahlbarer Wohnraum.

Aber völlig sicher, dass die Entscheidung richtig ist, sind Sie sich offenbar selbst 
nicht; denn sonst würden Sie die immer wieder angekündigte Machbarkeitsstudie 
nicht verschämt unter Verschluss halten. Vielleicht gibt es die Machbarkeitsstudie 
auch gar nicht und Sie haben schon vorher aufgegeben. Sie sollten aber nicht 
aufgeben und sich keinen schlanken Fuß machen, sondern anpacken! Sie haben 
die Grundstücke und die Möglichkeiten. Trauen Sie sich an das Grundstück und 
das Gebäude heran und zeigen Sie, dass Politik gestalten kann, Neues wagt und 
etwas voranbringt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Nächster 
Redner ist Herr Abgeordneter Florian von Brunn für die SPD-Fraktion. Bitte, Herr 
Kollege, Sie haben das Wort.

Florian von Brunn (SPD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, verehrte Damen 
und Herren! Wir haben uns in München gefreut, als es im Februar 2023 vom 
Staatsminister hieß, wir würden auf dem Gelände des alten Strafjustizzentrums an 
der Nymphenburger Straße bezahlbare Wohnungen bauen. Es wurde auch eine 
Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben. In der Sommerpause gab es nun plötzlich 
eine Kehrtwende. Angeblich aus wirtschaftlichen Gründen will man das jetzt nicht 
mehr tun, sondern das Grundstück verkaufen. Wieder einmal zeigt sich in der 
Wohnungspolitik, dass die Ankündigungen der Söder-Regierung nichts wert sind, 
verehrte Damen und Herren.

Das Grundstück, um das es hier geht, ist eines der letzten zentral gelegenen, grö-
ßeren und freien Grundstücke in München. Man könnte dort fast 400 Wohnungen 
bauen. Aber statt selbst zu bauen, sagt der Freistaat jetzt: Nein, wir verkaufen 
lieber an Höchstbietende. Hier stelle ich mir die Frage: Was haben Sie, Herr 
Bernreiter, eigentlich aus dem Desaster der Landesbank- und GBW-Wohnungen 
gelernt? Der Verkauf dieser Wohnungen hat dazu geführt, dass die Mieterinnen 
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und Mieter Mieterhöhungen, soziale Verwerfungen und Verdrängung hinnehmen 
mussten. Wann lernen Sie aus Ihren Fehlern?

(Beifall bei der SPD)

Was passiert, wenn man Wohnungen auf dem freien Markt verkauft? – Dann 
erhält der Höchstbietende den Zuschlag. Was wird dort wohl entstehen? –Luxus-
wohnungen, aber keine Wohnungen, die sich Normalverdiener in München leisten 
können. Sie sagen zwar, Luxuswohnungen seien keine Option, aber verkaufen 
dann höchstbietend. Mehr Widerspruch geht an der Stelle nicht. Sie verweigern 
auch eine klare Aussage, wie Sie erreichen wollen, dass dort bezahlbare Wohnun-
gen gebaut werden. – Keine Garantie, keine Glaubwürdigkeit, Herr Bernreiter! 
Sie wollen den geplanten Verkauf offensichtlich nicht an soziale Auflagen und die 
Bedingung bezahlbarer Mieten binden. Daher stelle ich die Frage: Woher sollen 
wir eigentlich wissen, dass Sie den Verkaufserlös in bezahlbare Wohnungen inves-
tieren wollen, vor allem vor dem Hintergrund, dass Sie Ihr Versprechen gerade 
gebrochen haben?

Dazu passt auch, dass Sie die Machbarkeitsstudie wegschließen und verheimli-
chen. Niemand darf sie sehen, nicht einmal Abgeordnete, die danach fragen. Des-
wegen hat die "Süddeutsche Zeitung" auch treffend formuliert: An der Sache muss 
etwas faul sein.

Dieses Vorgehen, das Sie da praktizieren, findet auch in Ihrer eigenen Koalition 
zunehmend Kritik. Da wird gesagt, das hat vielleicht das Kabinett entschieden, 
aber nicht die Fraktionen haben das. Es gibt in der CSU Kritik, es gibt bei den 
FREIEN WÄHLERN Kritik und bei den Mietervereinen, die die Münchner Mieterin-
nen und Mieter als Betroffene vertreten, gibt es scharfe Kritik, weil sie sagen: Man 
weiß in ganz Deutschland, wie die Situation in München ist, und trotzdem will man 
dieses Grundstück verscherbeln.

Herr Minister, wir akzeptieren das nicht! Stoppen Sie diesen Verkauf sofort! Ver-
öffentlichen Sie die Machbarkeitsstudie und bauen Sie auf diesem Grundstück 
bezahlbare Wohnungen für die Menschen in München und Umgebung!

(Beifall bei der SPD)

Vielleicht noch zum Schluss für Ihr Stammbuch: Öffentlicher Grund muss in öffent-
licher Hand bleiben. München braucht Wohnungen für normale Menschen und 
keine Luxuswohnungen für Reiche. Wer bezahlbaren Wohnraum will, muss ihn 
selbst schaffen. Werden Sie dieser Verantwortung gerecht! – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Nächster 
Redner ist für die CSU-Fraktion der Kollege Jürgen Baumgärtner. Sie haben das 
Wort, bitte.

Jürgen Baumgärtner (CSU): Herr Präsident, meine Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! An die beiden Vorredner: Sie merken es selbst, Sie 
haben ja nicht einmal den Applaus Ihrer eigenen Fraktion!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Sie müssten schon an der Reaktion Ihrer eigenen Kolleginnen und Kollegen er-
kennen, dass die Bürgerinnen und Bürger es leid sind, hier solche ideologischen 
Plattitüden anzuhören. Ich sage das ausdrücklich.
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(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Florian von Brunn (SPD): 
Herr Baumgärtner, sprechen Sie einfach zur Sache!)

Es gibt eine Sache, die mir wichtig ist: Es war immer klar, dass wir Architects for 
Future und Abbrechen Abbrechen in den Prozess besser einbinden. – Das ist nicht 
so gelungen, wie wir das wollten. Das tut mir leid.

Wir haben den ersten Schritt gemacht. Wir haben uns mit diesen jungen Menschen 
getroffen. Wir haben uns unterhalten. Ich habe junge Menschen mit viel Kompe-
tenz, mit viel Enthusiasmus und mit viel Fleiß getroffen. Das sind Attribute, mit 
denen man die CSU erreichen kann. Mit "Ich mach mal den Eisbären" und "Ich 
klebe mich auf der Straße fest" erreichen Sie uns definitiv nicht.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Mein lieber Kollege von Brunn, ich will einmal in aller Sachlichkeit erläutern, was 
hier beim Justizzentrum eigentlich passiert:

(Florian von Brunn (SPD): Sie sind unglaublich sachlich, Herr Baumgärtner! 
Alles, was Sie bislang gesagt haben – nur sachlich!)

Das Justizzentrum ist im Wesentlichen eine Einrichtung, die abgewirtschaftet ist. 
Sie ist verbraucht. Das ist bei einem öffentlichen Gebäude nach fünfzig Jahren 
ganz normal.

Wenn das Gebäude also in die Jahre gekommen ist, dann stellt man sich irgend-
wann diese Fragen: Was macht man mit diesem Gebäude? Ist dieses Gebäude 
für die nächsten fünfzig Jahre noch das richtige Gebäude für die Aufgaben der 
Zukunft? Wie wollen wir mit dem Gebäude umgehen? – Und dann stellt man sich 
die Frage: Sanierung oder Neubau?

Das Gebäude wurde untersucht, und man kam zum Ergebnis, dass eine Sanierung 
im Bestand nicht wirtschaftlich ist. Das war vor vielen Jahren. Deswegen hat man 
sich klugerweise für den Neubau entschieden.

(Andreas Winhart (AfD): Haben Sie das Gutachten gelesen?)

Wenn dieses Gebäude dann leer ist, kümmert sich die Immobilien Freistaat Bayern 
um dieses Gebäude und stellt grundsätzlich die Frage: Gibt es für dieses Gebäude 
denn einen staatlichen Bedarf? – Man kam dann zu dem Ergebnis, dass es für 
dieses Gebäude keinen staatlichen Bedarf gibt.

Dann ist es das Normalste von der Welt, dass man weiter prüft und überlegt: Kann 
man mit diesem Grundstück möglicherweise Wohnraum schaffen? Und das hat die 
IMBY gemeinsam mit dem Ministerium für Wohnen, Bau und Verkehr gemacht.

Man hat drei Sachen untersucht: Ist man in der Lage, im Bestand zu sanieren? 
–Natürlich ist man in der Lage, im Bestand zu sanieren; das kostet erheblich viel 
Geld und ist mit nicht kalkulierbaren Risiken verbunden.

Man hat die zweite Variante untersucht: Wie sieht es denn aus, wenn man teil-
abreißt? – Auch hier kommen wir zum Ergebnis: hohe Kosten, nicht kalkulierbares 
Risiko.

Die Variante Nummer drei: Gesamtabriss und Neubau? – Das ist eine Variante, die 
auf diesem Grundstück durchaus denkbar ist.

Und die Variante vier: Wir stellen gegenüber; wir bauen auf einem neuen Grund-
stück nach den jetzigen Standards.
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Diese vier Sachen wurden mit dem Ergebnis geprüft, wie ich es dargestellt habe: 
Eine Sanierung im Bestand ist viel zu teuer und nicht beherrschbar.

Es geht bei diesem Grundstück aber noch viel weiter. Das Grundstück ist was ganz 
Besonderes. Es ist mit einem Bebauungsplan überzogen. Dieser Bebauungsplan 
schränkt die Nutzung auf öffentliche Verwaltung ein.

Wenn man also ein Grundstück hat, das mit einem Bebauungsplan belegt ist und 
das nur für die öffentliche Verwaltung genutzt werden kann, ist der nächste Schritt: 
Man redet mit der Kommune, mit der Stadt München.

(Florian von Brunn (SPD): Sie werfen hier doch Nebelkerzen! – Gegenruf von 
der CSU: Zuhören!)

Die Stadt München hat Folgendes gesagt: Für uns kommt nur eine Variante in 
Frage, nämlich die Sanierung im Bestand. – Das ist also die unwirtschaftlichste, 
die teuerste Variante. Die Stadt München will diese Staatsregierung in ein erneutes 
Fiasko schicken. Das ist die politische Wahrheit.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Florian von Brunn (SPD): 
Das ist völlig absurd!)

Das Grundstück muss natürlich auch bei einem solchen Prozess nach Wert und 
Preis zum jetzigen Stand und nach Wert und Preis in der Zukunft betrachtet wer-
den. Man wird dann feststellen, dass dieses Grundstück für die Bürgerinnen und 
Bürger in diesem Stadtteil einen hohen Wert hat.

Glauben Sie mir, ich habe immer formuliert: Was in Kronach falsch ist, kann in 
München nicht richtig sein.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Gut!)

Wir müssen deswegen gut aufpassen, was wir mit diesem Grundstück machen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Meine Damen und Herren, man muss wissen, dass dieses Grundstück im Poten-
zial 400 Millionen Euro erzielen kann. 400 Millionen Euro sind der mögliche Preis, 
den wir erzielen können. Das ist eine Sache, die man mit der Stadt München 
diskutieren muss. Wir als Parlamentarier strecken die Hand aus.

An den Verkaufsabsichten der Staatsregierung ist bei dieser Sachlage im Übrigen 
aber nicht zu rütteln. Das ist folgerichtig.

(Florian von Brunn (SPD): Was haben Sie dann der "Süddeutschen Zeitung" 
gesagt?)

Dass die Stadt München sich keinen Millimeter bewegt und auf einem teuren 
Grundstück die unwirtschaftlichste Lösung durchsetzen will, ist nicht in Ordnung. 
Diese Lösung ist nicht korrekt. Diese Lösung wird es mit uns nicht geben. Im 
Übrigen habe ich gegenüber der "Süddeutschen Zeitung" genau das in dieser 
Klarheit formuliert.

(Florian von Brunn (SPD): Nein, das haben Sie nicht gesagt!)

Das habe ich gemacht.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Florian von Brunn (SPD): 
Als Tiger gesprungen, als Bettvorleger gelandet! – Gegenruf des Abgeordne-
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ten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Tiger ist er keiner! – Zuruf des Abgeord-
neten Florian von Brunn (SPD))

– Ja, ja, wissen Sie, das ist der Unterschied zwischen uns beiden: Ich weiß genau, 
was ich gesagt habe, und ich kann mich auch daran erinnern. Ich falle auch nicht 
jeden Tag in eine andere Richtung um.

Das sind die grundsätzlichen Fragen, die man jetzt beantworten muss: Braucht die 
Stadt München bezahlbaren Wohnraum? – Ich komme da zu dem klaren Ergebnis: 
Natürlich braucht die Stadt München, brauchen vor allem die Bürgerinnen und 
Bürger der Stadt München bezahlbaren Wohnraum.

Man muss sich die Frage stellen: Ist dort eine Mischbebauung sinnvoll? – Das 
wurde bis dato negiert.

Natürlich muss dort eine Mischbebauung stattfinden. Im Übrigen räumt das zwi-
schenzeitlich auch jeder ein.

Meine Damen und Herren, es ist völlig richtig, dass man die graue Energie an-
schauen muss. Graue Energie und Umbauordnung sind Themen der Zukunft. Na-
türlich muss man das auch bei diesem Projekt genau angucken.

Die Architects for Future fordern ein Pilotprojekt für Gebäude in dieser Architektur 
aus dieser Zeit. Soll ich Ihnen etwas sagen? – Sie haben völlig recht. Meine 
Damen und Herren, ich habe allerdings tiefe Zweifel, ob das Pilotprojekt ein nicht 
beherrschbarer, nicht überschaubarer Spezialbau

(Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Hört, hört!)

mit 52.000 Quadratmetern sein muss. Gegen das Pilotprojekt habe ich aber nichts.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wenn wir graue Energie vernichten und auslösen, dann ist es aus meiner Sicht 
wichtig, dass man auch Ausgleichsmaßnahmen schafft. Auch das ist unstrittig.

Wenn man glaubt, dass ich in diesen Punkten recht habe, dann ist das richtige 
Signal nicht die Forderung nach einem Stopp des Verkaufs, sondern das richtige 
Signal ist: Die Stadt München bewegt sich, und wir kommen miteinander ins Ge-
spräch.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Der wesentliche Grund, warum die Staatsregierung verkaufen will, ist die ideolo-
gische Unbeweglichkeit der Stadt München. Wenn man diese ändert, ist dieses 
Problem auch lösbar.

Am Ende können in aller Ruhe und Sachlichkeit folgende Möglichkeiten stehen:

Möglichkeit eins. Die Stadt München erwirbt das Grundstück zu einem Wert, der 
deutlich unter dem Potenzial liegt, kümmert sich dann aber darum, im Bestand zu 
sanieren und bezahlbaren Wohnraum zu schaffen.

Möglichkeit zwei. Man reißt das Justizzentrum ab und lässt dort eine Brache 
liegen, bis sich der Markt so erholt, dass man möglicherweise den besten Preis 
erzielen kann. Dann investiert man dieses Geld sinnvoll in bezahlbaren Wohnraum 
für die Münchnerinnen und Münchner.
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Möglichkeit drei. Man setzt sich zusammen und findet auf der Grundlage jener 
Punkte, die ich hier vorgetragen habe, eine Lösung, die alle Interessen unter 
einen Hut bringt. Möglicherweise ist das ein Teilverkauf, möglicherweise ist das ein 
Pilotprojekt für die Architects for Future oder dergleichen mehr.

Es bleibt dabei: Es ist nicht erklärbar, dass wir für 400 Millionen Euro geförderten 
Wohnraum schaffen, während es in den anderen Landesteilen Bayerns mit dem 
geförderten Wohnraum nicht mehr vorwärts geht, weil die Baukosten so eminent 
gestiegen sind.

Meine Damen und Herren, es muss eine Lösung gefunden werden, die sowohl 
für die Abgeordneten aus München als auch für die Abgeordneten in der Fläche 
Bayerns erklärbar ist.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Kollege, Sie sind ein alter Seemann. Sie sagen mir: Mensch, diese Machbarkeits-
studien usw. usf. – Eines habe ich aus den Erfahrungen des Untersuchungsaus-
schusses Stammstrecke gelernt: Wenn man eine Machbarkeitsstudie in Auftrag 
gibt, dann ist die zweite Frage sofort: Mensch, was passiert denn bei der Veröffent-
lichung mit den Rechten von Dritten? Ich räume ein, es ist wichtig, dass wir, wenn 
wir in Zukunft Machbarkeitsstudien in Auftrag geben, vorher festlegen, dass die 
Ergebnisse veröffentlicht werden können.

(Florian von Brunn (SPD): Welche Dritten?)

Aber die Gegenüberstellung – ich sage das ausdrücklich –, welcher Quadratmeter 
welche Kosten bei den unterschiedlichen Varianten auslöst, können Sie – glauben 
Sie mir, das ist kein Problem, das sage ich Ihnen zu – auf jeden Fall bekommen. 
Wir als CSU und ich ganz besonders stehen zu unserer Verantwortung für den Pla-
neten und die Gesellschaft auf der Grundlage wirtschaftlich tragfähiger Lösungen, 
als Herausforderung für die beiden genannten, Planet und Gesellschaft.

Meine Damen und Herren, wenn wir Klimaschutz wirklich organisieren wollen, wird 
es wichtig sein, dass die Menschen das akzeptieren. Es wird wichtig sein, dass es 
bezahlbar ist, und es wird wichtig sein, dass der Klimaschutz unsere Industrie in 
Deutschland nicht ruiniert.

Vielen herzlichen Dank fürs Zuhören! Sie sehen schon, Kollege von Brunn, ich 
habe hier die Menschen erreicht.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Mir liegen noch zwei Meldungen zu 
einer Zwischenbemerkung vor, die erste Zwischenbemerkung von der Kollegin 
Claudia Köhler, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön.

Claudia Köhler (GRÜNE): Sehr geehrter Kollege, jetzt ist über viel gesprochen 
worden, das mit dem Thema eigentlich gar nicht viel zu tun hat.

(Widerspruch bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ich halte erstens fest: Zuerst lässt man ein Gebäude in Staatsnutzung verfallen, 
sodass es nach fünfzig Jahren nicht mehr nutzbar ist. Wir haben in den letzten 
Jahren diverse Anträge gestellt, mehr Geld in die Instandhaltung unserer Gebäude 
zu stecken. Das wurde von Ihren Fraktionen regelmäßig abgelehnt.

Zweitens. Sie stellen fest, dass es keinen Staatsbedarf gibt für einen Neubau an 
dieser Stelle, der noch gar nicht errichtet ist. Das finde ich auch spannend.
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Drittens. Sie erklären dann, dass man, wenn man das Grundstück verkaufen 
würde, 400 Millionen Euro erzielen könnte. Das klingt relativ viel, aber zur Wahrheit 
gehört auch, dass dieses Filetgrundstück dann weg ist. Es gehört dem Staat nicht 
mehr. Da kann man dann nicht mehr gestalten.

Dann führen Sie noch an, dass die Nutzung festgesetzt ist. Sie glauben doch nicht 
ernsthaft, dass ein Investor für, sagen wir, 400 Millionen Euro das Grundstück 
erwirbt, um dort eine Behörde zu errichten?

(Lachen des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist um.

Jürgen Baumgärtner (CSU): Ich versuche mal, Ihre Fragen abzuschichten. Nein 
zu der Frage zusätzlicher Gelder für die Instandhaltung des Gebäudes, lange vor 
unserer Zeit. Diese Entscheidung ist vor vielen Jahren getroffen worden, und nach 
fünfzig Jahren, meine Damen und Herren, darf ein Gebäude abgenutzt sein. Das 
ist im Übrigen auch der ganz normale Abschreibungszeitraum.

(Claudia Köhler (GRÜNE): Aber nicht Abbruch!)

Zweitens. Sie erkennen das schon: So, wie es jetzt ist – die Stadt bewegt sich nicht 
–, ist das Potenzial des Grundstücks nicht ausgereizt. Deswegen ist es wichtig, mit 
der Stadt gemeinsam zu diskutieren.

Drittens haben Sie gesagt, ich würde hier einen Staatsbedarf nicht erkennen. Die 
Immobilien Freistaat Bayern hat geprüft, und es gibt momentan kein Ministerium, 
das an diesem Standort in irgendeiner Art und Weise ein Gebäude braucht.

Ich glaube, ich habe alles beantwortet.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke. – Die zweite Zwischenbemer-
kung ist vom Kollegen Florian von Brunn, SPD-Fraktion. Bitte schön.

Florian von Brunn (SPD): Lieber Jürgen Baumgärtner, ich will Ihre Erinnerungs-
lücken bezüglich dem, was Sie gegenüber der "Süddeutschen Zeitung" gesagt 
haben, gerne auffrischen. Ich zitiere jetzt hier:

"Städtische Flächen, ‚auf denen wir über Wohnungsbau nachdenken, sollten 
wir grundsätzlich in staatlicher Hand behalten‘, sagt Jürgen Baumgärtner im 
Gespräch mit der SZ. [...] ‚Meiner Meinung nach wird es auch nicht funktio-
nieren, das Grundstück zu verkaufen. Man wird nichts dafür kriegen‘, sagt 
Baumgärtner zudem etwas zugespitzt."

Jetzt habe ich daraus geschlossen, dass Sie das Grundstück nicht verkaufen wol-
len. Ich stelle fest, Sie haben inzwischen schon eine politische Wendigkeit wie 
Markus Söder erworben.

(Zurufe von CSU und FREIEN WÄHLERN: Oh!)

Anders kann ich das, was Sie hier gerade vorgetragen haben, nicht interpretieren. 
Vielleicht können Sie uns erklären, was Sie der "Süddeutschen Zeitung" gesagt 
haben und warum Sie heute so geredet haben?

Jürgen Baumgärtner (CSU): Zunächst einmal herzlichen Dank, dass Sie mich mit 
Markus Söder vergleichen. Ich kann also auch Ministerpräsident. Danke.
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(Heiterkeit und Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Florian von 
Brunn (SPD): Wenig Applaus dafür! Wenig Applaus!)

– Das liegt daran, dass Markus Söder bei uns noch so viele Anhänger hat.

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU – Florian von Brunn (SPD): Da haben nur 
die FREIEN WÄHLER geklatscht!)

– Ich sage: Wenn alle so entspannt wären wie ich! – Was habe ich zur "Süddeut-
schen Zeitung" gesagt? Ich habe gesagt, grundsätzlich ist es wichtig, Flächen, auf 
denen wir bezahlbaren Wohnraum schaffen können, zu behalten. Wir müssen sie 
behalten. Auf dieser Fläche ist aber in Gänze keine durchgängige Wohnbebauung 
sinnvoll. Deswegen habe ich gesagt, dass man vielleicht darüber nachdenken 
muss, ob wir dieses Grundstück in einer Art und Weise organisieren, die sowohl 
bezahlbaren Wohnraum als auch eine Mischbebauung ermöglicht.

Was habe ich noch zur "Süddeutschen Zeitung" gesagt? – In der jetzigen Phase 
ist dieses Grundstück natürlich nichts wert. Aber es hat ein Potenzial von 400 Mil-
lionen Euro. Der Unterschied zwischen dem Preis jetzt – –

(Florian von Brunn (SPD): Also wollen Sie es höchstbietend verkaufen?)

– Das habe ich nicht gesagt. Immer schön zuhören! – Der Unterschied zwischen 
einem Preis jetzt und einem möglichen Potenzial – –

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Herr Kollege, Ihre Redezeit ist um.

Jürgen Baumgärtner (CSU): Das müssten auch Sie wissen. Wir finden zueinan-
der, Kollege von Brunn. Ich bin mir ganz sicher.

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Herr Kollege, Ihre Redezeit!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Als nächstem Redner erteile ich dem Abgeordneten Andreas Winhart für die AfD-
Fraktion das Wort. Bitte schön.

(Beifall bei der AfD)

Andreas Winhart (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, werte Kolleginnen und 
Kollegen! Ein Dringlichkeitsantrag der GRÜNEN, der vielleicht in Teilen ganz char-
mant daherkommt, aber durchaus seine Tücken hat. Ehrlich gesagt, Herr Hierneis, 
bin ich jetzt nicht ganz sicher, was Sie eigentlich bezwecken wollen. Sie schreiben 
in Ihrem Antrag, die Staatsregierung wird aufgefordert, eine Vergabe im Wege 
der Erbpacht zu favorisieren. Sie schreiben hier von Abgabe unter Verkehrswert 
usw. Eigentlich wollen Sie das Gebäude erhalten. Es ist ein bisschen ein Durchein-
ander. Entscheiden Sie sich doch einfach einmal vorab, was Sie denn eigentlich 
wollen.

Wir wissen alle, dass es vor einigen Wochen eine Petition gab, in der ein Kollektiv, 
das Angst hat, den Point of no Return überschritten zu haben, irgendwie versucht 
hat, hier gestalterisch Einfluss zu nehmen. Hier machen sich SPD und GRÜNE zu 
den Fürsprechern dieses Kollektivs. Es ist keine Investorengesellschaft. Es ist eine 
sehr künstlerisch-architektonisch angehauchte Gruppe, die versucht, städtebaulich 
irgendwie Einfluss zu nehmen, meine Damen und Herren.

Im Endeffekt ist das, was jetzt hier passiert, aus unserer Sicht auf der einen Seite 
natürlich kaufmännisch zu bewerten. Aber auf der anderen Seite haben auch wir 
ein gewisses Transparenzproblem, wie schon angesprochen. Es geht um Zugäng-
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lichkeit zu den Gutachten, Machbarkeitsstudien etc., sodass das Haus hier einen 
entsprechenden Blick auf diesen Sachverhalt nehmen kann.

Außerdem sollte man grundsätzlich, meine Damen und Herren, wenn man etwas 
aus dem Grundstock, aus dem Vermögen des Freistaats Bayern herausnimmt, 
auch erklären können, an welcher Stelle etwas hinzukommt. Wenn man sagt, hier 
sind 400 Millionen Euro in der Waagschale, mag das ein gutes Geschäft sein. Aber 
ich würde ganz gerne wissen, wohin diese 400 Millionen Euro wandern. Daher 
können wir mit diesem Vorgehen der Staatsregierung und auch mit dem Vorgehen 
der Opposition absolut nicht einverstanden sein.

(Beifall bei der AfD)

Jetzt schauen wir uns diesen Antrag noch einmal an. Darin steht zum Beispiel 
auch, Änderungen der bayerischen Haushaltsordnung vorzulegen, meine Damen 
und Herren von den GRÜNEN. Vielleicht machen Sie sich beim nächsten Mal 
einfach ein bisschen länger Gedanken, was Sie denn ändern wollen, was genau 
und konkret geändert werden soll, und dann beantragen Sie beispielsweise die 
Änderung des entsprechenden Passus.

Wir wissen, dass beispielsweise eine Vergabe im Wege der Erbpacht in diesem 
Fall bislang überhaupt nicht zur Debatte gestanden ist. Sie sprechen gleichzeitig 
davon, dass Sie eigentlich umbauen wollen. Wieso dann Erbpacht? Wollen Sie 
es dann häppchenweise verscherbeln? – Das wäre eine Sache, die uns als Staat 
eigentlich überhaupt nicht ansteht, hier als Unternehmer aufzutreten. Da müssten 
Sie es wirklich vergeben.

Man könnte mit diesem Projekt sicherlich noch vieles machen. Grundsätzlich ist 
schon die Frage, welche Kriterien man anlegt. Muss immer alles klimaneutral und 
besonders schick sein? Auf welchem Standard modernisiert man, und hat man 
wirklich alles ausreichend geprüft, um eine mögliche Nutzung in Zukunft ins Auge 
zu fassen? Was könnte man beispielsweise mit diesem wunderschönen Gebäude, 
das jetzt etwas in die Jahre gekommen ist, machen? – Der Innenminister beispiels-
weise spricht von einem Amt für Bevölkerungsschutz. Wir können nachher einmal 
darüber diskutieren, ob man vielleicht ein Drohnenabwehrzentrum oder irgendwel-
che anderen Geschichten hineinbaut, beispielsweise ein Amt für mehr Remigration 
etc. Ich denke, wir finden Möglichkeiten, dass wir dieses Gebäude nutzen können.

Aber ich warte grundsätzlich darauf, dass wir einmal erfahren, was die Staatsregie-
rung eigentlich bei einem Verkauf mit dem Erlös konkret machen will; denn von 
der BayernHeim wissen wir ja bereits, dass da relativ wenig auf relativ schlechtem 
Weg passiert ist. Daher freue ich mich auf die weiteren Ausführungen.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD) – Beifall bei der AfD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Als nächstem Redner erteile ich für die 
Fraktion der FREIEN WÄHLER dem Kollegen Martin Behringer das Wort. – Bitte 
schön.

Martin Behringer (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben hier wieder einmal einen Dringlich-
keitsantrag der GRÜNEN und der SPD, der nach meiner Ansicht – –

(Florian von Brunn (SPD): Zwei!)

– Bitte?

(Florian von Brunn (SPD): Zwei!)
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– Ja, ja. Der ist wieder einmal schnell aus der Hüfte geschossen worden, ohne 
Substanz, total überambitioniert und, wie wir es auch gewohnt sind, weit weg von 
der Realität.

Liebe Frau Köhler, dass Sie wieder für irgendetwas mehr Geld gefordert haben, 
wundert mich auch nicht. Wahrscheinlich hätten wir schon die ersten Balkone 
angebaut, die dann wahrscheinlich kein Mensch braucht.

Aber zunächst möchte ich schon ganz klarstellen: Auch wir – und ich glaube, das 
kann ich für die ganze Koalition sagen – sind dafür und fordern auch weiterhin, 
dass wir bezahlbaren Wohnraum schaffen und bauen. Da stehen wir zu unserer 
Verantwortung. Wir gehen bestimmt auch sorgsam mit dem Eigentum um, so, wie 
bis dato auch.

Aber eines muss ich schon dazu sagen: Ich war bei vielen Schlüsselübergaben 
und bei vielen Baustellen von der BayernHeim, von der Stadibau usw. dabei, und 
ich habe dort nie einen Abgeordneten, weder von den GRÜNEN –

(Widerspruch der Abgeordneten Gülseren Demirel (GRÜNE))

– bis auf einmal bei der Stadibau, Entschuldigung – noch von der SPD gesehen.

(Widerspruch der Abgeordneten Gülseren Demirel (GRÜNE))

Es wäre vielleicht einmal ganz interessant, wenn ihr euch das einmal anschaut. 
Dann braucht ihr nicht mehr zu kritisieren, dass nichts passiert, dass in der Bayern-
Heim nichts passiert, dass in der Baunova Bayern nichts passiert, weil es einfach 
nicht der Wahrheit entspricht. Das muss man auch einmal ganz klar feststellen.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Des Weiteren muss ich dazu sagen: Ich habe allergrößten Respekt vor all den 
Initiativen und all den Ideen, die zur möglichen Umnutzung des alten Strafjustiz-
zentrums eingebracht worden sind. Das ist ein unwahrscheinliches Engagement 
und verdient bestimmt auch sehr große Anerkennung.

Aber eines dürfen wir auch nicht vergessen: Visionen ersetzen keine Haushaltsmit-
tel. Das muss man auch einmal ganz klar sagen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Zuruf des Abgeordneten Florian von 
Brunn (SPD))

Im Gegensatz zur SPD und zu den GRÜNEN treffen wir keine Gefühlsentscheidun-
gen – und das ist eine Gefühlsentscheidung –, sondern wir treffen Entscheidungen, 
wenn wir fundierte Tatsachen haben und wenn wir eine verantwortungsvolle Ent-
scheidung treffen können. Wir entscheiden nach Fakten und nicht nach Gefühlen.

Eines kann ich mir an dieser Stelle auch nicht verkneifen: Wer sitzt bei der Stadt 
München in der Regierung? – Das sind doch die SPD und die GRÜNEN.

(Florian von Brunn (SPD): Wem gehört das Grundstück?)

Warum hat die Staatsregierung nicht schon mehr bezahlbaren Wohnraum geschaf-
fen?

(Zuruf der Abgeordneten Anna Rasehorn (SPD))

Warum deutet man immer mit dem Finger auf den Freistaat Bayern? – Ihr müsst, 
ihr müsst.
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(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Nein, nicht wir müssen, ihr müsst genauso. Das muss man auch einmal dazu 
sagen.

Zum Zweiten: Ihr habt dreieinhalb Jahre Zeit in der Ampel-Regierung gehabt und 
habt vieles versprochen; aber leider ist da auch nur heiße Luft gekommen. Das 
gehört zur Wahrheit auch einmal dazu.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Beim Durchlesen des Dringlichkeitsantrags der GRÜNEN ist mir vor allem die 
Forderung aufgefallen, das Gebäude unter Verkehrswert an die Stadt oder andere 
Träger zu verkaufen. Da muss ich sagen: Da wünsche ich euch jetzt schon einmal 
viel Spaß dabei, dem Obersten Rechnungshof zu erklären, warum wir in der Stadt 
München mehrere Gebäude unter Wert veräußern sollen. Das müsst ihr erst ein-
mal erklären, und da muss ich ganz ehrlich sagen: Das ist Verscherbelung von 
Staatseigentum.

(Zuruf der Abgeordneten Claudia Köhler (GRÜNE))

Da muss ich ganz ehrlich sagen: So etwas in einen Dringlichkeitsantrag hineinzu-
schreiben, ist, mit Verlaub, ein Ding der Unmöglichkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich muss auch dazu sagen: Im Ausschuss für Wohnen, Bau und Verkehr haben 
wir vor Kurzem die Petition zum Strafjustizzentrum behandelt. Wenn wir nicht 
verantwortungsvoll gehandelt hätten, hätten wir das Ganze weggewischt, und zwar 
hätten wir das gemäß § 80 Nummer 4 der Geschäftsordnung für den Bayerischen 
Landtag verbeschieden, und die Sache wäre erledigt gewesen.

Nein, wir haben es nicht gemacht. Wir haben die Eingabe zurückgestellt, um allen 
noch einmal die Chance zu geben, ins Gespräch zu kommen, und jedem die 
Möglichkeit zu geben, seine Vorschläge einzubringen, was mit diesem Gebäude 
passieren soll. Das ist am Montag auch passiert. Danach werden wir auch Ent-
scheidungen treffen, und darum – das muss ich sagen – finde ich das jetzt einfach 
unmöglich, schnell einen Dringlichkeitsantrag zu schreiben, nur um eine schöne 
Überschrift zu haben und um sich gut positionieren zu können.

Ich glaube, wenn man seriöse Politik macht, dann braucht es das nicht, sondern 
wir werden uns im Ausschuss mit dieser Petition noch einmal sehr gut beschäfti-
gen. Da braucht es keinen Dringlichkeitsantrag, weder von der SPD, geschweige 
denn von den GRÜNEN.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Noch eines muss man feststellen, und das ist, glaube ich, auch ein sehr wichtiger 
Punkt: Die aufgestellte Behauptung, dass ausgerechnet staatliche Grundstücke 
der entscheidende Hebel gegen Grundstücksspekulationen sind, entbehrt nach 
meiner Ansicht jeglicher Grundlage,

(Lachen der Abgeordneten Gülseren Demirel (GRÜNE))

schon mangels Masse. Die Bodenpreise in München sind so. Das wissen wir 
alle; aber das kommt nicht davon, weil der Staat einzelne Flächen veräußert. Sie 
würden auch nicht sinken, wenn er keine Flächen veräußert. Sie sind so, weil Mün-
chen eine hochattraktive Stadt ist und einfach der wirtschaftliche Motor unseres 
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Landes ist. Deswegen sind die Grundstückspreise hoch, aber nicht deswegen, weil 
der Staat vereinzelt Grundstücke veräußert.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Klar ist auch: Mit jedem Euro, den der Freistaat Bayern in das alte Strafjustizzent-
rum investiert, könnte anderswo im Raum München deutlich mehr bezahlbarer 
Wohnraum geschaffen werden. Der Kollege Baumgärtner hat das auch schon 
gesagt. Sanierung und Umbau sind immer mit Risiken verbunden. Ich glaube, das 
wisst ihr genauso, und der Kollege Baumgärtner hat das auch in aller Deutlichkeit 
gesagt: Mehr können wir uns da nicht ans Bein binden, das nicht kalkulierbar ist. 
Wenn tragfähige Konzepte da sind, wenn das funktioniert, jederzeit gerne; aber, 
wie gesagt, es müssen tragfähige Konzepte sein, die auch gut durchfinanziert sind.

Im Übrigen lehnen wir diese beiden Dringlichkeitsanträge ab. Wir sind nach wie 
vor der Meinung, dass wir verantwortungsvoll mit öffentlichem Eigentum umgehen 
müssen, und vor allem haben wir eine seriöse Haushaltsführung – im Gegensatz 
zur Ampelkoalition und anderen, die einfach Geld ausgeben, ohne zu wissen, wo 
es herkommt. Das machen wir nicht, und das werden wir auch in Zukunft nicht 
machen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Mir liegen zwei Meldungen zu einer 
Zwischenbemerkung vor. – Die erste kommt von der Kollegin Gülseren Demirel für 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Kollege Behringer, Ihre Rede war schon sehr irritie-
rend, weil Sie mehrmals den Begriff Sachlichkeit benutzt haben; aber ich glaube, 
zwei Drittel Ihrer Rede waren absolut unsachlich, weil sie nur mit Schuldzuwei-
sungen zu tun hatten. Erstens habe ich also die Position und das Recht, bei 
Dringlichkeit zu einem aktuellen Thema auf die Schnelle Informationen einzuholen, 
die notwendig sind, und weil Sie die Stadt München angesprochen haben: Die 
Stadt München hat in ihrem städtischen Bestand 70.000 Wohnungen. Wie viele 
Wohnungen hat denn die Bayerische Staatsregierung in ihrem Bestand?

Zweitens. Wir haben wir sehr früh erkannt, dass die Stadt, wenn sie selbst Grund-
stücke verkauft, mit Preistreiber sein wird, was real auch der Fall ist. Deswegen 
werden keine Grundstücke mehr verkauft, sondern nur noch per Erbpacht verge-
ben.

Drittens. Sie reden nur über die Kosten. Sie haben in diesem Haus vor einigen 
Jahren eine sehr teure –

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Kollegin, achten Sie auf Ihre Redezeit. 
Die ist um.

Gülseren Demirel (GRÜNE): – Asbestsanierung durchgeführt. Wieso –

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Kollegin, Ihre Redezeit ist um.

Gülseren Demirel (GRÜNE): – haben Sie das denn überhaupt gemacht, wenn das 
überhaupt nicht mehr im Preis-Leistungs-Verhältnis steht?

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ihre Redezeit ist um.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Ihre Angestellten brauchen auch Wohnungen.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Bitte schön.

Martin Behringer (FREIE WÄHLER): Ich denke, Sie waren bei der Stadibau 
dabei. Wir bauen Wohnungen.

(Zuruf)

– Ich habe es vorhin gesagt, ich habe mich auch korrigiert. Dann haben Sie 
gesehen, dass staatliche Wohnungen gebaut werden. So ist es jetzt auch wieder 
nicht.

Es wird aber immer so dargestellt, und das hat nichts mit Unsachlichkeit zu tun, 
sondern es sind Tatsachen, dass es immer so dargestellt wird, als wenn wir nichts 
machten. Das stimmt einfach nicht. Ich muss jetzt nur dazu sagen: Es gibt nicht nur 
die Stadt München, sondern in ganz Bayern braucht man Wohnungen. Ich glaube, 
wir können nicht nur eine Stadt im Blick haben, sondern wir müssen alles im Blick 
haben. Das muss uns allen klar sein. Darum gibt es nicht nur die Wohnungen in 
München, sondern es gibt die Wohnungen in Bayern.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Die zweite Zwischenbemerkung kommt 
vom Kollegen Florian von Brunn von der SPD-Fraktion. – Bitte schön.

Florian von Brunn (SPD): Lieber Herr Kollege Behringer, nachdem Sie behauptet 
haben, in München wären nicht genügend bezahlbare Wohnungen geschaffen 
worden – Frau Kollegin Demirel hat ja schon etwas dazu gesagt –, wollte ich Sie 
noch mal grundsätzlich aufklären.

München besitzt 71.000 städtische Wohnungen; die gehören der "Münchner Woh-
nen". Der Freistaat Bayern hat circa 28.500 Wohnungen – nicht einmal die Hälfte 
der Wohnungen, die die Landeshauptstadt hat, obwohl dort neunmal so viele Ein-
wohner leben. Wenn Sie die gleiche Quote erreichen wollten, müsste der Freistaat 
650.000 Wohnungen besitzen, was nicht der Fall ist. Also lassen Sie es bitte, 
München zu kritisieren, wenn Sie selbst nur so eine läppische Zahl an Wohnungen 
zustande gebracht haben.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Martin Behringer (FREIE WÄHLER): Dass Sie das natürlich kritisieren, ist mir 
schon klar. Sie kritisieren immer, dass wir zu wenig Wohnraum haben. Dann hat 
die Stadt München bis jetzt auch zu wenig gebaut, weil der Wohnraum ansonsten 
ausreichen würde. Aber er reicht ja bekanntlich nicht aus. Wir wissen alle, dass wir 
im Freistaat Bayern aufholen müssen.

(Florian von Brunn (SPD): Auch deswegen, weil der Freistaat 10.000 Wohnun-
gen gestrichen hat!)

Herr von Brunn, die staatlichen Mittel müssen aber auch reichen. Das wissen Sie 
auch. Wenn Sie eine seriöse Haushaltsführung wollen, müssen Sie auch damit 
leben, dass wir nicht von heute auf morgen alles machen können.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)
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Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Für die Staatsregie-
rung hat Herr Staatsminister Christian Bernreiter um das Wort gebeten. Bitte 
schön.

Staatsminister Christian Bernreiter (Wohnen, Bau und Verkehr): Sehr geehrter 
Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Jetzt bietet sich mir die Gele-
genheit, in das Thema ein bisschen ausführlicher einzusteigen. Ich möchte einmal 
festhalten: Bayern ist Spitzenreiter im sozialen Wohnungsbau.

(Lachen bei den GRÜNEN und der SPD – Florian von Brunn (SPD): Jetzt 
wird es lustig! – Gülseren Demirel (GRÜNE): Die Zahlen sprechen ja für sich! 
– Toni Schuberl (GRÜNE): Wie viele Hundert Wohnungen habt ihr denn ge-
schafft?)

Herr Kollege von Brunn, Sie haben in Ihren Ausführungen wiederholt zum Aus-
druck gebracht, dass Sie keine Ahnung haben und die Fakten durcheinanderbrin-
gen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Das ist echt unglaublich. Sie waren einmal Fraktionsvorsitzender. Sie wissen gar 
nicht, was der Grundstock ist und wie er befüllt wird. Darüber bin ich echt erschüt-
tert.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Habt ihr 1.000 Wohnungen geschafft?)

Im letzten Jahr war der Freistaat Bayern in Deutschland – –

(Florian von Brunn (SPD): Das sagt der erfolgloseste Minister in Bayern!)

Passen Sie jetzt einmal auf. Können Sie jetzt einmal zuhören? –

(Michael Hofmann (CSU): Das kann der nicht, der quatscht die ganze Zeit 
dazwischen! – Zurufe von den GRÜNEN und der SPD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Entschuldigung, das Wort hat der Herr 
Minister am Rednerpult.

Staatsminister Christian Bernreiter (Wohnen, Bau und Verkehr): Ich halte es 
noch einmal fest: Der Freistaat Bayern war letztes Jahr deutscher Meister im 
Schaffen von Sozialwohnungen, mit Abstand.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Wie viele?)

Jede vierte Wohnung in Deutschland ist in Bayern gefördert worden.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Wie viele?)

Wir haben aber nach dem Königsteiner Schlüssel nur 15,5 %.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Wie viele Wohnungen waren es denn?)

Das möchte ich einmal klar festhalten.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Bezahlbares Wohnen ist für mich und für uns nicht irgendein Thema,

(Toni Schuberl (GRÜNE): Wie viele Wohnungen waren es denn? – Michael 
Hofmann (CSU): Jetzt kommt der Nächste da drüben!)
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sondern ein Herzensanliegen.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Ihr kennt die Fakten nicht.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Haben Sie Zahlen? Wie viele Wohnungen waren 
es? – Michael Hofmann (CSU): Lasst ihn ausreden!)

Es gibt eine Anfrage im Deutschen Bundestag, die das belegt. Das können Sie 
nachlesen. Fragen Sie einfach.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Wie viele?)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Sie können nachher eine Zwischenbe-
merkung stellen. Jetzt hat der Herr Minister das Wort.

Staatsminister Christian Bernreiter (Wohnen, Bau und Verkehr): Ich kann es 
gleich sagen. 13.600 Wohnungen haben wir im letzten Jahr gefördert, also jede 
vierte in Deutschland, weit mehr, als wir Einwohner haben. Unser Erfolg zeigt, dass 
wir liefern. Wir brauchen keine Belehrungen von Ihnen.

(Florian von Brunn (SPD): Welcher Erfolg? – Zuruf der Abgeordneten Gülse-
ren Demirel (GRÜNE))

Das Förderchaos hat Ihr ehemaliger Bundeswirtschaftsminister hinterlassen. Ich 
war vorgestern mit der neuen Bundesbauministerin, die das genauso sieht wie ich, 
auf der "Messe EXPO REAL". Dort ist noch mal zum Ausdruck gekommen, es war 
Gold-Plating, sogar Platin-Plating, was gefordert wurde, weit an der Realität vorbei. 
Wir in Bayern stehen für Stabilität, Verlässlichkeit und Zukunft. Unsere Fakten 
sprechen für sich.

(Florian von Brunn (SPD): Eben nicht!)

Sie wissen alle, die Bauwirtschaft steckt seit 2022 in einer tiefen Krise. Besonders 
betroffen ist der Wohnungsbau. Unsere Wohnraumförderung war in dieser Zeit der 
Stabilitätsanker. Wir haben in den letzten beiden Jahren 2,2 Milliarden Euro an Be-
willigungsmitteln ausgereicht. Trotz der Krise gab es nie einen Baustopp, sondern 
wir haben so viel wie möglich auf die Baustelle gebracht. Ich sage es noch mal, 
wir haben im Jahr 2024 allein 13.600 Wohnungen gefördert. Wie Sie nachlesen 
können, ist es Bayern gelungen, den Bestand an Sozialwohnungen stabil zu hal-
ten, während andere aus den Sozialbindungen gefallen sind. Gleichzeitig werden 
laufend neue Förderprojekte freigegeben: unser diesjähriges Sommerpaket mit 
100 Millionen Euro

(Gülseren Demirel (GRÜNE): Das war doch nicht die Frage!)

und das Herbstpaket mit 300 Millionen Euro, das sich in der Vorbereitung befindet. 
Wir halten dieses Rekordniveau also aufrecht. Es ist unser Plan, dass die hohen 
Fördermittel weiterhin bestehen bleiben. Wir legen sogar noch eine Schippe drauf: 
Wie der Ministerpräsident in Banz in Aussicht gestellt hat, ist unser Plan, dass 
wir bis 2028 zusätzlich 1 Milliarde Euro für den Wohnungsbau bereitstellen. Das 
ist bezahlbarer Wohnraum, den wir in ganz Bayern schaffen wollen. Herr Kollege 
Baumgärtner hat darauf hingewiesen.

Jetzt zu dem Thema, das Sie heute in den Mittelpunkt stellen. In München ist 
der Wohnungsmarkt besonders angespannt. Darüber sind wir uns alle einig. Die 
staatlichen Wohnungsbaugesellschaften investieren aktuell in verschiedene Bau-
vorhaben im Stadtgebiet. Insgesamt sind in München derzeit 2.330 Wohnungen 
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von uns im Bau. Sie haben gesagt, Sie sehen nichts, und Sie wissen von nichts. 
Außer der Frau Kollegin Demirel, die bei Richtfesten und Einweihungen immer mit 
dabei war, habe ich ansonsten niemanden gesehen, auch keine Medienvertreter, 
die sich nur dann interessieren, wenn es andere Schlagzeilen gibt. Wenn wir in 
Millionenprojekte in München investieren, interessiert das kaum jemanden. Dann 
sind wir nur mit ein paar Leuten vor Ort, und der Zeitungsartikel ist so groß wie 
eine Briefmarke. Andere Schlagzeilen sind da trächtiger.

Natürlich haben wir uns das Strafjustizzentrum angeschaut. Fachleute haben das 
geprüft, weil es sonst heißt, was die Beamten wieder gemacht hätten. Wir haben 
von Experten prüfen lassen, ob unsere staatlichen Wohnungsbaugesellschaften 
dort bezahlbaren Wohnraum schaffen können. Das Ergebnis war eindeutig, worauf 
Jürgen Baumgärtner gerade hingewiesen hat: Eine Weiternutzung des Strafjustiz-
zentrums für Wohnungen ist extrem teuer. Die Kosten für einen Umbau wären 
deutlich höher als bei anderen Projekten, selbst innerhalb Münchens. Der Gebäu-
dekomplex stammt aus den 70er-Jahren und ist sanierungsbedürftig. Das birgt 
erhebliche Kostenrisiken. Das bedeutet: Wenn wir das selbst mit unseren Woh-
nungsbaugesellschaften machen würden, müssten wir neben den Fördermitteln 
auch Eigenkapital einsetzen. Das wäre doppelt so hoch wie bei anderen Projekten. 
Wir könnten also mit den staatlichen Wohnungsbaugesellschaften mit demselben 
Geld doppelt so viele Wohnungen woanders bauen. Das einfach zu ignorieren, 
wäre wirtschaftlicher Unsinn.

Die Wohnraumförderung ist so hoch wie noch nie, aber wir können jeden Euro nur 
einmal ausgeben. Herr Mistol ist jetzt nicht mehr da. Jetzt habe ich so vieles über 
die BayernHeim GmbH gehört, sie sei ein "Rohrkrepierer" usw. Herr Mistol hat mir 
vor dem Sommer vorgeworfen, dass die BayernHeim GmbH zu viel baue und die 
Wohnraumförderung greife. Wie soll es anders gehen? – Ich habe mir die Zahlen 
extra aufgeschrieben: Wir haben derzeit bei der BayernHeim GmbH 5.700 Woh-
nungen im Bestand oder im Bau. Knapp 1.000 Wohnungen sind fertig. Ich habe 
letzte Woche in Germering ein großes Neuprojekt eröffnet. 4.771 Wohnungen sind 
im Bau. Wir machen da auch weiter. Alles, was derzeit läuft, wird auch umgesetzt. 
Es gilt aber auch das Subsidiaritätsprinzip. Wenn alle anderen Städte, die Kommu-
nen und die Genossenschaften in die Wohnraumförderung greifen wollen, hat sich 
der Staat zurückzunehmen.

Wenn wir an der Stelle des Justizzentrums nicht selbst bauen, müssen wir die Flä-
che für behördliche Zwecke nutzen. So steht es in unseren Regularien. Das ist ge-
prüft worden. Herr Kollege Baumgärtner hat darauf hingewiesen, dass ein Staats-
bedarf nicht bestehe. Außerdem gilt bei Behördenunterbringungen der Grundsatz: 
Mieten vor Bauen. Der Ministerrat hat sich deshalb im Juli in intensiver Abwägung 
für den Verkauf der Immobilie entschieden. Herr von Brunn, eine Vergabe im 
Erbbaurecht ist keine sinnvolle Alternative.

(Florian von Brunn (SPD): Ich habe nicht von Erbbaurecht gesprochen!)

– Nein, aber Sie haben gesagt, dass die Mittel dann in die Wohnraumförderung 
gehen sollen. Das geht gar nicht. Ich bin kein Jurist, aber es steht sogar in unserer 
Verfassung,

(Florian von Brunn (SPD): Das habe ich auch in meiner Rede gesagt!)

dass eine Grundstückveräußerung wieder in den Grundstock muss und wir jede 
Immobile vom Grundstock aus kaufen. Wenn wir einen Erbbauzins einnehmen, 
läuft der in den normalen Haushalt, wird für irgendetwas anderes ausgegeben und 
kann nicht wieder für Grundstückskäufe verwendet werden. Der Verkauf ist die 
vernünftigste Lösung.
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(Zuruf der Abgeordneten Gülseren Demirel (GRÜNE))

Auch künftig hat der geförderte Wohnungsbau top Priorität. Wenn der freifinanzier-
te Wohnungsbau nicht anspringt, haben wir alle miteinander ein Problem.

Liebe Fraktion der GRÜNEN, in Ihrem Antrag taucht viermal das Wort "Spekulati-
on" auf. Das zeigt eine völlig falsche Auffassung von unserer Wirtschaftsordnung. 
Ist Ihnen überhaupt bewusst, dass 90 % der neuen Wohnungen privat finanziert 
werden? – Der soziale Wohnungsbau ist wichtig, aber er kann das Problem nicht 
allein lösen. Jede Wohnung, die auf dem Markt ist, entlastet den Wohnungsmarkt. 
Auf der genannten Liegenschaft gab es bisher überhaupt keine Wohnungen. Ich 
bin sehr dankbar für jedes private Engagement im Wohnungsbau.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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